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Wir sorgen für Arbeit.
Gut für die Menschen.
Gut für Deutschland.

S
Wachstum und Beschäftigung entstehen in Deutschland vor allem in den kleinen und mittleren Unternehmen. Drei
Viertel aller Unternehmen haben eine Geschäftsbeziehung zu Sparkassen und Landesbanken, über 42 Prozent aller
Finanzierungsmittel kommen aus der Sparkassen-Finanzgruppe. Sparkassen und Landesbanken tragen damit wesent-
lich dazu bei, dass Arbeitsplätze erhalten und neu geschaffen werden. Auch direkt sorgt die Sparkassen-Finanzgruppe
für Beschäftigung: Mit über 380.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gehört sie zu den größten Arbeitgebern und
Ausbildern in Deutschland. Deshalb heißt es zu Recht: Sparkassen. Gut für Deutschland. www.gut-fuer-deutschland.de
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Die Vorstandsmitglieder befassten sich
zunächst mit den Überlegungen in der

Region Aachen, sich zu einer StädteRegion
Aachen zusammenzuschließen, der die
kreisfreie Stadt Aachen, der Kreis Aachen
und die kreisangehörigen Städte und
Gemeinden des Kreises Aachen angehö-
ren. Landrat Carl Meulenbergh erläuterte
ausführlich die Gründe und die Ziele, die
den Bestrebungen zur Bildung einer Städ-
teRegion Aachen zugrunde liegen. In der
anschließenden Diskussion wurde darauf
hingewiesen, dass die Situation im Aache-
ner Raum zwar nicht ohne weiteres auf
andere Regionen im Land Nordrhein-
Westfalen übertragbar sei; gleichwohl
sprach der Vorstand sich dafür aus, dass
der Landkreistag sich noch einmal unter
grundsätzlichen Aspekten mit der Frage
befassen solle, ob und wie eine
Zusammenarbeit zwischen mehreren Krei-
sen und/oder in Stadt/Umland-Beziehun-
gen zwischen Kreisen und kreisfreien Städ-
ten gegebenenfalls auch in anderen Lan-
desteilen zu gestalten sei.
Im Anschluss erörterte der Vorstand die
von der Landesregierung veröffentlichten
Eckpunkte zum Steuerverbund/Gemeinde-
finanzierungsgesetz 2007. Die Vorstands-
mitglieder lehnten die vorgesehene Her-
ausnahme des Grunderwerbsteuerauf-
kommens des Landes aus den Verbund-
grundlagen, das bislang mit 4/7 einbezo-
gen war, strikt ab. Die desolate Finanzsitu-
ation der Kommunen in Nordrhein-West-
falen lasse weitere Konsolidierungsbeiträge
für den Landeshaushalt nicht zu. Außer-
dem sprach sich der Vorstand gegen die
von der Landesregierung beabsichtigte
Erhöhung der kommunalen Beteiligung an
der Krankenhausinvestitionsförderung von
derzeit 20 auf 40 Prozent aus. Dies stelle
eine Aufgabenerweiterung dar, die dem
Konnexitätsprinzip nach Art. 78 Abs. 3
Landesverfassung unterfalle. Zudem
wandte sich der Vorstand gegen die von
der Landesregierung geplante Kürzung bei
den Weiterbildungsmitteln um rund 20
Millionen Euro. Zwar sei zu erwarten, dass
das Land aus unerwartet hohen Steuerein-
nahmen des laufenden Jahres etwa 200 bis
300 Millionen Euro an die Kommunen
weitergebe. Diese quantitative Kompensa-
tion der mit den strukturellen Belastungen
verbundene Mindereinnahmen in etwa der
gleichen Höhe wirke sich aber über das

Jahr 2007 hinaus für die Kommunen nach-
teilig aus. Der Landtag sei aufgerufen,
diese strukturellen Verschlechterungen im
Gesetzgebungsverfahren zum GFG 2007
zurückzunehmen (vgl. dazu auch EIL-
DIENST LKT NRW Nr. 9/September 2006,
S. 299 ff. sowie Presseerklärung des LKT
NRW vom 30.08.2006, EILDIENST LKT
NRW Nr. 10/2006, S. 325).
Ein weiteres Thema war der aktuelle Stand
der Verwaltungsstrukturreform, und hier
zunächst die Reform der nordrhein-westfä-
lischen Versorgungsverwaltung. Die von
der Geschäftsstelle dazu vorgestellten
Überlegungen wurden zustimmend zur
Kenntnis genommen. Danach ist unter
dem Vorbehalt eines vollen Kostenaus-
gleichs die mögliche Übertragung von Auf-
gaben nach dem Schwerbehindertenrecht
auf kreisfreie Städte und Kreise als sachge-
recht zu bewerten. Desgleichen ist vorstell-
bar, dass die Aufgaben im Bereich des
künftigen Elterngeldes von kreisfreien
Städten, Kreisen und großen kreisangehö-
rigen Städten übernommen werden.
Bezüglich des Sozialen Entschädigungs-
rechtes wurde demgegenüber eine Bünde-
lung der Aufgabenwahrnehmung bei den
Landschaftsverbänden als sachgerecht
angesehen.
Es folgte eine Darstellung der aktuellen
Planungen des Landes zur Neuordnung
der Umweltverwaltung im Rahmen der
Verwaltungsstrukturreform. Der Vorstand
begrüßte in diesem Zusammenhang erneut
das geplante Zaunmodell, nach dem die
Zusammenführung möglichst aller an
einem Betriebsstandort notwendigen Auf-
gaben in einer behördlichen Zuständigkeit
angestrebt wird. Bei der Frage, welche
Behörde konkret zuständig sein soll, sprach
sich der Vorstand für eine Lösung aus,
nach der möglichst viele Betriebsstandorte
dezentral auf kommunaler Ebene abgear-
beitet werden können. Die kommunalen
Behörden seien die richtigen und kompe-
tenten Behörden in einer Vielzahl von Fäl-
len. Lediglich für eine Minderzahl komple-
xer Anlagen mit überörtlichem Bezug solle
nach Auffassung des Vorstandes an einer
staatlichen Zuständigkeit festgehalten
werden.
Es wurde betont, dass bei einer im Zuge
der Verwaltungsstrukturreform beabsich-
tigten Kommunalisierung von Aufgaben
eine Vollkostenerstattung nach dem ver-

fassungsrechtlich verankerten Konnexitäts-
prinzip gewährleistet sein müsse. Kreisen,
Städten, Gemeinden und Landschaftsver-
bänden dürften durch Aufgabenverlage-
rungen keine finanziellen Mehrbelastun-
gen entstehen. Es bestand Einvernehmen
unter den Vorstandsmitgliedern, dass der
Landkreistag bei der Entscheidung über
etwaige Aufgabenverlagerungen bislang
staatlich wahrgenommener Zuständigkei-
ten eine konsensuale Meinungsbildung
und Positionierung mit den anderen kom-
munalen Spitzenverbänden anstrebt.
Der Vorstand erörterte auch die im
Zusammenhang mit der Verwaltungsstruk-
turreform entstehenden Probleme, wenn
Landespersonal von den Kreisen als neue
Aufgabenträger übernommen werden soll.
Es bestand dabei die einmütige Auffas-
sung, dass das Land die durch einen Perso-
nalübergang bei den Kreisen entstehenden
Kosten einschl. der Versorgungslasten für
Beamte im Rahmen des Konnexitätsprin-
zips vollständig ausgleichen müsse. Darü-
ber hinaus sprach sich der Vorstand für
Lösungen aus, die auf das Prinzip der Frei-
willigkeit bei den das Personal überneh-
menden Kreisen setzen. Nur so sei gewähr-
leistet, dass das Land nicht versuche, den
Kreisen das Landespersonal zu übertragen,
das eine geringere fachliche Qualifikation
und Leistungsfähigkeit habe.
Außerdem erörterten die Mitglieder des
Vorstandes die Absichten der Landesregie-
rung zur Durchführung des Sprachstands-
feststellungsverfahrens für vierjährige Kin-
der. Der Vorstand sprach sich entgegen
den Vorstellungen der Landesregierung
dafür aus, dass bei den 160.000 Kindern
eines Jahrgangs, die einen Kindergarten
besuchen, weitgehend auf ein formalisier-
tes Sprachstandsfeststellungsverfahren
durch Grundschullehrer verzichtet wird. Bei
diesen Kindern solle das pädagogische Per-
sonal, das die Kinder schon monatelang
habe beobachten können, auf der Basis
dieser Erfahrungen den Eltern mitteilen,
wenn ihr Kind sprachförderbedürftig sei.
Gleichzeitig solle es diesen Eltern empfeh-
len, eine Sprachfördermaßnahme in dem
jeweiligen Kindergarten zu besuchen. Nur
wenn Eltern dieser Empfehlung nicht nach-
kämen, sei es notwendig, für Kindergar-
tenkinder ein formalisiertes Sprachstands-
feststellungsverfahren durchzuführen und
die rechtlichen Voraussetzungen dafür zu
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Unter Vorsitz von Präsident Landrat Thomas Kubendorff, Kreis Steinfurt, trafen die Vorstandsmitglieder des LKT NRW zu ihrer Sit-
zung am 29. August 2006 in der Geschäftsstelle des LKT NRW in Düsseldorf zusammen.
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schaffen, dass die Eltern gegebenenfalls
auch mit Verwaltungszwangsmitteln ange-
halten werden können, ihr Kind in eine
Sprachfördermaßnahme zu schicken.
Es schloss sich das Thema Reform der Kin-
dergartenfinanzierung an, welches derzeit
vor allem bei den Trägern von Kindergär-
ten für erhebliche Unruhe sorgt. Vor dem
Hintergrund der Bedenken, die gerade im
ländlichen Raum hinsichtlich einer aus-
kömmlichen Gruppenfinanzierung  durch
die vom Land vorgeschlagene „Pro-Kopf-
Förderung“ bestehen, äußerten sich die
Vorstandsmitglieder erfreut darüber, dass
nun seitens der kommunalen Spitzenver-
bände ein Modell zur Finanzierung über
Gruppenpauschalen in die Diskussion ein-
gebracht werden soll. Dieses von einer
Arbeitsgruppe aus kommunalen Praktikern
erarbeitete Modell wird nun in dem mode-
rierten Prozess der Erarbeitung des von der
Landesregierung angestrebten Konsenses
über die Gesetzesnovelle geprüft und
unter anderem auch in den weiteren Bera-
tungen im Sozial- und Jugendausschuss
des LKT dem Landesmodell gegenüber
gestellt werden. 

Überdies billigte der Vorstand den Entwurf
der Stellungnahme der kommunalen Spit-
zenverbände NRW zum Gesetzentwurf zur
Novellierung des Landesplanungsgeset-
zes.
In der Stellungnahme an das federführen-
de Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand
und Energie des Landes Nordrhein-Westfa-
len wird hervorgehoben, dass der jetzige
Zeitpunkt nicht geeignet sei, die Regional-
planungskompetenzen für das Ruhrgebiet
auf den Regionalverband Ruhr (RVR) zu
übertragen. Denn insoweit sei auf den
Kontext der jetzt begonnenen Verwal-
tungsstrukturreform zu achten. Eine
zusätzliche sechste Regionalplanungsbe-
hörde schaffe zahlreiche Schnittstellen zu
den Bezirksregierungen, da grundsätzliche
Fachzuständigkeiten eben dort verbleiben
würden. Vor einer von der Koalition
geplanten Neuordnung der staatlichen und
kommunalen Mittelebene, die bis zum Jahr
2012 umgesetzt werden solle, sollte keine
weitere Aufgabenzuweisung an den RVR
erfolgen. Im Übrigen bestünden Zweifel,
ob es sich bei dem Verbandsgebiet des
RVR um einen Planungsraum handele, der

aufgrund seiner siedlungsräumlichen und
wirtschaftlichen Strukturen sinnvollerweise
einheitlich zu betrachten sei. Überdies
werde die Regionalplanung bisher als
staatliche Aufgabe betrieben, die mit der
Übertragung auf den RVR ggf. kommuna-
lisiert werden würde. Damit sei das Konne-
xitätsprinzip betroffen und eine Kostenfol-
geabschätzung des federführenden Res-
sorts erforderlich. Darüber hinaus hob
der Vorstand des LKT NRW deutlich her-
vor, es sei unabdingbar, dass alle Hauptver-
waltungsbeamten der Kreise und kreis-
freien Städte innerhalb des Gebietes des
RVR im Beschlussorgan des RVR vertreten
seien. 
Abschließend befasste sich der Vorstand
mit dem Gesetzentwurf der Landesregie-
rung für ein Standardbefreiungsgesetz. Er
stimmte der Stellungnahme des Landkreis-
tages NRW gegenüber dem Landtag NRW
zu diesem Gesetzentwurf zu. Sie ist in
diesem EILDIENST ab Seite 345 abge-
druckt.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 00.10.00
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Software-Chaos der BA
behindert Vermittlung von
Langzeitarbeitslosen

Presseerklärung vom 22. August 2006

Der Ärger um Software der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) nimmt kein Ende:
Während die Fehler am Hauptprogramm
„A2LL“ immer noch nicht behoben sind
– sondern zeitraubende so genannte
Umgehungslösungen die Mitarbeiter
nach wie vor von ihrem Kerngeschäft der
Arbeitsvermittlung abhalten – macht nun
eine Anwendung namens „VerBis“ den
Vermittlern in den Argen (Arbeitsge-
meinschaften aus jeweiliger Agentur für
Arbeit und Kreis beziehungsweise Stadt)
das Leben schwer.
„Das Programm sollte die computerge-
stützte Arbeitsvermittlung erleichtern.
Diese Erwartungen wurden aber bisher
nicht erfüllt“, erklärte der Hauptge-
schäftsführer des Landkreistags Nord-
rhein-Westfalen (LKT NRW), Dr. Martin
Klein, heute in Düsseldorf. „Die Software

ist instabil, wichtige Schnittstellen fehlen,
die Anwendung ist kompliziert, praxis-
fern und im alltäglichen Einsatz schlicht
und ergreifend kontraproduktiv. ‚VerBis’
ist kaum auf die Bedürfnisse der Lang-
zeitarbeitslosen zugeschnitten und über-
aus personalintensiv.“
Nun sorgt ein weiteres Update, das
eigentlich zu einer Verbesserung hätte
führen sollen, für zusätzliche Irritatio-
nen. 
„Es verursacht überflüssige Mehrarbeit,
weil mit ihm nicht sämtliche Bestands-
Daten automatisch übernommen, son-
dern mühsam von Hand nachgetragen
werden müssen“, so Klein. Manuell müs-
sen jetzt für landesweit mehrere hundert-
tausend erwerbsfähige Langzeitarbeits
lose beispielsweise neue so genannte
„Betreuungsstufen“ zugeordnet werden.
Besonders ärgerlich: Das Update auf die
neue Version kam praktisch ohne Voran-
kündigung. „Die Mitarbeiter erfuhren
mit weniger als einer Woche Vorlauf,
dass sie sich umstellen müssen und dass

viele der ins alte System eingepflegten
Daten dann nicht mehr sichtbar sein wür-
den“, ärgert sich Klein. Mehr noch: „Eini-
ge Funktionalitäten und Vorgaben sollen
den betroffenen Arbeitsvermittlern erst
in ein paar Wochen erklärt werden,
sodass sie ‚VerBis’ überhaupt nicht richtig
einsetzen können. Ich kann mir beim
besten Willen nicht vorstellen, wie unter
diesen Voraussetzungen noch vernünftig
gearbeitet werden soll.“
Der Verbandschef bekräftigte, wie wich-
tig IT-Systeme auch und gerade bei der
Vermittlung von Langzeitarbeitslosen
seien. „Dazu müssen sie allerdings funk-
tionieren und bedienbar sein. Es nützt
niemandem – vor allem den Erwerbslo-
sen nicht – wenn neue Unterprogramme
zur besseren Erfassung und statistischen
Auswertung in ohnehin fehleranfällige
Software integriert werden, die die Arbeit
nicht erleichtern, sondern erschweren. So
müssen die Mitarbeiter frustriert kapitu-
lieren. Die BA muss deshalb dringend für
Abhilfe sorgen.“
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Mehr Gerechtigkeit bei
Finanzierung von Hartz IV
gefordert

Presseerklärung vom 30. August 2006

Die Kreise in NRW appellieren an Land
und Bund, sie wie versprochen finanziell
zu entlasten. Bei der Vorstandssitzung des
Landkreistags Nordrhein-Westfalen (LKT
NRW) gestern Abend in Düsseldorf,
erklärte Präsident Thomas Kubendorff:
„Wir fordern, dass der Bund die durch
Hartz IV besonders belasteten Länder, also
auch Nordrhein-Westfalen, durch einen
neuen Verteilerschlüssel entlastet. Das
neue System muss transparenter und
nachhaltiger im Sinne einer dauerhaften
Lösung sein als die bisher politisch fest-
gelegte Quotenregelung“. 
Bislang beteiligt sich der Bund mit 29,1
Prozent an den Unterkunftskosten der

Langzeitarbeitslosen. Den weitaus größ-
ten Teil bringen aber die Kommunen auf.
Besonders in ländlichen Regionen führt
dies zu erheblichen finanziellen Engpäs-
sen, weil viele Kommunen dort kaum
durch Einsparungen bei der ehemaligen
Sozialhilfe entlastet werden, im Gegenzug
aber für die Mieten der früheren Arbeits-
losenhilfeempfänger (die ja nun ebenfalls
in Hartz IV zusammengefasst sind) auf-
kommen müssen. „Es ist wichtig, dass die
Gelder hier endlich fairer verteilt werden“,
bekräftigte der Verbandspräsident. Das
Land sei aufgefordert, alsbald die gesetz-
liche Zusage umzusetzen, bei der Vertei-
lung des von ihm durch Hartz IV ersparten
Wohngeldes die jeweilgen Be- und Entlas-
tungen der Kreise und kreisfreien Städte
so zu saldieren, dass es keine Verlierer in
den Kommunen gibt. 
Der Bund müsse außerdem ernsthaft 
darüber nachdenken, wie die fast neun

Milliarden Euro Überschüsse der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) sinnvoll einzuset-
zen seien. Zwar kämen die Überschüsse
aus dem Bereich des Arbeitslosengeldes I
(Alg I). Es sei aber nicht einzusehen, dass
dies Langzeitarbeitslosen – also den Emp-
fängern von Arbeitslosengeld II (Alg II) –
nicht zugute kommen dürfe. Schließlich
sei die Bezugsdauer des Alg I noch weiter
gekürzt worden, so dass die Zahlung von
Alg II und damit die Mitfinanzierungs-
pflicht der Kommunen noch früher ein-
setze.
„Bundesweit wurde den Kommunen eine
Entlastung von 2,5 Milliarden Euro zuge-
sagt, auf die wir in NRW immer noch war-
ten. Und dabei ist das Geld bei der BA
längst vorhanden“, machte Kubendorff
deutlich. „Es kann nicht sein, dass die
Kasse der BA überquillt, die Kommunen
aber finanziell bluten müssen.“

Kreisen drohen zusätzliche
Millionenbelastungen –
Land muss GFG ändern!

Presseerklärung vom 30. August 2006

Der Vorstand des Landkreistags Nord-
rhein-Westfalen (LKT NRW) hat aus
aktuellem Anlass an die Landesregierung
appelliert, das Gemeindefinanzierungsge-
setz 2007 (GFG 2007) – es wird heute in
den Landtag eingebracht – zu überarbei-
ten. „Den Kommunen darf nicht noch
weniger Geld gegeben werden, als ihnen
ohnehin zur Verfügung steht“, erklärte
Präsident Thomas Kubendorff, der Land-
rat des Kreises Steinfurt.
Hintergrund: Das Land beabsichtigt, den
Kommunen ihren schon in der Vergan-
genheit erheblich gekürzten Anteil an der

Grunderwerbsteuer völlig zu streichen,
um damit den eigenen Haushalt zu sanie-
ren. Etwa 170 Millionen Euro werde das
die ohnehin finanziell arg gebeutelte kom-
munale Familie in NRW jährlich kosten,
betonte Kubendorff. Hinzu kämen die
Vorstellungen der Landesregierung, nach
denen sich die Kommunen künftig mit 40
Prozent an der Krankenhausfinanzierung
beteiligen sollen. Momentan sind es 20
Prozent. „Dies würde für uns eine zusätz-
liche Belastung von über 100 Millionen
Euro bedeuten, die wir schlicht und ergrei-
fend nicht haben“, rechnete der Ver-
bandspräsident vor.
Er monierte, dass sich das Land im Rah-
men des so genannten Konnexitätsprin-
zips gesetzlich dazu verpflichtet habe, den
Kommunen übertragene Aufgaben auch
zu bezahlen, jetzt aber offenbar versuche,

sich mehrstellige Millionensummen über
kommunale Konsolidierungsbeiträge
zurückzuholen. Es sei zwar richtig, dass
das Land aus unerwartet hohen Steuerein-
nahmen des laufenden Jahres 200 bis 300
Millionen Euro an die Kommunen weiter-
gibt.
„Doch während sich das Land über sein
frisches, aus kommunalen Quellen stam-
mendes Geld freut, bürdet es uns gleich-
zeitig neue strukturelle Belastungen in
mindestens derselben Höhe auf, was im
kommenden Jahr zwar quantitativ in etwa
kompensiert werden kann, sich aber über
das Jahr 2007 hinaus für die Kommunen
nachteilig auswirken wird. Das ist nicht in
Ordnung!“ Der Landtag sei aufgerufen,
diese strukturellen Verschlechterungen im
Gesetzgebungsverfahren zum GFG 2007
zurückzunehmen.

KFZ-Zulassung künftig nur
noch nach Zahlung ange-
mahnter Gebühren möglich

Presseerklärung vom 5. September 2006

Die Straßenverkehrsämter in Nordrhein-

Zulassung von Fahrzeugen verweigern,

desverkehrsministeriums wird in Kürze
verab-schiedet und erfüllt damit eine
langjährige Forderung der Kreise in NRW.
„Die Kreise haben im Moment noch mit
hohen Verwaltungskosten zu kämpfen,
die ihnen entstehen, weil sie Autos wegen

fehlenden Versicherungsschutzes oder
ausstehender KFZ-Steuern zwangsstillle-
gen mussten.
Vielfach führt die Vollstreckung zu nichts,
weil bei den Schuldnern nichts zu holen
ist“, erklärt der Hauptgeschäftsführer des
Landkreistags Nordrhein-Westfalen (LKT
NRW), Dr. Martin Klein, die Situation.
„Nach derzeitiger Rechtslage kann der
Autobesitzer sein Fahrzeug aber sofort
wieder anmelden. Den Straßenverkehrs-
ämtern sind die Hände gebunden. Sie
können sich nicht verweigern. Insofern
begrüßen wir es ausdrücklich, dass uns
das Land nun endlich die Möglichkeit ein-
räumt, handeln zu können. Landesweit
geht es schließlich um mehrere Millionen
Euro.“

Die Neuregelung ist aus Sicht der Kreise
auch nur konsequent, hatte die Landesre-
gierung doch schon im vergangenen Jahr
gesetzlich geregelt, dass eine Neuzulas-
sung bei KFZ-Steuerschulden verweigert
werden muss. Das Land als alleiniger
Nutznießer der Regelung konnte auf diese
Weise nicht nur ein sattes Plus verzeich-
nen, sondern auch ein Mehr an Steuerehr-
lichkeit feststellen. 
Klein: „Ich kann mir gut vorstellen, dass es
auch in den Kommunen zu einem ähn-
lichen Trend kommen wird. Sieger wird
die Allgemeinheit sein – nämlich die über-
wiegende Mehrheit der Bürger, die ihre
Gebühren und Steuern pünktlich bezahlen
und zukünftig nicht mehr für eine Min-
derheit mit bezahlen müssen.“
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Gammelfleisch: Seehofer-
Vorschläge bringen nichts,
Kreise sind gut aufgestellt!

Presseerklärung vom 6. September 2006

Die Kreise in Nordrhein-Westfalen weisen
die Vorschläge von Bundesverbrauchermi-
nister Horst Seehofer zurück. „Um Gam-
melfleisch-Skandale zu verhindern, brau-
chen wir keine Gängelungen aus Berlin.
Die im Verbraucherschutz tätigen Kreis-
experten hier in NRW haben die Situation
vollkommen im Griff“, erklärte heute der
Hauptgeschäftsführer des Landkreistags
Nordrhein-Westfalen (LKT NRW), Dr.
Martin Klein, in Düsseldorf. „Die Veteri-
näre arbeiten dabei eng mit dem Landes-
verbraucherschutzministerium zusammen.
Es gibt definierte Standards, an die sich die
Kommunen halten. Außerdem ist die Zahl

der Kontrollen seit dem ersten Auftreten
überlagerten Fleischs im letzten Jahr
immens gestiegen.“
Der Verbandschef betonte, das System
der kommunal organisierten Kontrollen
habe sich bewährt. Selbst Bärbel Höhn,
die frühere Verbraucherschutzministerin
des Landes und heutige Ausschussvorsit-
zende für Verbraucherschutz und Ernäh-
rung im Bundestag, habe in ihrer Zeit als
Ressortchefin mehrfach darauf hingewie-
sen, wie gut Land und Kommunen in die-
sem Bereich zusammenarbeiten.
„Insofern kann ich nicht verstehen, dass
sie neuerdings in Zeitungsinterviews
andeutet, man solle hier eine zentralisti-
sche Kontrolle vorziehen, weil es angeb-
lich zu Interessenskonflikten mit der hei-
mischen Wirtschaft kommen könne. Das
Gegenteil ist doch der Fall: Jeder Landrat

hat ein großes Interesse daran, seinen
Kreis buchstäblich sauber zu halten und
schwarze Schafe schnellst möglich aus
dem Verkehr zu ziehen“, sagte Klein.
Dass sich der Bund nun verstärkt in die
Kontrollen einmischen wolle, wie es
Seehofer fordert, hält der kommunale
Spitzenverband für „puren Aktionismus“,
fasst der Hauptgeschäftsführer zusam-
men. „Eine risikoorientierte Kontrolle, also
nach Prioritäten anhand des Gefähr-
dungspotenzials geordnet wie in NRW
praktiziert, ist immer noch am effektiv-
sten. Dies sollte aber im bisherigen System
geschehen. Alle darüber hinaus gehenden
Maßnahmen sind in der Abwägung zwi-
schen Aufwand und Ertrag grenzwertig:
Sie kosten eine Menge öffentliches Geld
und der damit verbundene Effekt ist kaum
wahrzunehmen.“

Gammelfleisch: Zahl der
Kontrolleure mit Augenmaß
aufstocken!
Presseerklärung vom 19. September 2006

Die Kreise in NRW begrüßen prinzipiell die
Absicht von Landesverbraucherschutz-
minister Eckhard Uhlenberg, die Zahl der
Lebensmittelkontrolleure drastisch zu
erhöhen. „Wir sind zwar weiterhin der
Meinung, dass unsere Veterinäre bestens
organisiert und bereits heute sehr gut auf-
gestellt sind. Aber es gibt natürlich nichts,
was nicht noch weiter verbessert werden
könnte“, bekräftigte der Hauptgeschäfts-
führer des Landkreistags Nordrhein-West-
falen (LKT NRW), Dr. Martin Klein, heute
in Düsseldorf. „Soweit der Minister daran
denkt, den Kommunen die dadurch
zusätzlich entstehenden Kosten zu erstat-

ten, sind wir mit einer Personalauf-
stockung generell einverstanden.“
Der Verbandschef betonte allerdings, dass
mehr Kontrollen letztlich zu merklich
höheren Preisen für die Verbraucher füh-
ren würden. „Ich warne deshalb auch
davor, übereilt zu handeln. Wir dürfen
nicht vergessen, dass in Nordrhein-West-
falen zwar Gammelfleisch aufgetaucht,
dieses aber im Rahmen von Routinemaß-
nahmen nach risikobasiertem Vorgehen
von den kommunalen Kontrolleuren
gefunden worden ist. Dies zeigt: Anders
als in anderen Bundesländern funktio-
niert hier das System der Lebensmittel-
überwachung.“
Klein kritisierte, dass selbst ernannte
Experten in zunehmendem Maße und
wider besseres Wissen von mangelhafter
Effizienz der Kommunen bei der Auf-

deckung von Fleischskandalen vor Ort
sprechen würden. „Sicherlich verfügen
wir in Nordrhein-Westfalen über keine
riesige Anzahl von Kontrolleuren. Dies
sagt aber nichts über die Qualität ihrer
Arbeit aus, deren Handlungsrahmen
schließlich auch bundesweit Maßstäbe
gesetzt hat. So finden sich diese Inhalte ja
nunmehr in den Abreden zwischen den
Verbraucherschutzministern von Bund
und Ländern wieder. Die Veterinäre haben
die Situation vor Ort vollkommen im 
Griff. Sie werden sich selbstverständlich
freuen, zusätzliche Kollegen zu bekom-
men. Es muss aber sichergestellt sein, dass
der finanzielle Mehraufwand in einem
vernünftigen Kosten-Nutzen-Verhältnis
steht.“ Dabei habe das Land in jedem 
Fall eine vollumfängliche Refinanzierung
zusätzlicher Stellen zu gewährleisten.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 00.10.03.2

Wohl selten in der bundesrepublikanischen Geschichte hat ein Reformgesetz so vielgestaltige, vielschichtige und vielstimmige
Bewertung und Begleitung in der Gesellschaft und damit auch der Politik erfahren wie dies das Vierte Gesetz über moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt, kurz: Hartz IV – vermochte (vgl. auch EILDIENST LKT NRW Nr. 2/Februar 2006, S. 28 ff). Das rechtstech-
nisch als Zweites Buch des Sozialgesetzbuches – kurz: SGB II – konzipierte Gesetzeswerk beinhaltet die Zusammenführung von zwei
großen, bis dahin praktisch nebeneinander stehenden Sozialsystemen, nämlich der Sozialhilfe für erwerbsfähige Personen und der
Arbeitslosenhilfe. Vom SGB II, das zum 01.01.2005 in Kraft getreten ist, ist bislang kaum die Rede; vielmehr wird sogar die nach dem
SGB II zu gewährende Sozialleistung, das Arbeitslosengeld II (kurz: ALG II) in den Medien und damit wirksam auch im Sprachge-
brauch generell als „Hartz IV“ bezeichnet. 

Generalrevision von Hartz IV?!
Von Dr. Martin Klein, Hauptgeschäftsführer 
des Landkreistages Nordrhein-Westfalen
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Schon das Ringen um das Zustandekom-
men von Hartz IV bei gegenläufig

besetzten politischen Mehrheiten von
Bundestag (Mehrheit von SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) einerseits und
Bundesrat (Mehrheit der CDU-/CSU
geführten Bundesländer) andererseits,
führte zu zwei Vermittlungsverfahren im
Dezember 2003 beziehungsweise Juni
2004 mit jeweils unterschiedlichen Inten-
tionen zu den Inhalten und zur Organisa-
tion des neuen Leistungsrechts durch die
damalige rot-grüne Bundesregierung und
dem Gegenvorschlag
unionsgeführter Län-
der, insbesondere
Hessen und Nieder-
sachsen. Das Ergeb-
nis ist bekannt: Einer-
seits wurde die Kon-
struktion der Arbeits-
gemeinschaft (Arge)
in einem hastig ein-
gefügten § 44 b SGB
II zwischen Kreisen
und kreisfreien Städ-
ten einerseits und
den örtlichen Agen-
turen für Arbeit
andererseits begrün-
det; alternativ wurde
insgesamt 69
Optionskommunen
im Wege eines Kom-
promisses zwischen
Bundestag und
Bundesrat die Mög-
lichkeit eröffnet, die
Betreuung von lang-
zeitarbeitslosen Per-
sonen im Rahmen
des SGB II künftig
ohne die Bundes-
agentur für Arbeit
(BA) durchzuführen
und hier im Wege
einer Experimen-
tierklausel einen
Wettbewerb mit
dezentralem Ansatz für eine befristete
Zeitdauer zu ermöglichen.
Inzwischen haben sich drei Hauptkonflikt-
felder im Rahmen der Diskussion um eine
Generalrevision von Hartz IV ergeben:

1. Die inhaltliche oder materiell-rechtliche
Diskussion um die Fragen von
Anspruchsvoraussetzungen und -um-
fang der Leistungen nach dem SGB II. In
diesem Zusammenhang ist etwa das
Stichwort Kombilohn oder Kinderzu-
schlag, aber auch die Bezugsdauer von
Arbeitslosengeld I für Personen, die viele
Jahre lang Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung gezahlt haben, zu nennen.

2. Die organisationsrechtliche Ausgestal-
tung des SGB II. Hier ist der vom
Gesetzgeber letztlich gewollte befriste-
te Wettbewerb zwischen dem zentral
gesteuerten ARGE-Modell und dem
dezentral organisierten Optionsmodell
zu nennen.

3. Die Finanzierung des SGB II, die auf-
grund einer Bundesbeteiligung an den
von den Kommunen im wesentlichen
zu leistenden Kosten der Unterkunft
und Heizung im Rahmen eines quota-
len Anteils dazu geführt hat, dass insbe-

sondere die Kreise in NRW, aber auch
bundesweit Verlierer der Hartz-IV-
Operation geworden sind. In diesem
Zusammenhang ist vor allem auf die
explosionsartig angestiegene Zahl von
Bedarfsgemeinschaften hinzuweisen,
die zu entsprechenden immensen Aus-
gabensteigerungen für den Bund, aber
selbstverständlich auch für die Kommu-
nen geführt hat.
Die einschlägigen Prognosen der kom-
munalen Spitzenverbände im Hinblick
auf die zu erwartenden Ausgaben-
steigerungen bereits im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens sind von
Seiten des Bundes immer wieder

zurückgewiesen worden. Inzwischen
musste sich der Bund durch das so
genannte SGB-II-Fortentwicklungsge-
setz vom Sommer 2006 korrigieren,
wobei die nunmehr vorgenommenen
Änderungen aus Sicht der Kommunen
immer noch deutlich unzureichend aus-
fallen.

Da zu erwarten ist, dass sich im Herbst
2006 die Debatte um eine Generalrevision
von Hartz IV zu allen drei beschriebenen
Haupthandlungsfeldern weiter intensivie-

ren wird, ist es an der Zeit, aus kommuna-
ler Sicht und hier vor allem auch aus der
Erfahrung der Praxis hierzu Vorschläge und
Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Das
vorliegende EILDIENST-Heft enthält dazu
eine Reihe von Anregungen und Perspekti-
ven.
Der Landkreistag Nordrhein-Westfalen ist
gerne bereit, mit den verantwortlichen
Entscheidungsträgern in Bund und Land
in den kommenden Wochen und Monaten
eng zusammenzuarbeiten, um hier zu trag-
fähigen Ergebnissen zu gelangen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.20.01

327

SchwerpunktSchwerpunkt

Langzeitarbeitslose wieder in Lohn und Brot zu bringen, war Ziel von Hartz IV. Für viele ist dies aber weiterhin
nur ein Traum.
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Hartz IV steht auf dem Prüfstand. Die
hochgesteckten Erwartungen an die

größte Sozialreform in der Geschichte der
Bundesrepublik wurden bislang ent- 
täuscht. Die registrierte Arbeitslosigkeit ver-
harrt nach wie vor weit über der Vier-Milli-
onen-Marke. Die geplanten Einsparungen
für den Staat blieben aus, und die Effizienz-
gewinne bei der Vermittlung der Stellensu-
chenden nehmen sich bestenfalls beschei-
den aus. Angesichts der öffentlichen
Debatte um das so titulierte ‚Milliardengrab
Hartz IV’ beschleicht die Steuerzahler der
Verdacht, der Staat gehe nicht sorgsam
genug mit den ihm anvertrauten Geldern
um. Arbeitslosengeld-II-Empfänger wiede-
rum fühlen sich als Sozialschmarotzer diffa-
miert und klagen über Leistungskürzun-
gen.“2 So oder ähnlich fällt die Bilanz aus
und mündet in Forderungen, die vom
„Weiter so“ bis zur Generalrevision reichen.

Berichte decken Defizite auf

Anlass für die verschärfte Debatte sind
nicht zuletzt verschiedene Untersuchungs-
berichte über die Umsetzung der Hartz-IV-
Reform. Der Bundesrechnungshof stellt „in
der Mehrzahl der geprüften Fälle“ unter-
schiedliche, zum Teil aber erhebliche Män-
gel fest, die sich auf sämtlichen Phasen des
Vermittlungsprozesses beziehen3. Er for-
dert eine vollständige Finanz- und Fach-
verantwortung des Bundes und damit fak-

tisch einen totalen Bundesdurchgriff auf
alle Entscheidungen in Arbeitsgemein-
schaften (ARGEn) und Optionskommu-
nen. Der „Ombudsrat Grundsicherung für
Arbeitsuchende“4 würdigt zwar ausdrück-
lich die grundsätzlich positiven Eindrücke
und vor allem den großen persönlichen
Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, hält aber ebenfalls die Vermittlungs-
aktivitäten der Grundsicherungsträger für
defizitär5. Sein Vorschlag: Den Fürsorge-
komplex SGB II in einer Organisation mit
weitgehendem Ermessenspielraum zu ver-
selbstständigen und hierfür die Arbeitsge-
meinschaften als weitgehend selbstständi-
ge Organisationsformen der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) auszugestalten6.
Zuletzt hat eine Forschungsstelle der Deut-
schen Bank, die Deutsche Bank Research,
die Hartz-IV-Reform unter die Lupe
genommen und einen bemerkenswerten
Bericht7 verfasst. Bemerkenswert, weil eine
Institution völlig außerhalb des Systems,
unparteiisch im (scheinbaren) Wettbewerb
Bund/ARGE gegen Kommunen/Option
interessante Blickwinkel eröffnet. Bemer-
kenswert aber auch, weil mit der Scho-
nungslosigkeit wirtschaftlicher Bewertun-
gen geurteilt wird: „Anders als mit dem
Begriff Organisationschaos lässt sich die
administrative Implementierung von Hartz
IV auch 18 Monate nach Inkrafttreten 
des Gesetzes nicht beschreiben“8. „Zwei
Köche verderben den Brei“ überschreibt die
Deutsche Bank ihren Bericht und empfiehlt
demzufolge, die Formen der Mischverwal-
tung zwischen BA und Kommunen völlig zu
beseitigen und die ARGEn aufzulösen.
Stattdessen sollten durch eine Öffnung der
Option alle Kommunen die Möglichkeit
erhalten, entweder die Aufgaben eigen-
ständig wahrzunehmen oder sie insgesamt
der Arbeitsverwaltung zu überlassen.

Die Position der Kreise

Vor diesem Diskussionshintergrund wer-
den nun aktuell in Berlin die Verhandlun-
gen über die Finanzierung des SGB II und
eine künftige Reform geführt (vgl. den

Bericht ab Seite 340 in dieser EILDIENST-
Ausgabe). Die folgenden acht Thesen zei-
gen auf, wie die Position der nordrhein-
westfälischen Kreise in diesen Diskussionen
zu beschreiben ist. Dabei soll, entspre-
chend der zeitlichen Abfolge der Diskussio-
nen mit den für die Kreise existentiellen
Finanzfragen begonnen werden:

1.
Die versprochene Entlastung der Kommu-
nen in Höhe von 2,5 Milliarden Euro muss
in 2007 durch einen Haushaltsansatz von
5,97 Milliarden Euro  für die Bundesbeteili-
gung an den Unterkunftskosten endlich
erreicht werden.
Die Hartz-IV-Reform verfolgte ausdrücklich
nicht nur das Ziel einer Zusammenlegung
zweier Sozialleistungssysteme, sondern soll-
te den finanziell in den letzten Jahren ausge-
bluteten Kommunen eine finanzielle Entlas-
tung in Höhe von 2,5 Milliarden Euro
gewähren (wovon 1,5 Milliarden nach dem
politischen Willen des Bundes direkt wieder
für den Ausbau der Betreuung Unter-Drei-
jähriger gebunden worden sind.) Diese Ent-
lastung wurde zu keinem Zeitpunkt erreicht,
wie die Kommunen eindrucksvoll durch die
mit großem Aufwand betriebene aber
angesichts der unzureichenden Datenerfas-
sungssysteme der BA erforderliche Kommu-
naldatenerhebung nachgewiesen haben.
Statt diesen Tatbestand einzuräumen, ver-
suchen Vertreter des Bundes, durch völlig
haltlose fiktive Steigerungsraten der Sozial-
hilfelasten und unter Hinweis auf einige tat-
sächlich unter dem Strich finanziell begüns-
tigte Stadtstaaten beziehungsweise Länder
den Kommunen noch eine ungerechtfertig-
te Bereicherung zu unterstellen. Wenn sich
angeblich Bundesminister „über den Tisch
gezogen“ fühlen und der Finanzminister
meint, für 2007 mit 2,05 Milliarden Euro
Bundesbeteiligung auskommen zu können,
muss dies zumindest für die nordrhein-
westfälischen Kreise, die fast alle „Reform-
defizite“ im mehrstelligen Millionenbereich
aufweisen, wie Hohn klingen.
Fest steht: Der für 2006 zu erwartende
Bundesanteil von etwa vier Milliarden Euro

328

SchwerpunktSchwerpunkt

21 Monate Hartz IV – Reform ohne Ende?
Von Markus Leßmann, Beigeordneter 
beim Landkreistag Nordrhein-Westfalen

Seit 21 Monaten ist das neue Sozialgesetzbuch II, die Errungenschaft der so genannten Hartz-IV-Reform nun in Kraft. Und auch nach
diesem Zeitraum scheint über die Richtigkeit der Zusammenfassung der bedarfsabhängigen Sozialleistungen für erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige (früher Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe) in einem Leistungssystem weitgehend Einigkeit zu bestehen1. Doch wer gehofft
hatte, dass die öffentliche Diskussion über Mängel der Reform und grundlegende Organisationsfragen inzwischen Platz für die kon-
zentrierte Unterstützung der erwerbsfähigen, aber arbeitslosen Hilfebedürftigen gemacht hätte, sieht sich getäuscht. Mehr denn je
bestimmen in diesen Tagen Reformdebatten und Diskussionen über existentielle Finanzierungsfragen den sozialpolitischen Alltag.

1 vgl. u.a. Ombudsrat Grundsicherung für
Arbeitssuchende – Schlussbericht vom 23.Juni
2006 (im Folgenden: „Bericht Ombudsrat“) S. 7

2 Quelle: „Blickpunkt Bundestags online“
3 Bundesrechnungshof (2006): Bericht an den

Haushaltsausschuss und an den Ausschuss für
Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages
nach § 88 Abs. 2 BHO Durchführung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende – Wesentliche
Ergebnisse der Prüfungen im Rechtskreis des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch –

4 Ombudsrat Grundsicherung für Arbeitssuchende
– Schlussbericht vom 23.Juni 2006

5 Ombudsrat S. 3, 8 und 38
6 Ombudsrat S. 
7 Deutsche Bank Research – Aktuelle Themen 362 :

„Zwei Köche verderben den Brei“
8 Deutsche Bank Research, S. 6
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(entspricht einer KdU-Beteiligung von 29,1
Prozent) reicht in 2006 nicht für eine Ent-
lastung von 2,5 Milliarden Euro aus. Für
2007 sind nach Berechnungen der Länder
auf der Basis der Kommunaldatenerhe-
bung schon 3,2 Milliarden Euro erforder-
lich. Um endlich die zugesagte Entlastung
zu erreichen, müssen daher für 2007
jedenfalls 5,7 Milliarden Euro vom Bund
bereitgestellt werden. Das Geld ist auch da.
Schließlich ist der Bund wirklich in Form
seiner Bundesagentur für Arbeit und ihrer
Milliardenüberschüsse ein echter finanziel-
ler Profiteur der Hartz-Reform.

2.
Durch die Bundesbeteiligung an den
Unterkunftskosten und die Weiterleitung
der Wohngeldentlastung des Landes muss
vorrangig ein Mehrbelastungsausgleich bei
den Kommunen erzielt werden.
2,5 Milliarden Euro Entlastung waren ver-
sprochen, da hätte man doch zumindest
erwarten können, dass keine Kommune,
kein kommunaler Träger der neuen Aufga-
be einen finanziellen Schaden durch die
Hartz-IV Reform erleidet. Die Realität
spricht eine andere Sprache. Praktisch alle
Kreise in NRW (und auch in anderen
Bundesländern) haben Verluste erlitten, die
ihren Haushalt und durch die deshalb not-
wenigen Kreisumlageerhöhungen auch die
SolidARGEmeinschaft mit den Gemeinden
an den Rand des Ruins getrieben haben.
Dem stehen auf Ebene der Länder vor
allem die Stadtstaaten, auf Landesebene
aber auch viele kreisfreie Städte gegen-
über, die aufgrund erheblicher Sozialhilfe-
einsparungen enorme Haushaltsentlastun-
gen erzielen konnten. Wäre ein Ziel der
Reform die Schwächung des kreisangehö-
rigen Raumes gewesen, zumindest dieses
Ziel hätte man erreicht.
Daher ist eine zentrale Forderung der 
Kreise, sowohl die Bundesbeteiligung an
den Unterkunftskosten als auch die vom
Land weitergeleiteten Wohngeldersparnisse
zunächst zum Ausgleich von Nettoverlusten
(Mehrbelastungsausgleich) zu nutzen.
Überschüssige Mittel mögen dann anhand
der aktuellen Belastung durch die Kosten
der Unterkunft (KdU) zusätzlich verteilt
wer-den. Die Kreise verlangen keine unge-
rechtfertigte Besserstellung, vielmehr darf es
keine Verliererkommunen mehr geben.
Die Landesregierung NRW hat sich diese
Auffassung zu Eigen gemacht und mit gro-
ßem Einsatz die große Mehrheit der
Bundesländer von seinem Modell eines
Mehrbelastungsausgleiches, der auch
einem Vorschlag des Deutschen Landkreis-
tages entspricht, überzeugt. Was auf
Bundesebene richtig ist, muss aber auch
innerhalb von Nordrhein-Westfalen unter
den Kommunen gelten.

3.
Die Regelungen zu den Anspruchsvoraus-
setzungen und zur Leistungsgewährung
müssen weiter im Hinblick auf die Beseiti-
gung unerwünschter Fehlanreize unter-
sucht werden.
Finanziell entscheidend für die Gesamtheit
der öffentlichen (Kosten)-Träger ist es, die
Leistungen auf die wirklich Bedürftigen zu
beschränken. Die Kreise und ihre Spitzen-
verbände haben daher stets alle Bemühun-
gen zur Korrektur gesetzlicher Fehlanreize
unterstützt und hierzu aus der Praxis her-
aus auch eigene Vorschläge unterbreitet,
die zu einem großen Teil bereits Berück-
sichtigung finden konnten. Auch wenn
eine Beruhigung der gesetzgeberischen
Tätigkeit auf diesem Sektor schon wegen
des mit jeder Änderung verbundenen
zusätzlichen Verwaltungsaufwandes (von
der EDV-technischen Umsetzung ganz zu
schweigen) wünschenswert wäre, sollten
die gesetzlichen Regelung weiter auf einen
zwingenden Optimierungsbedarf hin
untersucht werden. Der Arbeitskreis der
nordrhein-westfälischen Optionskommu-
nen hat hierzu erneut fachliche Vorschläge
unterbreitet (vgl. den Bericht ab Seite 334
in dieser EILDIENST-Ausgabe).

4.
Die Nachvollziehbarkeit und Zugänglich-
keit aller relevanten Daten muss umge-
hend hergestellt werden, um gemeinsam
schnellstmöglich ein vergleichbares
Berichtswesen einvernehmlich zu etablie-
ren. Einseitige und verzerrende Berichte
auf unsicherer Datenlage werden den 
Leistungen der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in den ARGEn und Optionskom-
munen nicht gerecht.
Im Vermittlungsverfahren hat sich der
Gesetzgeber für einen „Wettbewerb“
zweier Organisationsmodelle entschieden.
Dieser Wettbewerb kann die Möglichkeit
eröffnen, alternative Modelle der Betreu-
ung und Integration zu erproben und so 
im Sinne der Hilfebedürftigen optimale 
Lösungen zu entwickeln. In der Praxis zeigt
sich aber auch eine nicht unerhebliche
Belastung des Gesamtvorgangs durch
gegenseitiges Misstrauen und einen falsch
verstandenen Konkurrenzkampf. Gründe
hierfür sind zum einen die Intransparenz
der durch die BA veröffentlichten Daten
aus den ARGEn, die weder für die ARGEn
selbst geschweige denn für die kommuna-
len Träger nachvollziehbar beziehungs-
weise nachprüfbar sind. Zum anderen
führt eine einseitig definierte Berichterstat-
tung auf Grundlage derartiger Daten zu
einem verzerrenden und demotivierenden
Bild in der Öffentlichkeit.
Statt einseitige Mauern des Datenschutzes
zu errichten, um die Kommunen von Prüf-

und Bewertungsmöglichkeiten abzuhalten,
muss die BA daher endlich die Kommunen
als den zweiten, gleichberechtigten Aufga-
benträger in den ARGEn akzeptieren und
ihnen den selben Zugriff auf die Daten bei
den ARGEn verschaffen, wie sie ihn selbst
nutzt. Auch gegenüber den Optionskom-
munen muss die BA offen legen, auf wel-
che Weise sie die Daten aus den kommu-
nalen, in der täglichen Sachbearbeitung im
Vergleich zur Bundessoftware A2LL weit-
gehend fehlerfreien Programmen, auswer-
tet. Auf dem Hintergrund nachvollziehba-
rer Daten müssen alle Beteiligten schnellst-
möglich ein vergleichendes Berichtswesen
zwischen ARGEn und Optionskommunen
schaffen. Dieses darf aber nicht von der BA
als einem der Wettbewerber, der zudem
noch einen großen Teil seiner eigenen
Legitimation aus dem Erfolg seines Modells
ableitet, einseitig diktiert werden. ARGEn
und Optionskommunen wollen sich selbst-
bewusst einem fairen Vergleich stellen. Ein-
seitig diktierte Vorgaben wären als Grund-
lage für eine einvernehmliche Evaluation
beider Modelle aber von Beginn an zum
Scheitern verurteilt.

5.
Die engagierten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in den ARGEn haben endlich bes-
sere Arbeitsbedingungen verdient. 
Die eingangs zitierten Berichte zweigen die
verschiedensten strukturellen und organi-
satorischen Schwächen unter anderem des
ARGE-Modells auf. Umso erstaunlicher ist
es, dass es den dort eingesetzten, in gro-
ßem Umfang kommunalen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern bis heute gelungen
ist, nicht nur die Implementierung der 
Leistungsgewährung im Jahr 2005 ohne
Beein-trächtigungen für die Hilfebedürf-
tigen vorzunehmen, sondern auch heute
noch engagiert täglich neue Erfolge für ihr
nicht einfaches Klientel zu erzielen. Umso
gravierender ist der Sachverhalt zu bewer-
ten, dass mit dem Programm A2LL immer
noch eine in weiten Teilen unzureichende
Software eingesetzt wird und das Bundes-
ministerium die Entscheidung über einer
Beseitigung dieses Problems seit Monaten
aussitzt. Es wird Zeit, dass eine unabhängi-
ge Einrichtung wie etwa der Bund der
Steuerzahler den hierdurch bereits unnütz
aufgewandten Personalmehreinsatz er-
mittelt. Dieser belastet nicht nur die Ver-
waltungskostenbudgets, er bindet auch
Kapazitäten, die zu einer optimalen Betreu-
ung der Hilfebedürftigen eingesetzt wer-
den müssten. Das Softwareproblem sollte
nicht ständig als „Entschuldigung“ her-
halten, die derzeit festzustellende Defizit-
gewöhnung ist aber ebenfalls nicht
tolerabel.
Zu den adäquaten Arbeitsbedingungen
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gehört auch eine verlässliche Personalpla-
nung und Entwicklung. Es darf bezweifelt
werden, ob diese in den bisherigen Struk-
turen erreichbar ist (vgl. dazu den Bericht
ab Seite 335 in dieser EILDIENST-Ausga-
be). Daher ist ergebnisoffen die Umgestal-
tung der ARGEn in Anstalten öffentlichen
Rechts mit eigener Dienstherreneigen-
schaft zu prüfen.

6.
Der Erfolg der ARGEn setzt zwingend eine
Aufgabe des schier unerschütterlichen
Glaubens an die Überlegenheit zentraler
Systeme bei den Vertretern von Bundes-
agentur und Bundesministerium für Arbeit
und Soziales voraus.
Die Wunschvorstellung des Gesetzgebers
lautete: Bundesagentur für Arbeit und
Kommunen gründen Arbeitsgemeinschaf-
ten. Und keiner hatte sich vermutlich aus-
zumalen vermocht, mit welcher Wucht hier
zwei Systeme aufeinander prallen. Hier die
Kommunen, die sich seit Jahren einer inne-
ren Reform unterzogen hatten die durch
Stichworte gekennzeichnet wird wie
„neues Steuerungsmodell“, Verantwor-
tungsdelegation auf Mitarbeiterebene und
„Outputorientierung statt Dezemberfie-
ber“. Auf der anderen Seite die streng hie-
rarchisch und zentralistisch organisierte
Bundesagentur für Arbeit, die Sachent-
scheidung deutschlandweit durch Hand-
lungsempfehlungen regelt und schwierige
Entscheidungen dem äußeren Eindruck
nach nur in Nürnberg zu treffen vermag. Es
ist nicht zu bestreiten, dass bei der
Zusammenführung dieser unterschied-
lichen Kulturen von beiden Seiten gelernt
werden kann. Mehr und mehr zeigt sich
aber, dass das System der ARGEn dauer-
haft scheitern muss, wenn bei den bundes-
weit zuständigen Personen der Zentralis-
musglaube nicht einer Akzeptanz für die
regionalisierte Grundidee der Hartz IV-
Reform weicht. Gerade die Betreuung des
schwierigen Klientels im SGB II erfordert
noch viel stärker eine orts- und kundenbe-
zogene Entscheidung des Fallmanagers
ohne starre Vorgaben wie „Kundengruppe
xy erhält nur die Integrationsinstrumente
a, b oder c“. Oder um es mit den Worten
des Ombudsrates zu sagen: „Die Aufga-
ben im SGB-II-Bereich, vor allem Betreu-
ung und Vermittlung, überfordern jede
zentral angelegte Problemlösung und
Organisationsform. 
Nur der Bund darf und muss entscheiden,
wie Bundesgeld im Einzelfall ausgegeben
wird – so fordert es dagegen der Bundes-
rechnungshof und so möchten es Bundes-
ministerium und Bundesagentur offen-
sichtlich gerne umsetzen. Weshalb eine

solch zentrale Entscheidungsbefugnis für
die Wirksamkeit des Mitteleinsatzes vor-
teilhaft ist, vermag niemand zu erklären.
Vielleicht sollte man sich noch einmal auf
die Gründe für den Beginn des gesamten
Hartz-Reformprozesses besinnen. Es war
ein Scheitern der bisherigen zentralen
Arbeitsmarktpolitik einschließlich vertrau-
enserschütternder Begleiterscheinungen
wie zentraler Statistikfälschungen bezie-
hungsweise zur Fälschung verleitender
Organisationsstrukturen. Wie man nun nur
wenige Jahre später und ohne einer regio-
nal ausgerichteten Arbeitsmarktpolitik eine
wirkliche (zeitlich ausreichende) Bewäh-
rungsmöglichkeit gegeben zu haben, wie-
der der Überlegenheit des Zentralismus das
Wort reden kann, ist unerklärlich. Um es
klar zu sagen: Der regionale Ansatz ist auch
in den ARGEn möglich, wie viele (noch)
positive Beispiele zeigen. Eine Veränderung
der Einflussmöglichkeiten des Bundes
würde aber der Grundlage der ARGE-Idee,
nämlich der Zusammenarbeit auf gleicher
Augenhöhe, die Basis entziehen. Damit
wäre das Modell ARGE tot.

7.
Der Wettbewerb um das bessere Konzept
erfordert fortlaufend gleiche Ausgangsbe-
dingungen für die Optionskommunen und
verbietet eine nachträgliche Beschränkung
der Experimentiermöglichkeiten außerhalb
des SGB III.
Im Vergleich zu den ARGEn haben die
Optionskommunen zugegeben organisa-
torisch aufgrund der eigenen Entschei-
dungsbefugnisse einen Startvorteil. Es
kann jedoch nicht hingenommen werden,
dass man diesen offensichtlich durch nach-
trägliche Hemmnisse auszugleichen ver-
sucht. Dass die Bundesagentur nun erst
durch Gerichtsurteil dazu gezwungen wer-
den musste, ihren Stellenmarkt auch für
arbeitslose Mitbürgerinnen und Mitbürger
aus den Optionskreisen im Rechtskreis des
SGB II zu öffnen, ist insofern bezeichnend.
Grundintention des Optionsmodells ist die
Erprobung alternativer Integrationsansätze
neben den bisher bereits von der Bundes-
agentur eingesetzten Mitteln (meist nach
dem SGB III): Diesem Ziel läuft es deutlich
zuwider, wenn durch gesetzliche Änderun-
gen oder durch restriktive Prüfungen des
Bundesrechnungshofes versucht wird,
auch die Optionskommunen vorrangig an
den Instrumentenkatalog des SGB III zu
binden. Auch hier kann aus den bisherigen
„Erfolgen“ jahrzehntelanger Arbeitsmarkt-
politik sicher nicht der Schluss gezogen
werden, dass das SGB III alle „allein selig
machenden“ Instrument erhält. Selbst
wenn andere Instrumente nicht in die
bundesweiten Controlling-Verfahren pas-
sen: Wenn sich am Ende der Erprobungs-

zeit zeigt, dass durch sie (außerhalb des
SGB III) nachhaltiger Arbeitslosigkeit und
Soziallasten gesenkt werden können, hätte
es sich gelohnt. Für den Staat und vor
allem für die betroffenen Menschen mit
neuer Lebensperspektive.

8.
ARGEn wie Optionskommunen können die
ihnen gestellten Aufgaben bei entsprechen-
den Rahmenbedingungen bewältigen. Für
eine endgültige Entscheidung zugunsten
eines der Modelle ist es nach nur andert-
halb Jahren deutlich zu früh. Angesichts 
der nicht abreißenden organisatorischen
Schwierigkeiten in den ARGEn sollte jedoch
die Möglichkeit zur Option auch weiteren
Kommunen eröffnet werden.
Die Praxis in NRW hat bislang gezeigt, dass
sowohl ARGEn als auch Optionskommunen
Leitungsgewährung wie auch Integration
bewerkstelligen können. Anderslautende
Berichte sollten zur fortlaufenden Reflektion
eigener Arbeitsergebnisse anregen, sie sind
aber gleichzeitig selbst in ihrem Aussagege-
halt kritisch zu hinterfragen.
Bei aller Kritik an vielen Einzelmaßnahmen
der Bundesagentur für Arbeit hat sich auf
örtlicher Ebene und auch auf Ebene der
Regionaldirektion einerseits und den kom-
munalen Spitzenverbänden andererseits
oftmals eine vertrauensvolle, pragmatische
und zielführende Zusammenarbeit entwi-
ckelt, auf die ebenso aufgebaut werden
kann wie auf die Kooperation mit dem für
die Rechtsaufsicht zuständigen Ministe-
rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
NRW (MAGS). Soweit die oben abgelehn-
te weitere Ausdehnung zentraler Steue-
rung der ARGEn unterbleibt und gegebe-
nenfalls sogar Fortschritte in Sachen Diens-
therreneigenschaft, Software et cetera er-
reicht werden können, gibt es aus Sicht des
Landkreistages NRW und aufgrund der
Erfahrungen in 23 ARGE-Kreisen daher
insgesamt keinen zwingenden Grund, aus
diesem mit viel Aufwand etablierten Orga-
nisationsmodell vor Abschluss der Evalua-
tion zwangsweise auszusteigen. Es ist
jedoch nicht zu verkennen, dass die Arbeit
in einigen ARGEn fortschreitend schwieri-
ger wird. Auch im Hinblick auf nicht abzu-
schätzendes bundesweite (Zentralisie-
rungs-) Tendenzen muss daher für die
Kommunen die Möglichkeit geschaffen
werden, sich auch über den bisherigen
Rahmen des Optionsmodells hinaus für die
vollständige eigenverantwortliche Aufga-
benwahrnehmung zu entscheiden. Hierzu
sind gegebenenfalls auch durch die Föde-
ralismusreform geschaffene Spielräume auf
Landesebene zu nutzen.

EILDIENST LKT NRW
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I. Ablauf und Fazit der 
vergangenen knapp zwei
Jahre

a) Die verschiedenen Aufbauphasen

Die ersten 18 Monate waren beim Kreis
Steinfurt wie anderswo zeitlich und in den
Arbeitsschwerpunkten durch verschiedene
Gestaltungsphasen gekennzeichnet:

– Die erste Phase bildeten die Grundent-
scheidungen zur Aufbauorganisation,
die Gliederung der Ablaufprozesse
sowie die Bereitstellung der erforder-
lichen personellen und sächlichen
Ressourcen zur Erfüllung der neuen Auf-
gaben. Diese Phase begann schon in der
Vorbereitungszeit ab Mitte des Jahres
2004 und dauerte beim Kreis Steinfurt
bis etwa Juni 2005 an. Sie wurde durch
die ständig steigenden Fallzahlen und
die dadurch erforderliche Anpassung der
„Mengengerüste“ erschwert.

– Am Beginn der eigentlichen Vollzugstä-
tigkeit stand die Sicherstellung der
finanziellen Leistungen. Diese Aufgabe
konnte mit einem außerordentlichen
Kraftakt bewältigt werden.

– Daran – etwa bis Mitte des Jahres 2005
– schlossen sich Aufbau und Ausgestal-
tung des Förderangebotes zur Eingliede-
rung in Arbeit an, das im Kreis Steinfurt
durch folgende große – in sich sehr stark
ausdifferenzierte – Angebotsfelder (Sys-
tembestandteile) geprägt ist:

● die Direktvermittlung in den 1.
Arbeitsmarkt, die beim Kreis Steinfurt
bei der Anstalt des Öffentlichen
Rechts Gemeinsam für Arbeit und
Beschäftigung (GAB) konzentriert ist,

● die Bereitstellung eines Qualifizie-
rungsangebotes zur Herstellung der
Beschäftigungsfähigkeit in Form von

gruppenbezogenen Hilfen (ca. 700
Plätze) sowie passförmige, auf die
Einzelperson ausgerichtete Einzelqua-
lifizierungen, ca. 1.300 Arbeitsgele-
genheiten in halbjährlich befristeten
Brückenjobs und auf längere Zeit aus-
gerichteten Integrationsjobs

– Die vierte und bis heute nicht abgeschlos-
sene Phase der Aufbauarbeiten ist durch
die Erstellung und Entwicklung eines Sys-
tems der Datenpflege sowie den Einstieg
in Kennzahlenvergleiche und Evaluation
der Arbeit gekennzeichnet.

b) Entwicklung der Zahl der Leistungs-
empfänger/Arbeitslosenstatistik

Die 21 Monate seit Inkrafttreten waren
bundesweit durch einen stetigen und teil-
weise dramatischen Anstieg der Zahl der
Leistungsempfänger/Bedarfsgemeinschaf-
ten und – jedenfalls bis März 2006 – auch
durch einen Anstieg der Arbeitslosenzah-
len geprägt.
Für den Kreis Steinfurt sehen die Zahlen
wie folgt aus:

– Die Zahl der Bedarfsgemeinschaften
betrug im Januar 2005 9.188, die Ver-
gleichszahl im Juli 2006 lautet 10.809.
Dies ist ein Anstieg um 17,6 Prozent. Die
Zahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
und der Leistungsempfänger insgesamt
ist prozentual entsprechend gestiegen.

– Die Gesamtarbeitslosigkeit betrug zum
Dezember 2004 im Kreis Steinfurt 7,4
Prozent, sie lag im Juli 2006 bei 6,7 Pro-
zent. Die Arbeitslosenquote aus dem
SGB II hatte ihren Höchststand im März
2006 mit 4,0 Prozent und beträgt nun-
mehr 3,6 Prozent. Der Anteil der
Arbeitslosen aus dem Rechtskreis des
SGB II im Verhältnis zur Gesamtzahl der
Ar-beitslosen ist durchgehend gestiegen
und liegt inzwischen bei 55 Prozent.

Für die steigende Zahl der Leistungsemp-
fänger und für die Entwicklung der
Arbeitslosigkeit gibt es vor allem drei Ursa-
chen:

– Durch den Wegfall von Einfacharbeits-
plätzen aufgrund weltwirtschaftlicher
Entwicklungen (insbesondere Verlage-
rung von Arbeitsplätzen ins Ausland)
und technischer Entwicklungen (Ersatz
von Einfacharbeitsplätzen durch Tech-
nik) verfestigt sich die Langzeitarbeits-
losigkeit insbesondere für Geringqualifi-
zierte.

– Neben dem Personenkreis der ehe-
maligen Sozialhilfeempfänger und der
ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfänger
ist eine so genannte „dritte Gruppe“
von Menschen, die sich in prekären
Lebenslagen und unsicheren Arbeits-
verhältnissen befinden, jedoch in der
Vergangenheit keine Sozialhilfean-
sprüche geltend machten, in den Leis-
tungsbezug des SGB II hineingewach-
sen.

– Wegen der verringerten Nachfrage nach
einfach qualifizierter Arbeit ist das Lohn-
niveau auf dem 1. Arbeitsmarkt gesun-
ken mit der Folge, dass immer mehr
Menschen neben einem Erwerbsein-
kommen zusätzliche ergänzende Leis-
tungen aus dem SGB II zur Existenz-
sicherung beanspruchen (können). Im
Kreis Steinfurt haben zirka 1500 Leis-
tungsbezieher neben ihren SGB-II-Leis-
tungen auch ein Erwerbseinkommen aus
sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung. Darüber hinaus beziehen etwa
2.400 Personen Einkommen aus
Beschäftigungsverhältnissen bis zu 400
Euro. Der Anteil der SGB-II-Empfänger
mit eigenem Erwerbseinkommen –
gemessen an der Zahl der Bedarfsge-
meinschaften – liegt somit bei 36 Pro-
zent.
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c) Differenziertes Verständnis der
Aufgaben aus dem SGB II

Aus den Erfahrungen der vergangenen
Monate ist ein neues Verständnis für die
aus dem SGB II gestellten Aufgaben ent-
standen. Immer deutlicher wird, dass diese
Aufgaben keinen monolitischen Block bil-
den, sondern sehr differenziert und jeweils
sehr konkret aus der Lebenssituation der
Betroffenen anzugehen sind. Grob skizziert
– selbstverständlich hält die Wirklichkeit
viel stärkere Schattierungen bereit –
begegnen uns vier „Kundengruppen“, die
uns entsprechend vor unterschiedliche
Aufgaben stellen:

– Vermittlungskunden: Sie bedürfen
„nur“ unserer Hilfe zum Erwerb eines
Arbeitsplatzes auf dem 1. Arbeitsmarkt.
Hierzu ist unsere Direktvermittlung aus-
zubauen, fachlich zu optimieren und mit
den Möglichkeiten regionaler Wirt-
schaftsförderung zu verknüpfen. Aus
der von uns beauftragten externen Eva-
luation erhoffen wir uns hier wichtige Er-
kenntnisse.

– Qualifizierungskunden: Hierunter ver-
stehen wir Menschen, die grundsätzlich
durchaus Chancen auf einen Arbeits-
platz des 1. Arbeitsmarktes haben,
jedoch noch nicht ohne weiteres ver-
mittlungsfähig sind, vielmehr zunächst
einer vorhergehenden fachlichen oder
persönlichen Qualifizierung bedürfen.
Zur Herstellung der Beschäftigungsfä-
higkeit ist ein differenziertes Qualifizie-
rungsinstrumentarium – Gruppenqualifi-
zierung, aber vor allem auch passförmi-
ge Einzelqualifizierungen – bereitzustel-
len.

– Beschäftigungskunden: Leider begeg-
nen wir immer mehr Menschen, die
zwar durchaus die SGB II-Kriterien der
Erwerbsfähigkeit (Erwerbsfähigkeit min-
destens drei Stunden unter den üblichen
Bedingungen des Arbeitsmarktes) erfül-
len, faktisch jedoch aufgrund ihrer per-
sönlichen oder fachlichen Voraussetzun-
gen keine oder kaum Chancen auf eine
Integration in Erwerbsarbeit haben,
jedenfalls nicht in eine Erwerbsarbeit, die
es ihnen ermöglicht, unabhängig von
Transferleistungen zu leben. Für diese
Zielgruppe gibt es zwei Wege:

● öffentlich finanzierte Arbeitsgelegen-
heiten als Dauerbeschäftigung

● Integration in den 1. Arbeitsmarkt mit
dauerhafter Lohnsubvention (Kombi-
lohn)

– „Missbrauchs“-Kunden: Dies sind
Menschen, die durchaus in der Lage
wären, eine Erwerbsarbeit anzunehmen

und auszuüben, sich jedoch – aus wel-
chen Gründen auch immer – planmäßig
dem Angebot von Erwerbsarbeit entzie-
hen. Um einen Missbrauch des Leis-
tungssystems soweit irgendwie möglich
einzugrenzen und auszuschließen, be-
darf es einer gut aufeinander abge-
stimmten Forderungs-Struktur mit grei-
fenden Sanktionsmechanismen. Es sind
insbesondere Sofortangebote – mög-
lichst mit Stellen auf dem 1. Arbeits-
markt, hilfsweise mit öffentlich finan-
zierten Arbeitsgelegenheiten – zu unter-
breiten, der Datenabgleich mit anderen
Sozialleistungsträgern ist zu optimieren
und ein Außendienst kann dazu bei-
tragen, Subventionsbetrug (z.B. durch
Schwarzarbeit oder verschwiegene Ein-
standsgemeinschaften) aufzudecken.

Eine häufig gestellte Frage ist, wie sich die
genannten vier Zielgruppen quantitativ auf
die Gesamtzahl der erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen aufteilen. Für den Kreis Stein-
furt gehen wir – ohne dies allerdings fun-
diert untersucht zu haben – etwa von fol-
genden Größenordnungen aus:
Von den zurzeit rund 15.000 erwerbsfähi-
gen hilfebedürftigen Personen (SGB-II-
Empfänger im Alter von 15 bis 65 Jahren)
sind etwa 66 Prozent (10.000) aktivie-
rungsfähig und aktivierungsbedürftig, das
heißt sie stehen tatsächlich dem Arbeits-
markt zur Verfügung und sie sind nicht
zum Beispiel durch Schulbesuch oder die
Pflege Angehöriger anderweitig gebun-
den.
Von diesen 10.000 Personen vermuten wir,
dass etwa 4.000 (40 %) unmittelbar für
eine Vermittlung in den 1. Arbeitsmarkt
geeignet sind; zirka 2.500 (25 %) bedürfen
einer fachlichen und/oder persönlichen
Qualifizierung. Etwa die gleiche Zahl
(2.500 = 25 %) hat kaum oder keine
Chancen, ein existenzsicherndes Ein-
kommen durch Erwerbsarbeit zu erzielen.
Für diese Zielgruppe müssen Beschäfti-
gungsangebote vorgehalten werden oder
durch dauerhafte Lohnsubventionen der
Weg in eine gering qualifizierte Beschäfti-
gung im 1. Arbeitsmarkt freigemacht
werden.
Der Anteil derjenigen Menschen, die sich
planmäßig dem Angebot von Erwerbs-
arbeit entziehen, obwohl sie an sich 
hierfür die Fähigkeiten besitzen, wird auf
etwa zehn Prozent (1.000 Personen)
geschätzt.

II. Wie geht es in den kom-
menden Monaten weiter?
(Zukunftsplanungen)

Die gewonnenen Erfahrungen haben den
Blick geschärft für die künftigen Entwick-

lungsnotwendigkeiten. Im Folgenden soll
dabei zwischen den Möglichkeiten des
eigenen Managements als Optionskom-
mune (a) und Forderungen nach Änderung
der gesetzlichen Rahmenbedingungen (b)
unterschieden werden.

a) Eigenes Management der
Optionskommune

Im Kreis Steinfurt ist keine grundlegende
Änderung der Organisationsstrukturen
und der Arbeitsweise geplant. In den kom-
menden Monaten wollen wir jedoch fol-
gende Schwerpunkte setzen:

1. Es gilt insbesondere die Forderungs-
Struktur, insbesondere auch die Miss-
brauchsbekämpfung zu verbessern. Opti-
mierungsmöglichkeiten sehen wir in

● der Glättung von Schnittstellen, insbe-
sondere zwischen der Leistungs-
gewährung und den Arbeitsprozessen,
die sich auf die Funktionen Vermittlung
und Fallmanagement beziehen,

● dem Aufbau der im Fortentwicklungs-
gesetz vorgesehenen Sofortangebote,

● der Bereitstellung spezieller Beschäfti-
gungsstellen zur Erprobung der Arbeits-
bereitschaft,

● der Errichtung eines Außendienstes.

2. Wir wollen die schon eingeleitete
Umschichtung von Qualifizierungsange-
boten aus Gruppenqualifizierungen hin zu
passförmigen Einzelqualifizierungen fort-
setzen („Maßanzug statt Konfektions-
ware“).
3. Sobald es das Budget zulässt, streben
wir eine Erweiterung der öffentlich finan-
zierten Arbeitsgelegenheiten für Men-
schen, die nicht in den 1. Arbeitsmarkt
integrierbar sind, an. 
Dies soll sowohl durch eine Erhöhung 
der Zahl der in verschiedene Beschäfti-
gungsstellen eingestreuten Brückenjobs 
als auch in Form von Sonderprojekten 
mit Beschäftigungscharakter (ohne 
spezielle Qualifizierungsanteile) gesche-
hen.
4. Wir wollen das Kombilohn-Modell
NRW erproben.
5. Die Ergebnisse der von uns beauftrag-
ten und zurzeit laufenden externen Evalua-
tion unserer Direktvermittlung, die voraus-
sichtlich Ende dieses Jahres vorliegen wer-
den, sind abzuwarten und aus den
Erkenntnissen die Schlussfolgerungen zu
ziehen.
6. Schließlich geht es darum, die Instru-
mentarien der Statistik des Berichtswesens
zu verfeinern und aus dem Kennzahlen-
vergleich der Optionskommunen ggf.
Schlussfolgerungen zu ziehen.
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b) Gestaltung der gesetzlichen und
politischen Rahmenbedingungen

Neben dem kreisinternen Management gilt
es, die gesetzlichen und politischen Rah-
menbedingungen so zu gestalten und ggf.
zu optimieren, dass die Ziele des SGB II
besser als bisher erreicht werden können.
Nachdem mit dem Fortentwicklungsgesetz
und dem vorhergehenden Gesetz zur
Änderung des SGB II bereits eine Reihe
gesetzlicher Reparaturarbeiten erledigt
wurden, sind vornehmlich folgende Punkte
in den Focus zu nehmen:

1. Der derzeit für die
Optionskommunen
bestehende Gestal-
tungsspielraum in
der Anwendung des
Eingliederungsinstru-
mentariums muss
unbedingt erhalten
werden. Dieser
Gesta l tungssp ie l -
raum darf nicht
durch eine zu enge
Bindung an die 
überperfektionierten
Bestimmungen des
SGB III eingeengt
werden. Diese
Gefahr besteht
jedoch durch eine zu
enge Auslegung des
§ 16 Abs. 1 und 2
SGB II in der neuen
Fassung des Fortent-
wicklungsgesetzes.
2. Optionskommu-
nen und Arbeitsge-
meinschaften bedür-
fen für ihre Arbeit
finanziell auskömm-
licher und vor allem
verlässlicher Budgets.
Um Planungssicher-
heit zu schaffen,
wäre es notwendig,
dass die Budgets für
einen mittelfristigen
Zeitraum (z.B. drei
Jahre) festgeschrieben würden. Eine solche
Budgetsicherheit ist allemal wichtiger als
ständige gesetzgeberische „Neuerfindun-
gen“ weiterer Eingliederungsinstrumente.
Der zurzeit durch das Gesetz bereitgestell-
te Instrumentenkasten ist voll ausreichend.
3. Schließlich – dies ist sicherlich politisch
der schwierigste Teil der anstehenden Dis-
kussion – darf auch eine maßvolle Reduzie-
rung des finanziellen Leistungsniveaus des
SGB II nicht tabuisiert werden, wenn ein
weiterer Zuzug in das SGB II vermieden
und das Lohnabstandsgebot gegenüber

sinkenden Löhnen auf dem 1. Arbeits-
markt erhalten werden soll. Auf den Prüf-
stand gehören dabei auch folgende –
sicherlich schmerzhafte – Maßnahmen:

● Verzicht der Anhebung der Regelsätze
in den nächsten Jahren

● die Reduzierung der Angemessenheits-
grenzen (Quadratmetergrößen) für
Mietwohnungen

● die erleichterte Verwertung von Grund-
eigentum

● die Reduzierung der Angemessenheits-
grenzen für Heizkosten auf angemesse-
ne Wohnungsgrößen

● die Reduzierung von Schonvermögen
● die Gestattung einer Pkw-Haltung nur,

soweit sie für eine Erwerbstätigkeit oder
zur Erlangung einer Erwerbsaufnahme
erforderlich sind

● die Neuregelung der Einkommensbe-
rechnung bei Selbstständigen

Die vorstehenden Fragen werden in
Zusammenhang mit der zum Ende dieses
Jahres anstehenden weiteren Überprüfung
des SGB II auf Bundesebene zu dis-
kutieren sein. Dabei wird es um bedeu-

tende Veränderungen gehen müssen,
wobei der Begriff der „Generalrevision“
schon deshalb vermieden werden sollte,
um nicht unerfüllbare Erwartungen zu
wecken.

Schlussbemerkung: 

Gestützt auf die Erfahrungen der ver-
gangenen anderthalb Jahre hoffen wir, 
mit den eingeleiteten und geplanten 
Aktivitäten auf der Grundlage einer 
positiven wirtschaftlichen Gesamtentwick-
lung – flankiert durch die genannten
gesetzlichen Optimierungen – die uns

durch das SGB II
gestellten Aufgaben
noch besser bewä-
ltigen zu können.
Allerdings bleibt die
b e d r ü c k e n d e
Erkenntnis. Wegen
der oben angespro-
chenen globalen Ent-
wicklungstrends und
der durch sie verur-
sachten verringerten
Bedarfsnachfrage
nach Einfacharbeits-
plätzen wird auch bei
guter Konjunktur ein
hoher Sockel an
Langzeitarbeitslosig-
keit niedrig qualifi-
zierter Personen zum
Dauerphänomen.
Neben der Gestal-
tung bestmöglicher
gesetzlicher Rah-
menbedingungen für
Arbeitsmarkt und
Arbeitsmarktpolitik
wird es die größte
und schwierigste
Aufgabe der Politik
sein, diese Wahrheit
offen auszusprechen
anstatt unrealistische
Erwartungen zu
erzeugen. Ebenso
wird es Aufgabe der
Politik sein, der un-

bequemen Wahrheit, dass wir mit Lang-
zeitarbeitslosigkeit auf hohem Sockel auf
lange Zeit leben müssen, dadurch Rech-
nung zu tragen, dass öffentlich finanzierte
Beschäftigungsmöglichkeiten für diejeni-
gen, die keine Chance auf dem 1. Arbeits-
markt haben, auch unbefristet bereitge-
stellt werden. Nur dann lässt sich auf 
Dauer der gesellschaftliche Friede erhal-
ten. 

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.22.01
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Es wird begrüßt, dass eine Vielzahl der 
von diesem Arbeitskreis ausgehenden

Anregungen vom Dezember 2005 (siehe
EILDIENST Heft 2/2006, S. 49 ff.) in der
laufenden Gesetzgebung bereits aufgegrif-
fen worden sind. Einige unberücksichtigt
gebliebene Vorschläge zur Neuregelung im
SGB II bleiben aufrecht zu erhalten. Sie sind
aus Sicht der Verwaltungspraxis in den
Optionskommunen für eine effiziente und
sinnvolle Anwendung des Gesetzes not-
wendig. Angesichts auch des im Gesetzge-
bungsverfahren festgestellten weiteren
grundlegenden Reformbedarfes des SGB II
(BR-Drs. 404/1/06, S. 2 ff.) unterbreitet
der Arbeitskreis darüber hinaus weitere
Vorschläge.
Zuvor ist allerdings zum Verfahren im 
Rahmen des verabschiedeten Fortentwick-
lungsgesetzes festzustellen, dass in künfti-
gen Gesetzgebungsverfahren zum SGB II
den praktischen verwaltungsmäßigen
Umsetzungserfordernissen mehr Aufmerk-
samkeit gewidmet werden sollte. Ein
bereits schon jetzt absehbares Umset-
zungsproblem ergibt sich daraus, dass eine
Vielzahl vom Bundestag angenommener
neuer Regelungen mit keiner Übergangs-
regelung verbunden ist. Diese Rechtssitua-
tion stellt die Anwendungspraxis in den
Optionskommunen vor die Aufgabe einer
notwendigen massenhaften Änderung der
individuellen Verwaltungsakte (Rücknah-
me alter begünstigender und Erlass neuer
Leistungsbescheide), die insgesamt zum
Stichtag des Inkrafttretens des Fortent-
wicklungsgesetzes erfolgen soll und eine
Überprüfung aller bisher entschiedenen
Leistungsfälle erfordert. Eine Überprüfung
aller wirksamen Leistungsbescheide zu
einem bestimmten Stichtag ist jedoch
wegen des immensen Verwaltungsauf-
wandes neben der Erfüllung der sonstigen
üblichen Aufgaben kaum umsetzbar. Es
sollte künftig eine Übergangsregelung
getroffen werden, die dazu führt, dass in
den bereits bewilligten Leistungsfällen eine

Geltung der neuen Rechtslage erst mit
dem Auslaufen des Bewilligungszeitraumes
der bereits erlassenen begünstigenden Ver-
waltungsakte eintritt.

Novellierungserfordernisse im
Einzelnen

a. Einnahmeverwaltung nach § 19 S. 3
SGB II

Die Einnahmeverwaltung nach § 19 S. 3
SGB II führt zu einem hohen und un-
nötigen Verwaltungsaufwand. In einigen
Fällen kann eine genaue Zuordnung (BA,
Kommune, Jugendamt) auch nicht erfol-
gen. Der verwaltungstechnische Aufwand
steht nicht im Verhältnis zu dem erreichten
Nutzen im Sinne einer verfassungskon-
formen Finanzhaushaltung. Aus diesem
Grund sind in § 19 S. 3 SGB II die Einnah-
men zu einem bestimmten pauschalen Satz
dem Bund und den Kommunen zuzuord-
nen.

b. Aufsicht nach § 47 Abs. 1 S. 4 SGB II

Der Erlass allgemeiner Verwaltungsvor-
schriften des Bundes gegenüber den
Optionskommunen ist aus rechtlichen
Gründen nicht zulässig, so weit sie über
eine reine Auslegung von Gesetzestexten
hinausgeht. Darüber hinaus ist zu beach-
ten, dass der Bund mit Hilfe dieser Verwal-
tungsvorschriften nicht die Möglichkeit
erhält, einseitig von vertraglichen Verein-
barungen mit den Optionskommunen
zurückzutreten. Es sollte wie bisher das
Konsensmodell zwischen Optionskommu-
nen und BMAS im Wege von öffentlich-
rechtlichen Vereinbarungen zur Anwen-
dung kommen, so dass Verwaltungsvor-
schriften auch für die Abrechnung von
Aufwendungen nicht notwendig sind.

c. Anwendung des SGB II bei Selbstständi-
gen und freien Berufen

In der Verwaltungspraxis zeigt sich 
zunehmend, dass für Selbstständige und
Ausübende eines freien Berufes die 
Regelungen des SGB II untauglich sind, um
sozialstaatliche Leistungen für diese Perso-
nengruppen zu regeln. Darüber hinaus
enthalten die Regelungen zur Einkom-
mensanrechnung eine Reihe von Wer-
tungswidersprüchen im Hinblick auf die
besonderen Finanz- und Bilanzpflichten.
Insgesamt gehört die Anwendbarkeit von
einzelnen SGB-II-Regelungen auf den
Prüfstand.

d. Wechselseitige Meldung von Stellenan-
geboten nach § 51b Abs. 1 SGB II

Die in § 51b Abs. 1 Z. 4 SGB II vorgenom-
mene Änderung im Fortentwicklungsge-
setz veranschaulicht eine Einbahnstraße im
Hinblick auf die Meldung von Stellenange-
boten einseitig in Richtung Bundesagentur.
Wenn der Wettbewerb im Sinne des § 6a
Abs. 1 SGB II gewahrt werden soll, muss
auch der Bund bzw. die Bundesagentur
Informationspflichten gegenüber den
Optionskommunen nachkommen. Auch
wenn die Rechtsprechung bereits festge-
stellt hat, dass die Bundesagentur offene
Stellen auch den Optionskommunen zur
Verfügung stellen muss, sollte eine ent-
sprechende Klarstellung im SGB II erfolgen.

e. Klarstellung des gesetzlichen Forde-
rungsüberganges nach § 33 SGB II

Es sollte klargestellt werden, dass der
gesetzliche Forderungsübergang sich
lediglich auf die Unterhaltansprüche des
SGB-II-Leistungsberechtigten gegen einen
anderen bezieht. Es widerspricht dem
Grundsatz des Förderns und der Reaktivie-
rung der Eigeninitiative des Hilfeberechtig-
ten, wenn alle weiteren auch privatrecht-
lichen Ansprüche gesetzlich übergehen.
Darüber hinaus ist zu prüfen, ob ähnliche
Bestimmungen wie in §§ 93, 94 SGB XII
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Vorschläge des AK Optionskommunen 
beim LKT NRW zur weiteren Novellierung 
des SGB II
Weiterer Reformbedarf im SGB II aus 
verwaltungspraktischer Sicht

Auf der Grundlage des im Bundestag verabschiedeten Gesetzes zur Fortentwicklung des SGB II bekräftigen die zehn Optionskommu-
nen in NRW alte bisher unerfüllte Regelungserfordernisse des SGB II und formulieren weitere Vorschläge, die wesentliche Fragen der
Novellierung des SGB II aus der Sicht der Umsetzung in der Verwaltungspraxis aufgreifen. Der Schwerpunkt wird bei den Vorschlägen
und Anregungen insbesondere auf praktische Fragen der Verwaltungsabwicklung, das Recht der passiven Leistungen und auf die
Sanktionen gelegt.
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auch im SGB II aufgenommen werden
sollten.

f. Legaldefinition der Kosten der Unter-
kunft nach § 22 SGB II

Es fehlt eine Legaldefinition der Kosten der
Unterkunft. Es sollte eine Legaldefinition
der Kosten der Unterkunft getroffen wer-
den, in welcher ein höhenmäßiger Ver-
gleich zwischen fiktiven Mietkosten und
den Kosten, die tatsächlich in Folge der
Nutzung des in Eigentum des Antragstel-
lers stehenden Wohnraumes entstehen.
Die vom Grundsicherungsträger zu leisten-
den Heizkosten sind an die Kosten einer
angemessenen Wohnung zu koppeln. Die
Regelung in § 22 Abs. 7 SGB II ist wegen
der finanziellen Konsequenzen und dem
hohen Verwaltungsaufwand abzulehnen.
Die dort aufgeführten Ansprüche sind in
den jeweiligen Fachgesetzen zu regeln.

g. Gesetzliche Vorgaben für Belehrungen
nach § 31 SGB II

Es sollte eine gesetzliche Definition einer
Belehrung angestrebt werden. Oft schei-
tern Entscheidungen hinsichtlich der ver-
hängten Sanktionen in der Rechtspre-
chung mit dem Hinweis auf eine fehlerhaf-
te beziehungsweise unzureichende Beleh-
rung. Es ist daher eine klare gesetzliche
Regelung vorzusehen, welche die wesent-
lichen Inhalte einer Belehrung wie in ande-
ren Rechtsgebieten auch definiert.

h. Unwirtschaftlichkeit oder besondere
Härte bei zu berücksichtigendem Ver-
mögen des Hilfeberechtigten nach § 12
Abs. 2 Nr. 6 SGB II

Die beiden unbestimmten Gesetzesbegriffe
führen in der Rechtsanwendung zu erheb-
lichen und vor den SG beinahe unüber-
windlichen Schwierigkeiten. Sie bedürfen
jeweiliger gesetzlicher Klarstellungen
beziehungsweise Festlegungen, wann
„Unwirtschaftlichkeit“ beziehungsweise
eine „besondere Härte“ in der Regel nicht
vorliegt. Zur Klärung „besonderer Härten“
bietet sich eine negative Begriffsdefinition
an: 
Es liegen keine besonderen Härten vor,
wenn der Erlös aus einem nichtgeschützten
Vermögen durch seine Verwertung dazu-
führt, dass kein gleichartiges, aber dann
geschütztes Vermögen beschafft werden
kann.

i. Erweiterung der Anwendung des § 31
Abs. 4 Nr. 3 SGB II auf geringfügige
Beschäftigungen

Die Sperrzeitregelung des § 31 Abs. 4 Nr. 3
SGB II führt nur zur Sanktion des Absen-
kens des Arbeitslosengeldes II, wenn eine
sozialversicherungspflichtige Tätigkeit auf-
gegeben wurde. Da jedoch gerade der Per-
sonenkreis der ALG-II-Empfänger verstärkt
geringfügige Beschäftigungen ausübt, soll-
te diese Regelung auf die Aufgabe einer
geringfügigen Beschäftigung erweitert
werden.

j. Zuständigkeitsregelung bei einem
Umzug des Hilfeberechtigten nach § 22
Abs. 2 SGB II

Die hier festgeschriebenen Zuständigkeits-
regelungen sind nicht praktikabel: Die
Zusicherung für die neue Wohnung sollte
in die Zuständigkeit des neuen Trägers

fallen; damit würde auch das unpräzise
Beteiligungsverfahren entfallen können.

k. Klarstellung der sofortigen Vollziehbar-
keit nach § 39 SGB II für Entscheidun-
gen der Aufrechnung

Aufrechnungen gem. § 43 SGB II sollen –
in Übereinstimmung mit einigen Entschei-
dungen der Sozialgerichte – sofort voll-
ziehbar sein. Aus diesem Grund könnte in
§ 39 ein Passus aufgenommen werden,
dass Z. 1 auch Aufrechnungen einschließt.

l. Rückabwicklung rechtswidriger Leistun-
gen

Rückabwicklungen rechtswidriger Leistun-
gen können bisher nur gegenüber dem 
tatsächlich rechtswidrig Begünstigten reali-
siert werden; dies gilt auch gegenüber
minderjährigen Kindern. Handhabbare
Instrumente sind im SGB II und SGB X nicht
enthalten. Es ist daher notwendig, Vor-
schriften entsprechend den §§ 103 Abs. 1
S. 2  und 104 SGB XII in das SGB II aufzu-
nehmen

m. Kurzfristige Hilfeleistungen im SGB II

In Fällen einer zeitlich begrenzten Hilfebe-
rechtigung (Überbrückung von Zwischen-
zeiten bis zur Aufnahme einer konkreten
Erwerbstätigkeit zum Beispiel nach erfolg-
reichem Studienabschluss oder bei einem
Arbeitsplatzwechsel) sollten Hilfen als Dar-
lehen im Rahmen einer Kann-Regelung
möglich sein.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.20.03
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21 Monate Hartz IV aus ARGE-Sicht
Von Ulrich Odebralski, Geschäftsführer 
ARGE Märkischer Kreis

21 Monate Hartz IV, 21 Monate warten auf die durchschlagenden Erfolge der größten Sozial- und Arbeitsmarktreform der jüngeren
deutschen Geschichte, 21 Monate Suche nach den Ursachen, warum alles ganz anders gekommen ist als beabsichtigt.

Erst stiegen die Arbeitslosenzahlen statt zu
sinken, was noch mit der Hereinnahme

der ehemaligen Sozialhilfeempfänger in die
Arbeitslosenstatistik zu erklären war. Dann
stieg die Zahl der ALG-II-Bezieher immer
weiter, was niemand so recht verstand, bis
man sich den Gesetzestext und die Zugangs-
voraussetzungen zum ALG II etwas genauer
ansah. Gleichzeitig stiegen die Kosten enorm
an, womit endgültig der Geduldsfaden bei
den meisten Verantwortlichen riss.

Der Gesetzgeber brauchte kaum zwölf
Monate um zu erkennen, dass akuter
Handlungsbedarf bestand. Über 70 Einze-
länderungen wurden mit dem Fortent-
wicklungsgesetzt beschlossen, die schon in
Kraft getreten sind oder noch in Kraft tre-
ten werden. Damit ist aber die Fehlerfor-
schung keineswegs beendet. Der Gesetz-
geber diskutiert bereits eine „Generalrevi-
sion“ des SGB II und beinahe täglich mel-
den sich Stimmen mit neuen Vorschlägen

zur Veränderung der Hartz-IV-Gesetze.
Und zwischen all den Aufgeregtheiten
mühen sich in NRW 44 Arbeitsgemein-
schaften (ARGEn) und zehn Optionskom-
munen redlich der Volksweisheit gerecht
zu werden: „Unmögliches wird sofort erle-
digt, Wunder brauchen etwas länger“.
Denn nichts anderes als ein Wunder wäre
es, würden die mit dem SGB II beabsichtig-
ten Wirkungen innerhalb weniger Monate
eintreten.
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Von 15.814 Bedarfsgemeinschaften im
Januar 2005 stieg die Zahl der Bedarfsge-
meinschaften im Märkischen Kreis auf
20.076 im Januar 2006. Im März 2006
wurde mit 20.434 zunächst der Zenit über-
schritten. Die Zahl der Menschen, die vom
ALG II leben, stieg von 30.570 auf 36.428
an.
Im selben Zeitraum verschob sich der
Anteil der Arbeitslosen im ALG-II-Bezug an
der Gesamtzahl der Arbeitslosen von 47
auf fast 62 Prozent. Allein von Januar bis
Dezember 2005 wechselten über 3.400
Arbeitslose im Märkischen Kreis vom ALG I
ins ALG II. Die absolute Zahl der Arbeitslo-

sen stieg von Januar bis Dezember 2005
von 11.138 auf 13.540.
Um die ganze Dimension der Aufgabe zu
erfassen ist jetzt noch zu berücksichtigen,
dass nicht nur die in der Statistik als
arbeitslos geführten Personen zu betreuen
sind, sondern die „erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen“. Deren Zahl stieg von Januar bis
Dezember 2005 von zirka 21.000 auf über
26.000.
Mit der Definition der „Erwerbsfähigkeit“
war vom ersten Tag an einer der bedeu-
tendsten Problemkreise im SGB II geschaf-
fen: Erwerbsfähig ist, wer rein körperlich
länger als drei Stunden am Tag arbeiten
kann. Wer also mit entsprechenden Ruhe-
pausen zweimal am Tag 1,6 Stunden arbei-

ten kann ist, erwerbsfähig. Wer diese Zeit
nur abwechselnd in stehender und sitzen-
der Haltung verbringen kann, ist erwerbs-
fähig. Für diesen Personenkreis gibt es
zwar keine Arbeitsplätze im 1. Arbeits-
markt, aber sie zählen zu den Personen, die
vermittelt werden sollen.
Und dann sind da noch die vielen Men-
schen, die aufgrund erheblicher Leistungs-
minderungen oder aufgrund ihrer Persön-
lichkeitsstruktur keine oder kaum eine
Chance haben den Anforderungen des 1.
Arbeitsmarktes zu genügen; Menschen die
ohne betreuende Hilfen nicht oder nur ein-
geschränkt am Leben in der Gemeinschaft

teilnehmen können. Auch sie zählen zu
den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die
in den 1. Arbeitsmarkt vermittelt werden
sollen.
Aber Probleme sind bekanntlich da, um
gemeistert zu werden, und so begann
denn die ARGE Märkischer Kreis im Januar
2005 mit ihrer Arbeit. Und zwar buchstäb-
lich bei Null beziehungsweise darunter.
Nur um es noch einmal in Erinnerung zu
rufen: Von Oktober bis Dezember 2004
wurden zigtausend Datensätze eingege-
ben. Das Resultat: Das ALG II wurde
pünktlich ausgezahlt und die Kollegen
kamen mit 1.481 Tagen Resturlaub und
3.850 Überstunden in der ARGE an. Aber
nicht um es dann etwas langsamer gehen

zu lassen, sondern um sich erstmal in rund
30.000 Schulungsstunden mit der neuen
Arbeit vertraut zu machen. Das neue „All-
tagsgeschäft“ lief natürlich parallel dazu
weiter.
Aber auch die Phase haben wir überwun-
den, ebenso wie den stetigen Personalzu-
wachs mit immer neuen Kolleginnen und
Kollegen, die von den gerade Eingearbeite-
ten neu eingearbeitet werden mussten.
In dieser Zeit begegnete uns die Notwen-
digkeit, die Maßnahmeplanung und damit
den Abfluss der Eingliederungsmittel in
Höhe von rund 27 Millionen Euro zielge-
nau auf das Jahresende hin zu planen. Eine
Aufgabe, die wegen des hohen Koordina-
tionsaufwands mit etwa 40 Maßnahme-
trägern und geplanten zirka 10.000 Maß-
nahmeteilnehmern nicht leicht zu bewerk-
stelligen ist. Nach zahlreichen sehr zeitauf-
wändigen Planungsrunden mit allen Betei-
ligten scheint uns auch diese Anforderung
gelungen zu sein.
Um keine Missverständnisse aufkommen
zu lassen: Natürlich sollen die zur Verfü-
gung stehenden Gelder für die persönliche
oder fachliche Qualifizierung, für Schu-
lungs- und Umschulungsmaßnahmen, für
Eingliederungs- und Einstellungszuschüsse,
für Mobilitätshilfen und Vermittlungsgut-
scheine ausgegeben werden. Aber jede
Ausgabe muss wirtschaftlich und nachhal-
tig sein. Man kann für Arbeitslose Beschäf-
tigung organisieren in Form einer Arbeits-
gelegenheit nach der Mehraufwandvarian-
te (1-Euro-Job) oder nach der Entgeltvari-
ante. Der Unterschied besteht darin, dass
die Entgeltvariante in Form einer versiche-
rungspflichtigen Beschäftigung durchge-
führt wird und mehr als doppelt so teuer ist
wie der 1-Euro-Job.
Der Vorteil der Entgeltvariante: Die 
Menschen zählen nicht mehr als arbeitslos,
sie zählen als Vermittlungserfolg und es
wurde viel Geld ausgegeben. Aber was
sind das für Erfolge? Wenn die meisten
Betroffenen nach Ablauf der Maßnahme
wieder arbeitslos sind und erneut ALG II
beziehen, stellt sich offensichtlich die Frage
nach der Sinnhaftigkeit. Und aus den kurz-
fristigen statistischen Erfolgen wird für die
Menschen eine zusätzlich bittere Erfah-
rung.
Wir setzen als ARGE Märkischer Kreis die
Entgeltvariante nur dann ein, wenn eine
wenigstens 50-prozentige Erfolgschance
für eine nachhaltige Integration in den 1.
Arbeitsmarkt besteht. Bei 1-Euro-Jobs, die
fast ausschließlich der Beschäftigung die-
nen, liegt die Vermittlungschance bei etwa
acht Prozent.
Damit habe ich auch schon ein weiteres
Kernprobleme umschrieben: Was kenn-
zeichnet eine erfolgreiche Arbeit der
ARGE? Die Menge des verausgabten Gel-
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des? Die Zahl der Maßnahmenteilnehmer?
Die Integrationen in den 1. Arbeitsmarkt?
Die Reduzierung der Zahl der ALG II Emp-
fänger? Die Bekämpfung des Leistungs-
missbrauchs? Die Heranziehung Unter-
haltspflichtiger? Die Akquirierung offener
Stellen? Eine qualifizierte Eingangsbera-
tung die den Leistungsbezug zu verhindern
hilft?
Da fehlt offensichtlich etwas, denn mit
dem SGB II sollte nicht in erster Linie die
Arbeitsvermittlung optimiert werden, son-
dern es geht um die Verschmelzung der
Betreuungs- und Vermittlungstätigkeit zu
einem ganzheitlichen Angebot, das den
Einzelnen mit seiner individuellen Ausprä-
gung in den Mittelpunkt stellt. Es geht, um
es etwas griffiger zu formulieren, um die
Betreuung der SGB-II-Empfänger mit dem
Ziel, ihnen dauerhaft ein Leben in persön-
licher und materieller Selbstständigkeit zu
ermöglichen.
Natürlich bedürfen nicht alle SGB-II-Bezie-
her einer intensiven individuellen Betreu-
ung, natürlich ist nicht für jeden ein lang-
fristiger Hilfeplan zu erstellen, aber ebenso
sicher ist auch, dass wir die Menschen
nicht nach zwölf Monaten an die nächste
Institution weiterreichen können.
Um das notwendige Ausmaß an indivi-
dueller Leistung zu bemessen, das im
Ergebnis zur dauerhaften Integration der
Menschen in den 1. Arbeitsmarkt führen
soll, ist eine Differenzierung der „Kunden“
hilfreich. Ob eine vierstufige Einteilung,
von Markt- über Aktivierungs- und Quali-
fizierungs- bis zu Betreuungskunden richtig
ist oder die Einteilung in Vermittlungs-,
Qualifizierungs- und Beschäftigungskun-
den, halte ich für nachrangig. Wichtig ist
im Auge zu behalten, dass die Einteilung
nicht statisch ist. Dass ein Mietrückstand
ein Zufallsergebnis oder ein strukturelles
Problem darstellen kann; dass der Ausbil-
dungsabbruch in einer unerträglichen Situ-
ation im familiären Umfeld, in der Situation
am Ausbildungsplatz oder in der Person
des Auszubildenden liegen kann; dass die
Ablehnung eines Arbeitsangebotes in dem
Angebot selbst oder den derzeitigen sozia-
len Rahmenbedingungen liegen kann. Die
Einteilung in „Kundengruppen“ darf also
nicht automatisch zum Ausschluss von
Maßnahmen führen, die anderen Kunden-
gruppen vorbehalten sind.
Zurück zu den Erfolgsindikatoren der
ARGE: Es wurden fünf Kennziffern für
einen bundesweiten Vergleich der ARGEn
verabredet:

● „Verringerung der Hilfebedürftigkeit“
● „Verbesserung der Integration in

Erwerbstätigkeit“
● „Verbesserung der Eingliederung unter

25-Jähriger“

● „Sicherung des Lebensunterhalts“
● „Steigerung von Wirtschaftlichkeit und

Nachhaltigkeit bei der Leistungserbrin-
gung“

Diese wenigen Kennziffern bilden weder die
Gesamttätigkeit einer ARGE ab noch geben
sie vertieft Auskunft über die Tätigkeit vor
Ort im Kontext der lokalen und regionalen
Strukturen. Den Zweck der monatlichen
Controllingberichte hat das BA-Vorstands-
mitglied Becker so beschrieben:
„Controlling unterstützt Ihre Arbeit in den
ARGEn dadurch, dass es Transparenz über
Arbeitsergebnisse und Entwicklungsstände
herstellt. Es eröffnet Ihnen die Möglich-
keit, sich mit anderen zu vergleichen,
Erkenntnisse über die eigene Leistungsfä-
higkeit zu gewinnen und von den Erfolgen
anderer zu lernen. Auf diese Weise ermög-
licht das Controlling dezentrale Hand-
lungsspielräume für das Management, 
die effektivitäts- und effizienzsteigernd
genutzt werden können, und schafft die
Möglichkeit systematischer Verbesserung
in den Ergebnissen und Prozessen. Letzt-
lich bietet es den Mitarbeitern konkrete
Ansatzpunkte und Hilfsmittel zu einer Ver-
änderung des Denkens und Handelns in
der Organisation.“
Die Controllingberichte dienen also ein-
deutig der Steuerung des operativen
Geschäfts. Und da auch dem BA-Vorstand
die beschränkte Aussagekraft der Berichte
bekannt ist, heißt es weiter:
„Die Controlling-Berichte, die ab Januar
2006 bereitgestellt werden, richten sich
dementsprechend an zwei Adressatenkrei-
se, die kontinuierliche Informationen über
den Stand ihrer Zielerreichung benötigen:
Zum einen an die ARGEn – ihre Geschäfts-
führer und die Mitglieder ihrer Trägerver-
sammlungen –, zur Beobachtung und
Steuerung ihrer individuellen Zielerrei-
chung, zum andern an BA und BMAS zur
Nachverfolgung der Entwicklungen in der
bundesweiten Gesamtschau. ... Die Daten
anderer ARGEn werden in diesen Berich-
ten nicht veröffentlicht.“
Die Regionaldirektion NRW hat sich über
diese Zusage hinweg gesetzt und damit
einen intensiven Diskussionsprozess ange-
stoßen. Das widerspricht zwar den Inten-
sionen der Benchmarking-Berichte, eröff-
net aber gleichzeitig die Möglichkeit zu
einer Eröterung der lokalen, regionalen
und landesweiten Rahmenbedingungen.
Dazu gehören die Aufnahmefähigkeit 
des 1. Arbeitsmarktes für SGB-II-Kunden
ebenso wie die Diskussion über eine län-
gerfristige öffentlich geförderte Beschäfti-
gung von kaum oder gar nicht mehr in den
vermittelbaren Menschen; dazu gehört die
konzeptionelle Ausrichtung des Kombi-
lohn-Modells ebenso wie die Frage nach

frühzeitiger Förderung von Jugendlichen,
die voraussichtlich keinen Schulabschluss
erreichen und damit keine Ausbildung
erhalten werden.
Die in dem RD-Controllingbericht
beschriebenen Abweichungen der ARGEn
von den Mittelwerten ihrer Vergleichtypen
sind zwar richtig; richtig ist aber auch, 
dass inzwischen viele zehntausend Ver-
mittlungen stattgefunden haben, dass
tausende Jugendliche wieder Fuß gefasst
haben und in Arbeit gekommen sind, dass
ebenso viele Ältere trotz jahrelanger
Arbeitslosigkeit wieder einen Job bekom-
men haben.
Es gibt natürlich auch strukturelle Hemm-
nisse für die ARGEn.
Da die ARGEn keine eigenständigen Orga-
nisationen sind, verbleibt ihr Personal in
den Strukturen der Dienstherren. Das kön-
nen bei den Kreisen schon mal bis zu 19
Anstellungsträger sein einschließlich der
BA. Das Ergebnis:

● Im TVöD (Tarifvertrag öffentlicher
Dienst)/Kommune/Land erhält ein per-
sönlicher Ansprechpartner (pAp) als
Angestellter in der Entgeltsgruppe 9,
Stufe 1, 2.061,– € brutto. Im
TVöD/Bund erhält dieser pAp in der
Tätigkeitsebene IV, Stufe 1, 2.205,– €

brutto. Differenz: 144,– €.
● Ein neu eingestellter Fallmanager im

TVöD der Kommune erhält die Entgelt-
gruppe 10, Stufe 1, = 2.430,– €. Ein
Fallmanager im TVöD/Bund erhält die
Tätigkeitsebene IV, Stu-fe 1, Funktions-
stufe 2 = 2.549,– €. Differenz: 119,– €

● Durch die Vielzahl der Befristungsverträ-
ge – der Prozentanteil in der ARGE MK
beträgt 25 Prozent – besteht ein hohes
Maß an Unsicherheit. Die maximalen
Laufzeiten vieler Befristungsverträge
ohne sachlichen Grund enden bis Mitte
2007. Hier ist die Zuteilung von Dauer-
stellen für die ARGE MK oder die
Zuteilung von Befristungsstellen mit
sachlichem Grund kurzfristig erforder-
lich. Andernfalls kommen die ARGEn
aus dem Einarbeitungsstand wegen
ständiger Neueinstellungen nicht her-
aus.

Dennoch – die Arbeit in der ARGE Märki-
scher Kreis hat in den vergangenen 21
Monaten einen Leistungsstand erreicht,
der nur Dank der Fachleute aus der Agen-
tur und den Kommunen zu erzielen war.
Ob Fallmanagement oder Vermittlung,
Unterhaltsheranziehung oder Außen-
dienst, Haushaltsbewirtschaftung oder
Weiterbildung – ohne das Ineinandergrei-
fen der unterschiedlichen Fähigkeiten und
Qualifikationen wären wir von dem Ganz-
heitlichen Leistungsansatz noch sehr weit
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entfernt. Durch die Einbindung von Leis-
tungssachbearbeitung, Vermittlung und
Fallmanagement in örtliche Teams besteht
ein strukturierter Informationsfluss, der die
Tätigkeit jeder einzelnen Fachrichtung
nachhaltig unterstützt.
Die Maßnahmenplanung wird als Prozess
organisiert, der die Fachkenntnisse aller
Akteure des Arbeitsmarktes und die Kennt-
nisse über die Bedarfe unserer Kunden ein-
bezieht. Dabei werden die einzelnen Maß-
nahmen immer weiter ausdifferenziert
nach Zielgruppen und präzise formulierten
Maßnahmezielen. Ein Konzept zur Maß-
nahmeevaluierung begleitet die Durchfüh-
rung und erbringt Informationen zur Wir-
kungsanalyse und damit zu einer genauer
werdenden Planung. Gleichzeitig planen
wir zielgruppenbezogen Maßnahmeket-
ten, die inhaltlich und zeitlich aufeinander
aufbauende Ziele verfolgen. Maßnahme-
karieren mit immer gleichen Inhalten wer-
den so zunehmend vermieden.
Auch in der Anlauforganisation konnten
deutliche Effizienzsteigerungen erzielt wer-
den. Das Ineinandergreifen von Eingangs-
zone, Fachberatung beim pAp und inten-
sive Betreuung durch das Fallmanagement
gewährleistet eine durchgängige Arbeit-
weise, die „Betreuungsstillstände“ ver-

meidet. In entscheidendem Maße hat uns
die Einrichtung so genannter Fachkräfte
beziehungsweise Grundsatzsachbearbeiter
fachlich weiter gebracht. Zwei „Grund-
satzsachbearbeiter Leistungsrecht“ dienen
ausschließlich der fachlichen Hilfestellung
etwa bei Gesetzesänderungen, schwieri-
gen Vermögensberechnungen oder neuen
Softwareanwendungen. Eine Fachkraft
„Fallmanagement“ ist für die konzeptio-
nelle Entwicklung zielgruppenspezifischer
Hilfeplanung und deren Umsetzung ver-
antwortlich. Je zwei Fachkräfte „Vermitt-
lung“ und „U25“ beraten und unterstüt-
zen die pAps beziehungsweise U25-
Betreuer in ihrer Tätigkeit.
Die Summe der Veränderungen verbunden
mit einem ungebrochenen Engagement
der ARGE-Belegschaft haben dazu geführt,
dass die ARGE Märkischer Kreis die Zahlen
der Zielvereinbarung mit Stand August
2006 sogar noch übertreffen konnte. Ver-
einbart war eine Steigerung gegenüber
dem Vorjahresergebnis um 40,2 Prozent im
Bereich der Integrationen. Bis August
konnten 3.982 Integrationen gezählt wer-
den, das sind zehn Prozent mehr als es
dem Planfortschritt entspricht.
Im Bereich der Jugendvermittlung konnte
mit 1.085 Integrationen der anteilige Plan

sogar um 33 Prozent überschritten wer-
den.
Mit entscheidend für dieses Ergebnis ist die
uneingeschränkte Unterstützung aller Mit-
glieder der Lenkungsgruppe. Zwar hat der
Märkische Kreis entsprechend der Rahmen-
vereinbarung die Verantwortung ab Januar
2006 übernommen, diese Mehrheit aber an
keiner Stellung für Mehrheitsentscheidun-
gen genutzt. Nach wie vor werden die stra-
tegischen Planungen im Konsens entschie-
den, dem Geschäftsführer obliegt die ope-
rative Umsetzung. Bei allen fachlichen Dis-
kussionen in der Lenkungsgruppe wird die
Verantwortungsteilung nicht in Frage
gestellt. Das schafft in der Alltagsarbeit die
notwendige Sicherheit für ergebnisorien-
tierte und kreative Änderungen.
Auch das erste Halbjahr 2006 war durch
zum Teil einschneidende organisatorische
Änderungen geprägt. Und noch immer
würde ich nicht behaupten, wir haben
unsere endgültige Struktur gefunden. Die
ARGE Märkischer Kreis bleibt noch für län-
gere Zeit eine „lernende“ Organisation auf
dem Weg zu immer mehr Fachlichkeit und
Professionalität.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.21.00
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Zum Weiterentwicklungsbedarf der Arbeits-
gemeinschaften aus Sicht der Geschäftsführer
Von Ellen Burhans, ARGE Kreis Wesel, 
und Peter Lorch, ARGE Stadt Düsseldorf

1. Vorbemerkung

Die im August 2006 gegründete Landesar-
beitsgemeinschaft (LAG) der Arbeitsge-
meinschaften (ARGEn) zwischen den
Agenturen für Arbeit und Kommunen
gem. § 44b SGB II in Nordrhein-Westfalen
vereinigt die Geschäftsführungen von der-
zeit 38 von 44 Arbeitsgemeinschaften in
NRW. Sie versteht sich als Plattform 
für den Erfahrungsaustausch und als
Ansprechpartner und Sprachrohr für Fra-
gen der Umsetzung des SGB II in der vom
Gesetzgeber gestalteten Organisations-
form der ARGE. Ziel ist, die Funktionsfä-
higkeit der Arbeitsgemeinschaften zu
sichern, ihre Arbeits- und Wirkungsmög-
lichkeiten zu verbessern und zu einer erfol-
greichen Umsetzung der Grundsicherung
für Arbeitsuchende gem. SGB II beizutra-
gen. Sprecher der LAG ist Peter Lorch
(ARGE Düsseldorf), stellvertretende Spre-
cherin beziehungsweise Sprecher sind Ellen

Burhans (ARGE Kreis Wesel) und Ulrich
Odebralski (ARGE Märkischer Kreis).

2. Hintergrund

Das SGB II bleibt auch nach dem Regie-
rungswechsel eine der wichtigsten
Reformbaustellen der Republik. Unter
großen Kraftanstrengungen und hohem
Einsatz aller Beteiligten wird das neue
Recht seit Anfang 2005 in den Arbeitsge-
meinschaften zwischen Arbeitsagenturen
und Kommunen und bei den 69 optieren-
den Kommunen umgesetzt. Das Gesetz
brachte eine tiefgreifende Umstrukturie-
rung der sozialen Sicherung und der
Arbeitsmarktpolitik mit sich. Für die prakti-
sche Umsetzung blieb aufgrund der kurzen
Frist zwischen Verabschiedung und Umset-
zung  nur wenig Vorbereitungszeit. 
Es gelang, die Kernfunktionen der Grundsi-
cherung und auch die aktive Arbeitsförde-
rung bedürftige Hilfeempfänger in relativ

kurzer Zeit an die neuen Bedingungen
anzupassen. Keiner konnte jedoch erwar-
ten, dass eine solch große Umwälzung in
Recht und Verwaltungspraxis völlig ohne
Anlaufprobleme vonstatten geht. Auf-
grund des überaus hohen Einsatzes aller
Beteiligten konnten diese Probleme jedoch
in Grenzen gehalten werden.
Dennoch bleibt viel zu tun, um die
gewünschte Wirkung des Gesetzes – die
Reduzierung von Langzeitarbeitslosigkeit,
die schnellere Integration von bedürftigen
Arbeitslosen und eine neue Balance von
„Fördern und Fordern“ – nachhaltig zu
sichern. Das betrifft die konkrete Arbeit der
Umsetzung in den beteiligten Organisatio-
nen und Verwaltungen. Es betrifft aber
auch und nicht zuletzt die gesetzlichen
Regelungen, die in vieler Hinsicht nachge-
bessert werden müssen, um unerwünschte
Effekte des neuen Rechts zu vermeiden
und die gewünschten Wirkungen zu un-
terstützen.

323-  29.09.2006  12:58 Uhr  Seite 338



3. Bewertung der Diskussion
um die Leistungsfähigkeit
der ARGEn

Der aktuelle Bericht des Bundesrechnungs-
hofs („Durchführung der Grundsicherung
für Arbeitsuchende“ vom 19.05.2006) und
der Abschlussbericht des Ombudsrats zum
SGB II vom 23. Juni 2006 haben die Dis-
kussion über zweckmäßige Formen der
Administration und Umsetzung des SGB II
wieder angeheizt.
Beide Berichte sehen in der Form der
Arbeitsgemeinschaften von Arbeitsagentu-
ren und kommunalen Trägern (ARGE) –
mit unterschiedlichen Akzentsetzungen
und Gewichtungen – eine wichtige Ursa-
che für Probleme bei der Umsetzung des
neuen Rechts. Die atypische Organisati-
onsform der ARGE erschwere einen geord-
neten Verwaltungsvollzug, die Gewinnung
und Bindung qualifizierter Mitarbeiter, die
Führung von Mitarbeitern und die Umset-
zung einer wirksamen Integrationspolitik
am Arbeitsmarkt. Der Bundesrechnungs-
hof bemängelt, dass mit der Schaffung der
ARGEn kein wirksamer Durchgriff des Bun-
des auf die operativen Verwaltungsvoll-
züge in der Fläche mehr gewährleistet sei.
Eine wirksame Wahrnehmung der Finanz-
verantwortung und eine zielorientierte
Steuerung durch den Bund seien dadurch
nicht mehr oder nur noch mit großen Ein-
schränkungen möglich.
Der Ombudsrat sieht in der Tatsache der
atypischen Organisationsgestaltung mit
einer nicht oder nur teilweise geklärten
Rechtsstellung der ARGEn, mit der Perso-
nalgestellung durch beide Träger und dem
Verzicht auf eigenes Personal und den
gegenüber normalen Verwaltungsorga-
nisationen eingeschränkten Kompetenzen
der Geschäftsführungen der ARGEn ein
wesentliches Defizit, das dringend der
Abhilfe bedarf.
Der Bundesrechnungshof empfiehlt dem
Bund, die organisatorischen und recht-
lichen Voraussetzungen für einen wirk-
samen Durchgriff auf die Praxis der 
ARGEn herzustellen. Die Bundesagentur
für Arbeit solle alle vorhandenen Möglich-
keiten einer strafferen Führung durch
direkte Weisungen und detaillierte Vorga-
ben für die Leistungsprozesse der ARGEn
wahrnehmen.
Der Ombudsrat dagegen stellt das Modell
der ARGEn grundsätzlich in Frage und
empfiehlt den Aufbau einer eigenen
„Säule“ der Verwaltung zur Umsetzung
des SGB II, mit einheitlicher Führung, eige-
nem Haushalt, eigenem Personal und
einem einheitlichen Personalsystem als
„weitgehend selbständige Organisationen
der Bundesagentur für Arbeit“, die vor Ort
flexibel und unabhängig von zentralisti-

schen Vorgaben arbeiten soll, ohne aller-
dings näher zu beschreiben,
in welchem Verhältnis Kommunen und die
bisherige Bundesagentur für Arbeit zu die-
ser neuen Organisation stehen sollten und
wie darin die Interessen von Bund und
Kommunen wahrgenommen werden.
Aus Sicht der Landesarbeitsgemeinschaft
ARGEn NRW enthalten beide Berichte
wertvolle Befunde und Hinweise für die
Verbesserung der Praxis des SGB II, die
beachtet werden sollten. Die Rezeption
dieser Berichte in Politik und Öffentlichkeit
überzeichnet allerdings den Beitrag unge-
klärter Zuständigkeiten und eines ver-
meintlich fehlenden Durchgriffs auf die
operative Praxis der ARGEn an den Proble-
men in der Umsetzung des SGB II in krasser
Weise überzeichnen.
Deutlich höher als Fragen von Zuständig-
keit und Durchgriffsrechten zu gewichten
sind aus Sicht der LAG:

– die im Gesetz selbst liegenden Ursachen
(Zugangsoffenheit des Systems; Leis-
tungshöhe,

– Sanktionsmöglichkeiten u. a.),
– die unerwartet intensive Inanspruchnah-

me der Leistungen des neuen Rechts
(die man im Sinne der Beendung ver-
deckter Armut und Arbeitslosigkeit
durchaus positiv sehen kann; die jedoch
in finanzpolitischer Hinsicht sehr große
Probleme verursacht),

– die in der zentral von der BA zur Verfü-
gung gestellten IT-Technik (A2LL, Verbis
u. a.) liegenden Defizite,

– der stark von den jeweiligen eigenen
Aufgaben und Interessen beeinflusste
Aufbau eines partnerschaftlichen
Modells der gemeinsamen Umsetzung
des SGB II vor Ort.

Verstärkt werden diese Problemstellungen
durch ein nur langsam wachsendes Ver-
ständnis für die Aufgabenstellungen und
die Arbeitsbedingungen des jeweils ande-
ren Trägers. Das SGB II ist weder ein reines
Arbeitsmarktgesetz noch ein reines Fürsor-
gegesetz, sondern bündelt arbeitsmarkt-
und sozialpolitische Zielsetzungen und
Maßnahmen. Die darin enthaltene Chance
kann nur genutzt werden, wenn beide Trä-
ger die Notwendigkeit einer zentralen
Steuerung der Arbeitsmarktpolitik genauso
anerkennen wie die Notwendigkeit einer
regionalen Sozialpolitik. Hierbei ist es wich-
tig, den ARGEn den notwendigen Spiel-
raum zum Ausgleich dieser Interessen ein-
zuräumen. Wenig hilfreich sind die unab-
gestimmten Versuche der Träger, entweder
durch detaillierte, teilweise in die Ablauf-
organisation eingreifende Weisungen oder
durch übermäßige kommunalpolitische
Einflussnahme die jeweils eigenen Interes-
sen in den ARGEn durchzusetzen.

Die LAG erkennt allerdings an, dass die
Konstruktion der ARGEn in der bisherigen
Form erhebliche Probleme mit sich bringt.
Dabei sind vor allem die folgenden Punkte
von Bedeutung:

– Kein eigenes Personal; Personalgestel-
lung aus völlig unterschiedlichen Per-
sonalsystemen mit inkompatibeln Tarif-
systemen, unterschiedlicher Führungs-
systematik und Organisationskultur.

– Eingeschränkte beziehungsweise nicht
vorhandene Geschäftsfähigkeit der
ARGE-Geschäftsführungen ohne einen
eigenen Haushalt und eigenständige
wirtschaftliche Dispositionsmöglichkei-
ten bei gleichzeitig sehr umfassender
Verantwortung für die örtlich zu erbrin-
genden SGB-II-Leistungen.

– Fehlerhafte IT: Noch immer ist die zen-
trale Fachanwendung für die Berech-
nung und Auszahlung von SGB-II-
Leistungen, A2LL, von gravierenden
Funktionsmängeln gekennzeichnet.
Viele Leistungen und Geschäftsvorgän-
ge (rund 100) sind nur über arbeitsauf-
wendige Umgehungslösungen möglich.
Dadurch sind nicht nur ineffiziente
Arbeitsabläufe, sondern insbesondere
auch eine Vielzahl Fehlerquellen pro-
grammiert. Das in 2006 für die ARGEn
zwingend eingeführte Fachverfahren
Verbis ist auf den Bereich des SGB III
zugeschnitten, von vielen Fehlfunktio-
nen gekennzeichnet und in der An-
wendung überaus arbeitsintensiv ohne
erkennbaren Zusatznutzen für den
Bereich des SGB II. Nach wie vor sind die
Fachverfahren der BA kaum untereinan-
der verknüpft, so dass überaus arbeits-
aufwendige Doppelerfassungen (z.B. in
A2LL und in Verbis) mit den entspre-
chen-den Fehlerrisiken notwendig sind.
Die im SGB II eigentlich intendierte Ver-
knüpfung von Leistungsgewährung,
Aktivierung und Integration wird von
den vorhandenen und den ARGEn zwin-
gend vorgegebenen Fachverfahren nicht
unterstützt, sondern eher konterkariert.

– Unzureichende Qualifikation von Teilen
der Mitarbeiter und insbesondere die
durch den hohen Anteil (bis zu 40%)
kurz befristeter Anstellungsverhältnisse
überaus instabile Personalsituation mit
hoher Fluktuation und dem Risiko
zurückgehender Arbeitseffizienz.

– Mangelhafte Finanzausstattung: Die den
ARGEn zur Verfügung gestellten Mittel
für Verwaltungsausgaben decken bei
weitem nicht den Bedarf, wenn man die
politisch gewollten günstigen Betreu-
ungs- und Bearbeitungsschlüssel im
Bereich des SGB II in Betracht zieht. In
den meisten ARGEn können einiger-
maßen arbeitsfähige Struktur mit ausrei-
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chender Personal- und Sachausstattung
nur durch Umschichtungen aus den für
Eingliederungsmaßnahmen vorgesehe-
nen Haushaltstiteln sichergestellt werden. 

Die LAG NRW ist nicht der Meinung, dass
das Modell der ARGEn grundsätzlich falsch
ist. Es ist vielmehr ein sinnvoller Ansatz,
kommunale Kompetenz und die Kompe-
tenz der Agenturen für Arbeit zu verknüp-
fen und Hilfe aus einer Hand zu realisieren.
Um diesen Ansatz allerdings dauerhaft
tragfähig zu machen, sind mutige Schritte
zur Weiterentwicklung des Modells der
ARGEn erforderlich.

Dazu gehören kurzfristig:

– Die konsequente Stärkung der
Geschäftsführungen der ARGEn. ARGE
Geschäftsführungen müssen über die
zur Verfügung stehenden Verwaltungs-
und Eingliederungsmittel im Rahmen
des geltenden Haushaltsrechts eigen-
ständig und eigenverantwortlich dispo-
nieren können. Den ARGE-Geschäfts-
führungen muss die Dienst- und Fach-
aufsicht über das den ARGEn von den
Trägern gestellte Personal ohne Ein-
schränkungen ausüben können.

– Ausreichende Möglichkeiten der unbe-
fristeten bzw. länger befristeten Anstel-
lung bei den Trägern (Kommunen und
Agenturen für Arbeit).

– Die Möglichkeit, in den ARGEn eigenes
Personal einzustellen, sofern die jeweilige
Rechtsform dies zulässt (etwa als GmbH
oder Anstalt öffentlichen Rechts).
Dadurch könnte flexibler und ange-
messener auf den Personalbedarf der
ARGEn reagiert werden. Darüber hinaus
entfallen mit der Personalgestellung
durch die Träger verbundene Zusatz-

kosten. Auch würde zusammen mit 
der Zuweisung des Personals eine ein-
heitliche Mitarbeitervertretung möglich
sein, die die bisher unklare und 
den Geschäftsabläufen unzuträgliche
Mehrfachvertretung überwinden könnte.

– Ausreichende Freiräume für eine eigen-
ständige und auf die örtlichen Verhält-
nisse abgestimmte Gestaltung der Orga-
nisationsstrukturen und Leistungspro-
zesse. Einengende Weisungen durch die
Träger sollten unterbleiben. Die ARGE-
Geschäftsführungen sind für eine geset-
zeskonforme, effektive und effiziente
Umsetzung des SGB II verantwortlich.
Dies kann im Rahmen des Führens durch
Zielvereinbarungen ausreichend sicher-
gestellt werden. Detaillierte Weisungen
sind in diesem Zusammenhang nicht nur
überflüssig, sie konterkarieren vielmehr
die Logik moderner Formen von Füh-
rung und Management.

Mittelfristige Schritte:

– Aufbau eines eigenen Systems der Füh-
rung und Unterstützung von ARGEn auf
Länder und auf Bundesebene. Dieses Sys-
tem sollte so gestaltet sein, dass es das
durch die Praxis der früheren Sozialhilfe
und kommunalen Arbeitsförderung sowie
den umfassenden Erfahrungshintergrund
der Agenturen für Arbeit definierte Kom-
petenzspektrum abdeckt. Darüber hinaus
muss es die berechtigten Interessen der
beiden Träger des SGB II adäquat und in
einer in sich schlüssigen Logik wahren.

– Der ungehinderte Zugang zu operativen
Daten aus dem Bereich Leistung und
Vermittlung sowie die Verbesserung der
Datenqualität im Bereich der Hilfepla-
nung zur Ermöglichung einer operativen
internen Steuerung

– Die Ablösung des bisherigen geschlosse-
nen IT-Systems der BA durch ein offenes
System, das die Verknüpfung mit loka-
len Anwendungen und kommunalen
Systemen erlaubt.

– Die Schaffung eines eigenen Entloh-
nungs- und Tarifsystems für die ARGEn
mit der Möglichkeit, eigene Systeme der
Personalentwicklung einzuführen und
Anreizsysteme lokal zu gestalten.

– Die Bildung eigener Personalkörper für
die ARGEn durch Überleitung aus den
Personalkörpern der beiden Träger
sowie durch Neueinstellungen bei den
ARGEn selbst.

– Weitere Maßnahmen, die die Eigenstän-
digkeit und Arbeitsfähigkeit der ARGEn
stärken.

Bei all dem ist im Auge zu behalten, dass
das Modell der ARGEn die Chance bietet,
die mit dem SGB II verbundenen Fort-
schritte in einer innovativen Form umzu-
setzen – einer Form der Überwindung 
voneinander abgeschotteter Verwaltungs-
kulturen im Sinne von Bürgerfreundlich-
keit, Qualität und Effizienz; der Freisetzung
von Synergien im Bereich öffentlicher
Verwaltung und der Bündelung von Kom-
petenz und Ressourcen. Um dies zu reali-
sieren braucht es jedoch neben dem
gemeinsamen Willen der Träger auch
hierfür ausreichende Zeit. Es wäre fatal, 
die in den ARGEn mühsam errungenen
Fortschritte aus tagespolitischer Opportu-
nität heraus wieder zur Disposition zu
stellen. 
Das Modell der ARGE ist entwicklungsfä-
hig. Man muss es nur ernsthaft wollen und
intelligent angehen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.10.20
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DLT-Erhebung zur Umsetzung von Hartz IV –
erste Zwischenergebnisse präsentiert

flächendeckende Erhebung zur Umsetzung
von Hartz IV ermöglicht Einblicke in die
Motivation der Kommunen für die Ent-
scheidung, in eine Arbeitsgemeinschaft mit
der Arbeitsagentur einzutreten oder in
Eigenverantwortung als so genannte
Optionskommune Langzeitarbeitslose in
Eigenregie zu betreuen und zu vermitteln“,
so Duppré. Die Beteiligung an der Erhe-
bung sei mit 235 von 330 befragten Krei-
sen und kreisfreien Städten und somit über
71 Prozent erfreulich hoch und liefere
damit eine genaue Bestandsaufnahme der
Umsetzung der Arbeitsmarktreform.

Bund muss erkennen, dass die Perspektive
für die Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit vor Ort liegt. Zentrale Vorgaben
aus Nürnberg sind kontraproduktiv und
erschweren nur das Geschäft.“
Der DLT hatte im Sommer 2005 beim
Internationalen Institut für Staats- und
Europawissenschaften in Berlin (ISE) ein
Gutachten in Auftrag gegeben, um die
Effektivität und Effizienz der Aufgaben-
wahrnehmung im Zuge von Hartz IV (SGB
II) durch eine vergleichende Analyse von
Arbeitsgemeinschaften und Optionskom-
munen untersuchen zu lassen. „Diese erste

Von den befragten Arbeitsgemein-
schaften und Optionskommunen plä-

dieren 91 Prozent für die Öffnung der
Option. Dies ist ein klares Signal an den
Gesetzgeber, der es über die 69 Options-
kommunen hinaus jedem Kreis und jeder
kreisfreien Stadt ermöglichen sollte, Hartz IV
in Eigenregie umzusetzen“, so der Präsident
des Deutschen Landkreistages (DLT), Land-
rat Hans Jörg Duppré (Südwestpfalz),
anlässlich der Vorstellung der ersten flächen-
deckenden Erhebung zur Umsetzung der
Arbeitsmarktreform in den Arbeitsgemein-
schaften und Optionskommunen. „Der
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Der Verbandspräsident stellte fest, dass
trotz des großen Engagements aller Betei-
ligten vor Ort die Umsetzung der Arbeits-
marktreform auch nach anderthalb Jahren
an organisatorischen Mängeln leide. „So
hat ein Großteil der aus Kommune und ört-
licher Arbeitsagentur bestehenden Arbeits-
gemeinschaften noch immer erhebliche
Defizite. Dies führt nicht zuletzt zu Ernüch-
terung und zu Motivationsverlust bei den
Mitarbeitern von Kommunen und BA“, so
Duppré.
Eines der zentralen Vollzugsprobleme sei
nach wie vor die BA-Software A2LL. „Die
IT-Infrastruktur A2LL funktioniert immer
noch nicht. Allein durch zeitaufwändige
Umgehungslösungen werden die Mitar-
beiter von ihrer eigentlichen Arbeit abge-
halten. Dies verursacht vorsichtig
geschätzt Kosten von etwa 230 Millionen
Euro pro Jahr.“ Die Arbeitsgemeinschaften
sollten daher unbedingt für dezentrale
Softwarelösungen geöffnet werden.
„Neun von zehn Einrichtungen würden
solche alternativen Systeme zu A2LL gern
verwenden.“ Diese Probleme hätten die
Optionskommunen nicht, die auf funktio-
nierende und aus der kommunalen Sozial-
hilfe bekannte und bewährte Computer-
programme zurückgreifen könnten.
„Zudem verfügen die Arbeitsgemeinschaf-
ten über deutlich geringere Gestaltungs-
spielräume als die Optionskommunen, weil
alle wesentlichen Fragen der Arbeitsagen-
tur in Nürnberg entschieden werden. Nur
56 Prozent der befragten Landkreise in
einer Arbeitsgemeinschaft würden sich
noch einmal für diese Organisationsform
entscheiden. Die verbleibenden 44 Prozent
würden ganz überwiegend die Option
wählen.“
Ferner sei die Betreuung der Arbeitslosen
unterschiedlich. „Während in 63 Prozent
der Arbeitsgemeinschaften ein Mitarbeiter
für mehr als 170 Arbeitslose zuständig ist,
ist diese niedrige Betreuungsquote nur bei
25 Prozent der Optionskommunen anzu-
treffen. Hier ist das Verhältnis Arbeits-
lose/Mitarbeiter oft sehr viel günstiger.
Auch würden nach den Ergebnissen der
Erhebung die Optionskommunen eine bes-
sere Stellenakquise betreiben und ihre Ein-
gliederungsmittel besser als die Arbeitsge-
meinschaften ausschöpfen.
„Da verwundert es nicht, dass 91 Prozent
der befragten Arbeitsgemeinschaften und
Optionskommunen eine Öffnung der
Option über die derzeitige Zahl von 69
hinaus für alle interessierten Kreise und
kreisfreien Städte begrüßen würde. Es ist
zudem höchste Zeit, dass der Bund von sei-
ner zentralistischen Sicht abrückt und end-
lich dezentrale Handlungsspielräume auch
für die Arbeitsgemeinschaften einräumt,
um mehr regionale Flexibilität und Unab-

hängigkeit zu ermöglichen. Das Problem
der Langzeitarbeitslosigkeit kann nur vor
Ort gelöst werden“, so Duppré.
Das Zwischenergebnis ist nachfolgend im
Wortlaut abgedruckt:

Sanierungsfall „Hartz IV“ –
Zehn Thesen zum Stand und
zur Weiterentwicklung der
Aufgabenwahrnehmung nach
dem SGB II
Von Professor Dr. Joachim Jens Hesse

(1) Hartz IV: unzureichende Wirkungen –
organisationspolitische 
Fehlentscheidungen

Während die Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe einen Schritt
in die richtige arbeitsmarktpolitische Rich-
tung darstellen dürfte, gerät der Vollzug
von Hartz IV zum Sanierungsfall. Die Kos-
ten explodierten, die Wirkungen bleiben
aus; so verringerte sich die Arbeitslosigkeit
im Rechtskreis des SGB III gegenüber dem
Vorjahr zwar um 19 Prozent, doch betrug
der Rückgang im Rahmen des SGB II ledig-
lich zwei Prozent (Stand: August 2006).
Offensichtlich greift „Fördern und For-
dern“, verstanden als herkömmliche Ver-
mittlungstätigkeit, bei einer langzeitig
arbeitslosen und meist nur gering qualifi-
zierten Klientel nicht. Hinzutreten organi-
sationspolitische Fehlentscheidungen, die
in Teilen der föderalstaatlichen Ausein-
andersetzung, in Teilen aber auch man-
gelnder Verwaltungskenntnis entspringen.

(2) Empfehlungen zum Arbeitsmarkt
meist ohne Berücksichtigung örtlicher
Gegebenheiten

Die derzeit diskutierten Nachbesserungen
von Hartz IV verweisen zum einen auf
offensichtliche Schwächen, die auch durch
die Maßnahmen des Fortentwicklungsge-
setzes nicht wirklich aufgelöst werden.
Zum anderen dokumentieren sie eine
erstaunliche Fehleinschätzung der Wir-
kungsweisen des SGB II vor Ort. Hinzu-
tritt, dass an statistischen Aggregatgrößen
ausgerichtete Arbeitsmarktempfehlungen
meist zu kurz greifen und ein Defizit
gegenüber jenen Ansätzen erkennen las-
sen, die im Kontakt mit der Praxis, also
„vor Ort“, die gegebenen Organisations-
strukturen und Wirkungsbedingungen in
das Zentrum der Analyse stellen. Dies gilt
umso mehr, als Langzeitarbeitslose „maß-
geschneiderter“ Angebote im lokalen
Umfeld bedürfen. Vorschläge, wie sie
derzeit vom Ombudsrat, dem Bundes-
rechungshof oder dem Sachverständigen-
rat vorgetragen werden, lassen dies meist

außer Acht, müssen mithin als Ausfluss
„gefühlter“ Erkenntnisse qualifiziert wer-
den.

(3) Notwendige Zusammenführung von
Organisationsstruktur und 
Leistungserbringung

Das Internationale Institut für Staats- und
Europawissenschaften (ISE), Berlin, sucht
die angesprochene Erkenntnislücke zu
schließen. Hierzu werden in zwei fortlau-
fenden Untersuchungen (Auftraggeber:
der Deutsche und der Baden-Württember-
gische Landkreistag) über zwei Jahre hin-
weg regelmäßig 20 Aufgabenträger
besucht und intensiv vor Ort befragt. Dar-
über hinaus kommt es über drei flächende-
ckende (schriftliche) Befragungen zu der
derzeit wohl umfassendsten Erhebung von
Organisations- wie Leistungsdaten in allen
Landkreisen (bzw. deren ARGEn) und
Optionskommunen. Auf dieser Basis sind
fundierte und „belastbare“ Aussagen zur
Leistungserbringung und zur Organisa-
tionsstruktur möglich, einschließlich der
Auswirkungen auf die Handlungs und
Gestaltungsfähigkeit der beteiligten
Gebietskörperschaften.

(4) Erkenntnisse zur Trägerentscheidung,
Organisation und 
Aufgabenwahrnehmung

Aus den in der Anlage vorgestellten Ergeb-
nissen leiten sich folgende Erkenntnisse für
die Aufgabenwahrnehmung nach dem
SGB II ab:

● Nach Überzeugung der befragten
Akteure vor Ort erfordern der Fallzahlan-
stieg, der Zufluss von Erwerbslosen aus
dem Rechtskreis des SGB III und die gerin-
ge Nachfrage nach schlechter qualifizierten
Kräften neue leistungs- wie beschäfti-
gungspolitische Antworten, die über die
gegenwärtige Konzeption des SGB II hin-
ausweisen.
● So sehen sich die örtlichen Träger vor
der Aufgabe, unter schwierigen gesetz-
lichen und politischen Rahmenbedingun-
gen eine Klientel zu betreuen, von der
nach überwiegender Ansicht allenfalls
jeder Vierte ohne vorherige Aktivierung
vermittelbar ist. Aufgrund dieser schwieri-
gen Situation wollen zwei Drittel der Träger
ihre Leistungssachbearbeitung und knapp
die Hälfte ihre Arbeitsvermittlung perso-
nell verstärken.
● Zugleich führen in den Arbeitsgemein-
schaften (ARGEn) Einflussnahmen der
Bundesagentur für Arbeit (BA) zu Abnut-
zungserscheinungen und wachsender
Unzufriedenheit beim Personal. Dies ver-
bindet sich mit beträchtlicher Unsicherheit
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seitens der befristet angestellten Mitarbei-
ter. Auf umso mehr Kritik stößt der Aufbau
zusätzlicher Kontroll-Kapazitäten bei den
Agenturen in Form der so genannten Füh-
rungsunterstützung.
● Unter den gegebenen Umständen wür-
den sich heute nur noch 56 Prozent der in
einer ARGE engagierten Kreise an gemein-
samen Einrichtungen beteiligen, 44 Pro-
zent entschieden sich dagegen und zögen
überwiegend die Option vor.
● Ohnehin wählte man 2004 den Gang in
eine ARGE vor allem zur Begrenzung
finanzieller Risiken (89%) sowie auf-
grund des knappen Zeithorizonts und der
als unzureichend erachteten rechtlichen
Rahmenbedingungen für die Umsetzung
der Option (82%). Nicht einmal die Hälfte
der befragten Kommunen sah den Zugang
zu Leistungen der Bundesagentur als aus-
schlaggebend an (46%).
● Die seitens des Bundes favorisierte
Rahmenvereinbarung zur Weiterentwick-
lung der ARGEn halten zwei Drittel der
befragten Kommunen für keine Alternati-
ve. 78% ziehen ihr den Status quo vor, da
sie auch bei einer größeren operativen Eva-
luation der Aufgabenträgerschaft nach
dem SGB II Verantwortung vor Ort perma-
nente Einflüsse der BA befürchten. Eine
Übernahme der Geschäftsführung und der
Mehrheit in den Trägerversammlungen
käme für 71% nur dann in Frage, wenn die
zwingende Alternative eine entsprechende
Dominanz der BA wäre.
● Die ARGEn kritisieren ferner die fehler-
behaftete Leistungssoftware A2LL als
Arbeits-hemmnis erster Güte. Neun von
zehn Einrichtungen fordern daher auch in
diesem Bereich dezentrale Lösungen bzw.
die Möglichkeit zum Ausstieg.
● Alle Optionskommunen würden ihre
Trägerentscheidung wiederholen. Als
Gründe führen sie eine einheitliche Perso-
nal- und Ressourcenverwaltung sowie
mehr inhaltliche Entscheidungskompeten-
zen an. 89 Prozent gehen deshalb von
einer insgesamt gestiegenen Gestaltungs-
fähigkeit ihrer Kommune aus. In den
ARGEn wird diese Einschätzung von nur 
13 Prozent der Befragten geteilt, während
48 Prozent gleich bleibende und 39 
Prozent geringere Handlungsspielräume
aufgrund des SGB II sehen.
● Die Verknüpfung der Aufgaben nach
dem SGB II mit anderen kommunalen
Zuständigkeiten wird von nahezu allen
Befragten als zentrale Herausforderung
betrachtet. Allerdings zeigen hier die
Optionskommunen ein tendenziell höhe-
res Engagement (und eine dem nachfol-
gende Wirksamkeit), vor allem in jenen
Bereichen, die sich mit präventiven Maß-
nahmen verbinden (Schule, Bildung,
Jugend, Wirtschaftsförderung). Um den

lokalen Bezug zu erhalten, setzen sie
außerdem häufiger auf den Einbezug krei-
sangehöriger Gemeinden (60% bei der
Antragsvergabe, 38% bei der Antragsan-
nahme und 29% bei der Leistungssachbe-
arbeitung).
● Auch bei der zielgruppenorientierten
Betreuung der Hilfebedürftigen gehen die
Optionskommunen deutlich weiter. So
wollen sich 50 Prozent von ihnen stärker
um Alleinerziehende kümmern (29% der
ARGEn) und 42 Prozent die Angebote für
Frauen verbessern (18% der ARGEn).
● Eine aktive Stellenakquise als wesent-
lichen Teil ihrer Geschäftspolitik betreiben
zwei Drittel der Optionskommunen. Dies
trifft nach eigenen Angaben bislang nur
auf 28 Prozent der ARGEn zu, allerdings
wollen sich 39 Prozent auch in diesem
Bereich künftig stärker engagieren (67%
der Optionskommunen). Im Hintergrund
steht die Erfahrung, dass gerade die
schwer vermittelbare SGB-II-Klientel auf
passgenaue Angebote angewiesen ist, die
vom Arbeitgeberservice der Agenturen nur
in Teilen bereitgestellt werden können.
● Das Zahlenverhältnis zwischen Arbeits-
uchenden und dem seitens der befragten
Träger eingesetzten Personal konnte seit
der Einführung des SGB II schrittweise ver-
bessert werden. Auch hier erreichen die
Optionskommunen nach eigenen An-
gaben eine intensivere Betreuung: Bei 
35 Prozent von ihnen kommen auf einen
Vermittler weniger als 130 Arbeitsuchende
(11% der ARGEn), 43 Prozent erreichen
Relationen von 1:131 bis 1:170 (27% der
ARGEn). Ein ähnliches Bild ergibt sich in 
der Leistungssachbearbeitung.
● Operativ sind ARGEn wie Optionskom-
munen darum bemüht, die Verbindlichkeit
der Betreuung durch den Abschluss von
Eingliederungsvereinbarungen zu erhö-
hen. Dabei wiesen die kommunalen Träger
bereits 2005 erneut eine etwas höhere
Quote als die befragten ARGEn auf: Nur
28 Prozent schlossen mit weniger als 
40 Prozent der Leistungsempfänger solche
Vereinbarungen ab (40% der ARGEn), 
50 Prozent hingegen erreichten über 
60 Prozent ihrer Klientel (43% der
ARGEn).

(5) Im Mittelpunkt: ein aus den Fugen
geratenes Transfersystem

Angesichts der schwierigen Haushaltssi-
tuation beunruhigt vor allem das Ausmaß
des Transferbedarfs nach dem SGB II. Zwar
waren mit der einheitlichen Grundsiche-
rung für erwerbsfähige Hilfebedürftige
eine sozialpolitische Inventur und eine Viel-
zahl neuer Leistungsbezieher zu erwarten,
doch erweist sich im Vollzug, dass sich
damit ein offenbar unkontrollierbares Sys-

tems flächendeckender Lohnsubventionen
für Geringverdiener verbindet. Dieser
Druck auf das SGB II wurde durch die ver-
kürzte Bezugsdauer für das Arbeitslosen-
geld I (ALG I) und den Auftrag an die BA,
die Versicherungsbeiträge zu senken, noch
verstärkt – mit der Folge, dass sich eine Art
„Verschiebebahnhof“ hin zum SGB II ent-
wickelt. Im Ergebnis findet sich ein viel-
schichtiges Transfersystem, das nicht nur
Mitnahmeeffekte ermöglicht, sondern
auch unkalkulierbare Wechselwirkungen
und Kostensteigerungen auslöst. Eine der
Grundforderungen für die Weiterentwick-
lung von Hartz IV sollte es deshalb sein, die
unterschiedlichen Systembestandteile zu
entflechten und die Voraussetzungen für
den Bezug staatlicher Hilfen zu vereinfa-
chen.

(6) Mischverwaltung zwischen Bund und
Kommunen als Vollzugsblockade

Das erkennbare Vollzugsdefizit im Bereich
des SGB II verbindet sich weniger mit man-
geln-der Kompetenz oder gar fehlender
Sorgfalt (einer in der Regel hoch engagier-
ten Mitarbeiterschaft vor Ort), sondern ist
vor allem auf unzureichende Organisa-
tionsstrukturen zurückzuführen. Hinzutre-
ten immer neue Steuerungsansprüche des
Bundes und versuchte Einflussnahmen auf
das operative Geschäft. Vor allem die zwi-
schen Agenturen und Kommunen geteil-
ten Personalkörper der ARGEn sowie
andauernde Konflikte über die Res-sour-
cenbereitstellung (Sachmittel, Software,
Liegenschaften) und die Personalentwick-
lung (Befristungen, Stellenbewertungen,
Aufstiegschancen) behindern eine Stabili-
sierung. Im Ergebnis kommt es aufgrund
ständiger Reibungsverluste und politischer
Auseinandersetzungen im Fall der ARGEn
zu einer Verfestigung defizitärer Einrich-
tungen, zumal diese nach erweiterter
Selbstständigkeit streben.

(7) Mischfinanzierung als Anlass 
föderalstaatlicher Dauerkonflikte

Die Ausgestaltung von Hartz IV wider-
spricht zudem den Grundsätzen einer
modernen Finanzverfassung. Dies betrifft
zunächst die Schnittstellen zwischen
hintereinander geschalteten Sozialsyste-
men, wenn etwa so genannte „Aufsto-
cker“ neben dem ALG I (als Versicherungs-
leistung) ergänzend das steuerfinanzierte
ALG II erhalten. Darüber hinaus wurde 
die Finanzierungsverantwortung zwischen
Bund und Kommunen geteilt. Mit der
Zuständigkeit für die Unterkunftskosten
wollte man Städten und Kreisen Effizienz-
anreize bieten, zugleich aber ihre gesamt-
staatlich erwünschte Entlastung gewähr-
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leisten. Aufgrund großzügiger Bezugs-
kriterien und steigender Fallzahlen wurde
dieses Ziel gründlich verfehlt, zumal
bereits die offenkundigen regionalen
Unterschiede einen horizontalen und ver-
tikalen Finanzausgleich unausweichlich
machen.

(8) Beschäftigungs- und sozialpolitischer
Realismus als Voraussetzung 
effektiver Reform

Die Krise des SGB II stellt sich nicht als Ver-
mittlungs-, sondern als ein Beschäfti-
gungsproblem dar. So halten die örtlichen
Träger nur eine Minderheit der Leistungs-
empfänger für vermittlungsfähig, es sei
denn, es kommt zu einer intensiven
Betreuung. Da außerdem der überregiona-
le Arbeitsmarkt fast keine Rolle spielt, ist
der Ausweis gemeinnütziger Beschäfti-
gungsangebote vor Ort zu forcieren,
zumal die Erfahrung mit „Ein-Euro-Jobs“
dokumentiert, dass hierfür meist eine aus-
reichende Nachfrage besteht. Auch inso-
fern erscheint sozial- und beschäftigungs-
politischer Realismus angezeigt, statt
kontinuierlich zusätzliches Sanktionspo-
tenzial einzufordern, das im Übrigen bei
Arbeitsverweigerung schon heute gegeben
ist (§ 31 SGB II). Um Langzeitarbeitslosig-
keit dauerhaft zu senken, ist vor allem der
Zufluss neuer Hilfebedürftiger in das SGB
II zu begrenzen. Dem suchen zahlreiche
Aufgabenträger inzwischen dadurch zu
entsprechen, dass sie – in Verbindung mit
anderen kommunalen Aufgaben – im
Bereich der Schule und der Jugendarbeit
präventiv tätig werden. Der Bund sollte
diese Ansätze durch ein Präventionsgebot
im SGB II absichern und im Rahmen der
laufenden Evaluation positiv berücksichti-

gen. Länder und Kommunen sind ihrerseits
dazu aufgerufen, entsprechende Bildungs-
und Erziehungsausgaben auszubauen.

(9) Was ist zu tun? Kurzfristig: effektiver
Wettbewerb

Trotz des laufenden Modellwettbewerbs
(ARGE, Option, getrennte Trägerschaft)
sollte am Ziel einer einheitlichen Organi-
sationsform festgehalten werden. Für die
Dauer der Wirkungsforschung (bis Ende
2008) hätten daher Maßnahmen zu unter-
bleiben, die zu einer Verselbständigung der
ARGEn führen. Dies könnte sonst in den
Aufbau von 355 lokalen „BAs“ münden,
die sich notwendigen Reformen zu einem
späteren Zeitpunkt widersetzen dürften.
Stattdessen müsste die Unterscheidung
zwischen kommunaler und Bundesverant-
wortung deutlicher werden. Dafür bietet
sich zunächst die Öffnung der Option an,
um weiteren Kommunen eine einheitliche
Aufgabenwahrnehmung zu ermöglichen;
über 90 Prozent der befragten Kommunen
fordern dies. Ferner sollten Bundesregie-
rung und BA ihre Steuerungsansprüche
reduzieren und den örtlichen Trägern eine
eigenverantwortlichere Aufgabenwahr-
nehmung ermöglichen. Parallel dazu hätte
man sich gemeinsam mit den Kommunen
auf einen Leistungsvergleich zu verständi-
gen, der auf einheitlichen Konzepten für
Kennzahlen, Daten- und Softwarestan-
dards beruht.

(10) Was ist zu tun? Mittel- und 
langfristig: Vertrauen in die Option

Nach den bislang vorliegenden Erkenntnis-
sen haben sich die Vorbehalte gegen eine
kommunale Trägerschaft von Hartz IV

nicht bestätigt. Betreuungsschlüssel, Bud-
getausschöpfung und Integrationsbemü-
hungen halten nicht nur jedem Vergleich
mit den ARGEn stand, sondern lassen dar-
über hinaus auch eine „überlegene“ Pro-
blemnähe, den direkten Zugang zur Klien-
tel und eine bessere Kenntnis örtlicher
Beschäftigungsmöglichkeiten erkennen.
Die einheitliche Personal- und Ressourcen-
verantwortung begründet eine offensivere
Organisation. Die erforderliche Prävention
wird schneller und umfassender in Angriff
ge-nommen, da sich die Bildungs- und
Jugendeinrichtungen direkt einbinden las-
sen. Auch kommt es nicht zu der befürch-
teten „Zersplitterung“ des Arbeitsmarktes,
da die meist geringe Qualifikation und die
gegebenen sozialen Probleme der Klientel
wenige überregionale Vermittlungen erlau-
ben. Im Vordergrund stehen stattdessen
personalintensive Betreuungsleistungen
und Beschäftigungsangebote vor Ort –
von jeher eine Domäne problemnaher
kommunaler Sozialhilfe. Ein verstärktes
Vertrauen in die Option ist jedoch nicht
nur aus leistungspolitischen und organisa-
torischen Gründen angezeigt, sie bietet
vielmehr auch Gewähr für jene klare Auf-
gaben- und Verantwortungsteilung, wie
sie mit der laufenden Föderalismusreform
beabsichtigt wird und in den ubiquitären
Forderungen nach Subsidiarität und 
Dezentralität zum Ausdruck kommt. Bei-
des – die gute Bilanz der ersten Jahre und
ihre organisations- und verwaltungspoli-
tischen Vorteile – macht die Option zu
einem langfristig verfolgenswerten
Modell für die Aufgabenträgerschaft nach
dem SGB II.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.22.00
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Minister Laumann unterstützt kommunale
Interessen

In der Diskussion über die künftige Regelung der Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft hat sich der nordrhein-westfälische
Arbeits- und Sozialminister Karl-Josef Laumann eindeutig auf die Seite der Kommunen in Nordrhein-Westfalen gestellt. In einer Ant-
wort auf eine mündliche Anfrage der Abgeordneten Sylvia Löhrmann von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erklärte Laumann, dass
zum Ausgleich der Belastung der Kommunen nach den Zahlen der kommunalen Datenerhebung bundesweit ein Finanzvolumen von
3,2 Milliarden Euro benötigt werde und daher zusammen mit der gesetzlich zugesagten Entlastung der Kommunen von 2,5 Milliarden
Euro ein Finanzvolumen von insgesamt 5,7 Milliarden Euro nötig sei. 

Laumann schloss sich eindeutig auch der
Forderung von Landkreistag und Städ-

te- und Gemeindebund NRW an, die starre
Quote zu Gunsten einer Regelung mit
einem vorrangigen Mehrbelastungsaus-
gleich abzuschaffen. Wörtlich sagte er

(Plenarprotokoll 14/37 des Landtags NRW
vom 13.09.2006): „Diese Quote der
Bundesbeteiligung ist als Verteilungsmo-
dus für die Zukunft nicht geeignet. Auch
für Nordrhein-Westfalen ergibt sich eine
extreme Benachteiligung durch diesen Ver-

teilungsschlüsse. Dies entspricht nicht der
ursprünglich vom Gesetzgeber zum Aus-
druck gebrachten Absicht.
Ziel der angestrebten Neuregelung muss
zum einen sein, eine gerechte und transpa-
rente Verteilung der Bundesbeteiligung
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unter den Ländern zu gewährleisten. Zum
anderen gilt es, die zugesagte Entlastung
aller Kommunen sicherzustellen. Nord-
rhein-Westfalen hat dazu ein Zwei-Stufen-
Modell vorgelegt, das inzwischen inner-
halb der Länder, auf der Ebene der Fachmi-
nister, eine deutliche Mehrheit gefunden
hat.
Die Idee der Neuregelung ist, zunächst in
einer ersten Stufe die Mehrbelastungen
aller Länder durch Hartz IV auszugleichen,
also quasi auf Null zu setzen. Hierdurch
wird sichergestellt, dass kein Land einen
negativen Belastungssaldo erzielt. Für die-
sen Mehrbelastungsausgleich ist nach den
derzeitigen Zahlen für 2007 ein Finanzvo-
lumen von zirka 3,2 Milliarden Euro erfor-
derlich. In einer zweiten Stufe wird der Ent-
lastungsbeitrag in Höhe von 2,5 Milliarden
Euro nach einem noch zu bestimmenden
Schlüssel verteilt.“
Der Minister zeigte sich im weiteren Ver-
lauf des sich im Landtag entwickelnden
Gesprächs froh, dass für diesen nordrhein-
westfälischen Vorschlag innerhalb der Län-
der eine große Zustimmung erreicht wer-
den konnte. Er forderte die Kommunalpoli-
tiker auf, gegenüber den Bundespolitikern
für eine Verbesserung des Verteilungs-
schlüssels im Sinne des Landes Nordrhein-
Westfalens zu werben und deutlich zu
machen, „dass es hier schlicht und ergrei-
fend um die finanzielle Gestaltung unserer
kommunalen Finanzen geht“.
Der Landkreistag Nordrhein-Westfalen
begrüßt diese deutliche Positionierung der
Landesregierung für eine Veränderung des
Verteilungsmaßstabes zu Gunsten einer
gerechteren Finanzaufteilung auf die
Bundesländer. Insbesondere die Kreise und
damit der kreisangehörige Raum sind die
eindeutigen Verlierer der bisherigen quota-
len Bundesbeteiligung an den Kosten der
Unterkunft in Höhe von 29,1 Prozent (vgl.
EILDIENST LKT NRW Nr. 7-8 Juli/August
2006, S. 252ff). Vor allem das große Enga-
gement des nordrhein-westfälischen
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und
Soziales bei der Erarbeitung eines entspre-
chenden neuen Verteilungsschlüssels ist
besonders anzuerkennen.
Seitens der Bundesregierung sind im Kabi-
nettsentwurf für den Bundeshaushalt 2007
bislang jedoch nur zwei Milliarden Euro
veranschlagt worden, obwohl sich der
Bund im laufenden Jahr 2006 noch mit
3,92 Milliarden Euro an den Leistungen 
für Unterkunft und Heizung beteiligt,
wodurch das politisch zugesicherte und
gesetzlich nominierte Entlastungsziel von
2,5 Milliarden Euro im Jahr 2006 deutlich
verfehlt wird. Sollte etwa nur ein Anteil des
Bundes von 3,3 Milliarden Euro ausgehan-
delt werden können, was immerhin eine
Erhöhung des bisherigen Ansatzes um 1,3

Milliarden Euro bedeuten würde, ließe sich
damit bei einer Mehrbelastungsausgleichs-
regelung zwar eine Nettobelastung jeder
einzelnen Kommune verhindern, zu der
politisch zugesagten Entlastung der Kom-
munen käme es allerdings dann nicht. Bei
Zugrundelegung der bisherigen quotalen
Regelung würde sich aber bei einem
solchen Bundesanteil für die Gesamtheit
der Kommunen gleich in der Hälfte aller
Länder eine signifikante Nettobelastung
ergeben, und zwar für Nordrhein-West-
falen allein in Höhe von 129 Millionen
Euro, hinzu kommen als weitere belastete
Länder Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz, Brandenburg, Sachsen-Anhalt,
Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern und
Bayern.
Neben dem Land Nordrhein-Westfalen
haben auch der Deutsche Landkreistag
sowie die Länder Niedersachsen, Baden-
Württemberg und Bayern eine Ersetzung
der quotalen Bundesbeteiligung durch
einen Festbetrag gefordert und Modelle
für einen zweistufigen Mechanismus mit
einem vorrangigen Mehrbelastungsaus-
gleich ausgearbeitet. Damit soll zugleich
eine Abkehr von der fortlaufenden jähr-
lichen Revision vorgenommen werden und
eine dauerhafte und verlässliche Finanzie-
rung erreicht werden. Im Hinblick auf die
künftige Entwicklung dürfte zu erwarten
sein, dass in einem regulären Verlauf die
Differenz zwischen der fiktiven künftigen
Sozialhilfeentlastung und der Belastung im
SGB II relativ stabil bleibt. Die verbleibende
Restunsicherheit soll durch eine Prüfklau-
sel, die besagt, dass im Abstand von drei
Jahren die Entwicklung überprüft wird,
ausgeräumt werden.
Die Konferenz der Arbeits- und Sozialmi-
nister und Senatoren der Länder hat in
ihrer Sitzung vom 28.08.2006 folgende
Beschlüsse gefasst:

1. Auf der Grundlage der Kommunal-
datenerhebung 2004 ergibt sich die
Forderung eines Finanzvolumens der
Bundesbeteiligung von 5,7 Milliarden
Euro, um die Entlastung der Kommu-
nen von 2,5 Milliarden Euro zu errei-
chen (einstimmig).

2. Ohne Vorfestlegung hinsichtlich des
Verteilungsweges muss eine Entlastung
aller Länder gegenüber 2004 erreicht
werden (Gegenstimmen: Berlin, Ham-
burg, Schleswig-Holstein).

3. Die Verteilungswirkung der Beteiligung
des Bundes an den Kosten der Unter-
kunft und Heizung mit einer einheit-
lichen Quote wird von der Mehrheit der
Länder abgelehnt (10:6; Ablehnung
durch: Baden-Württemberg, Bayern,
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Nordrhein-West-

falen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach-
sen und Sachsen-Anhalt).

4. Diese schlagen als Alternative eine Ver-
teilung vor, die für alle Länder einen
Mehrbelastungsausgleich sicherstellt
und die darüber hinausgehende Entlas-
tung nach Maßgabe der Unterkunfts-
kosten, hilfsweise des Königsteiner
Schlüssels (einwohnerbezogen) hilfs-
weise der Sozialhilfebelastung im Jahr
2004 verteilt (für Entlastung nach Maß-
gabe der Unterkunftskosten: Berlin,
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schles-
wig-Holstein und Thüringen; für König-
steiner Schlüssel: Baden-Württemberg,
Bayern, Hessen und Rheinland-Pfalz;
für Sozialhilfebelastung im Jahr 2004:
Saarland).

5. Für den Fall, dass von der geltenden
Finanzierungssystematisierung abgewi-
chen werden soll, sprechen sich die
Stadtstaaten für eine Lösung aus, die
auf der vollständigen Übernahme der
Kosten der Unterkunft durch den Bund
aufbaut und – bis auf die Höhe der
Bundesbeteiligung – einen Ausgleich
der Mehrbelastung des Bundes durch
die Übertragung von Umsatzsteueran-
teilen der Länder vorsieht.

Der Deutsche Landkreistag hat – mit
Unterstützung des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes – den Beschlüssen zu 
1. und 2. zugestimmt und die Ablehnung
der quotalen Kosten für Unterkunft und
Heizung in dem Beschluss zu Ziffer 2. als
unzweckmäßige Ausgestaltung der
Bundesbeteiligung beurteilt. Unterstützt
wird die Umgestaltung der Verteilung für
die Bundesbeteiligung zu einem Mehr-
belastungsausgleich und zur Zuordnung
der darüber hinausgehenden Entlastungen
nach dem Verhältnis der Unterkunftskos-
ten, hilfsweise nach den beiden weiteren
Varianten. Herausgestellt wurde, dass die
Verteilung des Entlastungsbetrages nach
den Kosten der Unterkunft ein Entgegen-
kommen an die besonders betroffenen
Länder darstellt. Das Votum der Stadtstaa-
ten zu Ziffer 5. wird unter Verweis auf den
bereits im Jahr 2003 diskutierten und von
den Ländern seinerzeit aus vielfältigen
Gründen verworfenen Vorschlag abge-
lehnt. 
Das Präsidium des Deutschen Landkreis-
tages hat sich in seiner Sitzung am
12.09.2006 dafür ausgesprochen, dass der
Bund ab dem Haushaltsjahr 2007 einen
Festbetrag von 5,7 Milliarden Euro bereit-
stellt und die Verteilung dieser Mittel auf
die einzelnen Länder nach dem Maßstab
der Mehrbelastung der Gesamtheit der
Kommunen im jeweiligen Land unter Ein-
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schluss der Weiterleitungsverpflichtung der
Länder erfolgt. Der weitergehende Betrag
von 2,5 Milliarden Euro, der als Element
der Gemeindefinanzreform der Gesamt-
entlastung der Kommunen dienen soll,
sollte nach einem Schlüssel verteilt werden,
der an den Leistungen für Unterkunft und
Heizung orientiert ist.

Es steht zu erwarten, dass eine politische
Entscheidung im Rahmen der nächsten
Ministerpräsidentenkonferenz und dem in
diesem Rahmen vorgesehenen Gespräch
mit Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel am
20./21.10.2006 erfolgt. Von Seiten des
Landkreistages Nordrhein-Westfalen wer-
den alle zur Verfügung stehenden Wege

genutzt, um bei den Entscheidungsträgern
in Bund und Ländern für diese Lösung der
gravierenden Verwerfungsproblematik bei
den finanziellen Be- und Entlastungswir-
kungen von Hartz IV einzutreten.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.20.00
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Landräte im Bergischen Land initiieren
Resolution zu Hartz IV

Die Idee von Oberbergs Landrat Hagen Jobi, eine Hartz-IV-Resolution an die Bundesregierung zu schicken, stieß bei der Kommunalen
Arbeitsgemeinschaft Bergisches Land (KAG) auf große Zustimmung. Die katastrophale Haushaltssituation des Oberbergischen Krei-
ses, verursacht durch die hohen Kosten für Unterkunft und Heizung von Hartz-IV-Empfängern, veranlasste Jobi bei den Oberbürger-
meistern und Landräten aus dem Bergischen Land für den Protest zu werben. „Wir haben die Idee begeistert aufgenommen“, sagt der
Geschäftsführer der KAG, Professor Ernst-Andreas Ziegler.

In der „Resolution zur künftigen Finanzie-
rung der Leistungen nach dem SGB II

(Hartz IV)“ fordern die KAG-Mitglieder
eine Erhöhung der Bundesbeteiligung bei
den Kosten der Unterkunft, weil die seit
2005 festgeschriebene Erstattung in Höhe
von 29,1 Prozent nicht ausreicht. Für den
Oberbergischen Kreis wäre eine Quote von
50 Prozent notwendig, um kostendeckend
arbeiten zu können. Außerdem appellieren
die Oberbürgermeister, Landräte und
Kämmerer an die kommunalen Spitzenver-
bände mit einer Stimme zu sprechen und
keine Verlierer auf kommunaler Seite zu
akzeptieren. Während Kreise wie Ober-
berg durch Hartz IV tief in die roten Zahlen
geraten sind, gibt es vor allem unter den
Städten Gewinner, die an Hartz IV noch
verdienen.
Den Text haben Bundeskanzlerin Angela
Merkel, Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück, Ministerpräsident Jürgen Rüttgers

und die bergischen Abgeordneten per Post
erhalten. Darin heißt es weiter: „Mit allem
Nachdruck wehren wir uns gegen den
offensichtlichen Versuch des Bundes, unter
Hinweis auf die bei den Kommunen
angeblich verbesserte Haushaltslage, den
Städten, Kreisen und Gemeinden dringend
benötigte Zahlungen vorzuenthalten.“ Die
Beteiligung des Bundes an den Hartz-IV-
Kosten in Höhe von 29,1 Prozent reiche
nicht aus. „Statt öffentlich über eine Redu-
zierung zu diskutieren, sollte die Bundes-
politik deshalb sachgerecht eine Erhöhung
vornehmen, um die zugesagte Entlastung
der Kommunen um bundesweit 2,5 Milli-
arden Euro umzusetzen.“
Unterzeichner der Resolution sind Franz
Haug, Oberbürgermeister der Stadt Solin-
gen, Beate Wilding, Oberbürgermeisterin
der Stadt Remscheid, Ernst Küchler, Ober-
bürgermeister der Stadt Leverkusen, Rolf
Menzel, Landrat des Rheinisch-Bergischen

Kreises, Thomas Hendele, Landrat des
Kreises Mettmann, Peter Jung, Oberbür-
germeister der Stadt Wuppertal, Hagen
Jobi, Landrat des Oberbergischen Kreises
und Joachim Erwin, Oberbürgermeister 
der Stadt Düsseldorf als Gastmitglied der
KAG.
„Die Resolution begründet die drama-
tische Finanzsituation der Kommunen so
überzeugend, dass sich diesem Protest
inzwischen auch Oberbürgermeister
außerhalb des Bergischen Landes an-
geschlossen haben“, berichtet KAG
Geschäftsführer Ziegler. So habe sich der
Krefelder OB spontan angeschlossen. 
Ziegler: „Ich gehe davon aus, dass sich in
den nächsten Tagen weitere Oberbürger-
meister und Landräte der Resolution
anschließen werden.“

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.20.03

Standardbefreiungsgesetz NRW

Die Landesregierung hat einen Gesetzentwurf zur Befreiung von kommunalbelastenden landesrechtlichen Standards für das Land
Nordrhein-Westfalen in den Landtag eingebracht (Standardbefreiungsgesetz NRW – Landtags-Drucksache 14/1860). Dieser 
Gesetzentwurf eröffnet den Kommunen die Möglichkeit, sich zur Erprobung neuer Formen der Aufgabenerledigung durch Anzeige
gegenüber dem für das Fachgesetz zuständigen Ministerium im Einzelfall von kommunalbelastenden landesrechtlichen Standards zu
befreien, wenn der Zweck auch auf andere Art und Weise als durch die Erfüllung der Standards sichergestellt ist und Bundesrecht,
Recht der Europäischen Gemeinschaften oder Rechte Dritter nicht entgegenstehen.

Kommunalbelastende landesrechtliche
Standards im Sinne dieses Gesetzes sind
Vorgaben in Landesgesetzen und Rechts-
verordnungen, die die Art und Weise der
Aufgabenerfüllung bestimmen, nämlich
Vorgaben für die Erstellung und Fortschrei-
bung von Bilanzen, Plänen und Konzepten,

organisationsrechtliche Vorgaben sowie
Anforderungen an die berufliche Qualifika-
tion oder das Erfordernis einer besonderen
Ausbildung. Von Anforderungen an die
berufliche Qualifikation oder das Erforder-
nis einer besonderen Ausbildung ist eine
Befreiung zulässig, soweit eine entspre-

chende fachgemäße Aufgabenerledigung
sichergestellt ist. Eine Befreiung von lauf-
bahnrechtlichen Vorgaben ist dabei nicht
möglich. Sind in Landesgesetzen und
Rechtsverordnungen bereits Experimen-
tierklauseln enthalten, findet das Standard-
befreiungsgesetz keine Anwendung.
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Der Ausschuss für Kommunalpolitik und
Verwaltungsstrukturreform des Landtages
NRW hat den kommunalen Spitzenverbän-
den inzwischen einen Fragenkatalog zu
diesem Gesetzentwurf vorgelegt und sie
gebeten, hierzu Stellung zu nehmen. Die-
ser Bitte ist der Landkreistag NRW nach-
zukommen. Er hat wie folgt Stellung
genommen:

I. Allgemeine Bewertung des
Gesetzentwurfs

Der Landkreistag NRW unterstützt mit
Nachdruck das Ziel des Gesetzentwurfes,
die Kommunen von kommunalbelasten-
den landesrechtlichen Standards zu
befreien. Für dieses Ziel können die jetzt
vorgelegten Regelungen einen Beitrag
leisten.
Bei der Frage, ob und in welchem Umfang
der jetzt vorgelegte Gesetzentwurf tat-
sächlich mit Erfolg dem Ziel förderlich ist,
die Kommunen von überflüssigen landes-
rechtlichen Standards zu befreien, sind
folgende Gesichtspunkte zu berücksichti-
gen:
Will man kommunale Gebietskörperschaf-
ten mit hoher „Erfolgsquote“ von über-
flüssigen Landesstandards entlasten, ist es
in einem ersten Schritt notwendig, diese
Standards zunächst daraufhin zu überprü-
fen, ob sie seitens des Landes generell auf-
gehoben werden können. Die dabei ent-
stehende schwierige Auseinandersetzung
mit Fachinteressen, die sich einer Aufhe-
bung widersetzen und im Übrigen auch in
den kommunalen Spitzenverbänden wir-
ken, ist unvermeidbar, wenn man dieses
Ziel erreichen will. Ein Weg, der darauf ver-
zichtet und stattdessen den Kommunen
die Möglichkeit eröffnet, im Einzelfall vor
Ort von weiter bestehenden überflüssigen
Standards abzuweichen, verlagert diese
Auseinandersetzung in jede einzelne Kom-
mune. Er führt daher zu einer Vervielfälti-
gung des mit solchen Diskussionen ver-
bundenen Verwaltungsaufwandes. 
Darüber hinaus ist es erheblich schwieriger,
sich vor Ort gegen solche Fachinteressen
durchzusetzen, wenn diese sich darauf
berufen können, dass die generelle Stan-
dardsetzung durch das Land zeige, dass
solche Standards eigentlich sinnvoll seien,
und dass deshalb diejenigen, die davon
abweichen wollten, die Beweislast für eine
örtliche „Ausnahmesituation“ hätten. 
Diese Umkehr der politischen Beweislast
spiegelt sich im Übrigen häufig auch als
rechtliche Umkehr der Beweislast in Haf-
tungsprozessen wider. Haftungsprozesse,
mit denen Bürgerinnen und Bürger Scha-
densersatz gegen die öffentliche Hand gel-
tend machen, werden immer wieder mit
dem Argument geführt, dass der Schaden

dem Bürger durch ein Organisationsver-
schulden und durch die Nichtbeachtung
von „selbstverständlichen“ qualitativen
Personal- und Organisationsstandards bei
der Erledigung von öffentlichen Aufgaben
entstanden sei. Liegen für die Erfüllung
von Aufgaben Empfehlungen anerkannter
Fachleute oder Gremien vor, so prüfen
Gerichte in solchen Prozessen häufig nicht
mehr selbst, welche qualitativen Standards
rechtlich geboten sind. Unter Hinweis auf
diese Empfehlungen von „sachverständi-
gen Experten“ erklären sie die Standards
zum rechtlich gebotenen Standard der
Aufgabenerfüllung, bei deren Nichteinhal-
tung die beklagte öffentliche Hand bewei-
sen muss, dass ihr Abweichen von Empfeh-
lungen nicht ursächlich für den vom Bürger
eingeklagten Schaden gewesen ist. Eine
solche Praxis ist erst recht zu erwarten,
wenn Standards, von denen abgewichen
werden kann, sogar in Gesetzesform vor-
liegen. Diese prozessuale Verschlechterung
der haftungsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen würde vermutlich auch eintreten,
wenn der Gesetzgeber seine Standards für
die Aufgabenerfüllung der Kommunen
nicht auf das unerlässliche Maß zurück-
schraubt, sondern den Kommunen nur die
Möglichkeit einräumt, von über das uner-
lässliche Maß hinausgehenden Standards
im Einzelfall durch Anzeige abzuweichen.
Auch diese haftungsrechtlichen Rahmen-
bedingungen stellen keinen Anreiz für
Kommunen dar, im Einzelfall von durch
Landesgesetz vorgegebenen Standards
durch eine entsprechende Anzeige abzu-
weichen. 
Hinzu kommt, dass das bei diesem 
„Standardlockerungskonzept“ in jedem
Einzelfall notwendige Anzeigeverfahren
mit Begründungspflicht für die anzeigende
Kommune zusätzlichen bürokratischen
Aufwand auslösen würde, der nicht 
entstünde, wenn die Standards, die auf-
hebungsfähig sind, generell aufgehoben
würden. 
Schließlich begünstigen Standardbefrei-
ungsgesetze, die Einzelabweichungen vor
Ort auf Antrag  ermöglichen, Tendenzen,
bestehende Landesstandards nicht mehr
generell zu überprüfen und sogar neue zu
erlassen. Die Ministerialbürokratie kann
darauf verweisen, dass jede Kommune im
Einzelfall bei Bedarf ja davon abweichen
könne. Gleichzeitig kann sie die Tatsache,
dass so gut wie keine Anträge gestellt wer-
den, als Argument dafür verwenden, dass
die Standards offensichtlich in der Praxis
vor Ort nicht so drückend seien, dass sie
aufgehoben werden müssten.
Wir halten es daher für notwendig, den
jetzt vorgelegten Gesetzentwurf in ein
zügig durchzuführendes Überprüfungs-
verfahren einzubetten, das überflüssige

landesrechtliche Standards generell auf-
hebt, statt die Kommunen nur auf die
Möglichkeit zu verweisen, für sich im Ein-
zelfall durch eine entsprechende Anzeige
eine Dispens hiervon zu erreichen, die auch
noch begründen muss, warum auch ohne
Einhaltung dieser Standards die vom Land
verfolgten Ziele erreicht werden können.
Auch wenn diese Überprüfung erfolgreich
mit der Aufhebung oder Reduzierung von
Standards beendet wird,  ist ein Gesetz mit
den jetzt vorgeschlagenen Regelungen
noch sinnvoll. Angesichts der Vielfältigkeit
und Unterschiede in den einzelnen Kom-
munen wäre es nämlich immer noch wün-
schenswert, den Kommunen die Möglich-
keit einzuräumen, von weiter aufrecht zu
erhaltenden, sinnvollen Landesstandards
abzuweichen, um ohne Qualitätsverlust
eine sachgerechte Aufgabenerledigung
erreichen zu können, die den örtlichen
Besonderheiten dieser Kommune Rech-
nung trägt. Auch sinnvolle Landesstan-
dards, die notwendigerweise generalisie-
rend sein müssen, können solchen ört-
lichen Besonderheiten in der Regel nicht
immer Rechnung tragen. 
Würde man den jetzt vorgelegten Gesetz-
entwurf nicht in die zuvor beschriebenen
Rahmenbedingungen einbetten, wäre
leider aufgrund der Erfahrungen in 
anderen Bundesländern mit vergleichbaren
Standardbefreiungsgesetzen zu befürch-
ten, dass er Land und Kommunen bei
ihrem gemeinsamen Ziel, überflüssige
Landesstandards für die Kommunen abzu-
bauen, nicht in dem wünschenswerten
Umfang voranbringen würde. Die uns
bekannt gewordenen Erfahrungen aus 
den Bundesländern, die glaubten sich der
schwierigen Diskussion, ob Standards
generell aufgehoben werden sollen, durch
Einzelbefreiungsmöglichkeiten entziehen
können, zeigen nämlich, dass die Kommu-
nen von dieser Möglichkeit nur in sehr
geringem Umfang Gebrauch gemacht
haben (z.B. Baden-Württemberg). 

II. Einzelanmerkungen zu
dem Gesetzentwurf

Unabhängig davon, ob der Gesetzentwurf
in die zuvor beschriebenen Rahmenbedin-
gungen eingebettet wird, gibt er Anlass zu
folgenden Bemerkungen:

1. Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass
zahlreiche in Landesgesetzen enthal-
tene Standards für die kommunale
Aufgabenerfüllung ganz oder teilweise
nur „deklaratorische Funktion“ haben;
denn diese landesrechtlichen Vorgaben
setzen häufig ganz oder teilweise zwin-
gende Vorgaben der EU oder des Bun-
des um, die nicht zur Disposition des
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Landes stehen und damit auch nicht
durch das vorgesehene Anzeigeverfah-
ren zur Disposition der Kommunen
gestellt werden können.

2. Selbst soweit landesrechtliche Bestim-
mungen zwingende Vorgaben der EU
und des Bundes nicht umsetzen und die
darin enthaltenen Standards damit
grundsätzlich durch das jetzt vorgelegte
Standardbefreiungsgesetz zur „Disposi-
tion“ der Kommunen gestellt werden,
wird der Entscheidungsspielraum der
Kommunen dann nicht durch dieses
Gesetz erweitert, wenn an die Stan-
dards finanzielle Förderungen des Lan-
des geknüpft sind, die eine finanzielle
Förderung des Landes von der Erfüllung
dieser Standards abhängig machen.
Würde eine Kommune durch eine
Anzeige nach dem Standardbefreiungs-
gesetz von diesen Standards abwei-
chen, würde sie gleichzeitig die finan-
zielle Förderung seitens des Landes ver-
lieren. Eine solche Verknüpfung zwi-
schen Standards und Förderbedingun-
gen des Landes findet sich nicht nur in
als Verwaltungsvorschriften erlassenen
Förderbedingungen des Landes; sie ist
teilweise sogar in den Gesetzen selbst
verankert.
Ein Beispiel hierfür ist das Weiter-
bildungsgesetz NRW. Es wandelt die
freiwillige Selbst-verwaltungsaufgabe
„Weiterbildung“ in eine pflichtige
Selbstverwaltungsaufgabe um, die die
Kommunen unter Einhaltung von im
Weiterbildungsgesetz enthaltenen
Organisations- und Personalstandards
erfüllen müssen.

– § 10 Weiterbildungsgesetz schreibt z.B.
zwingend vor, dass die Kommunen
verpflichtet sind, Volkshochschulen in
eigener Trägerschaft zu unterhalten und
diese nur dann in der Rechtsform des
privaten Rechts führen dürfen, wenn sie
dabei die bestimmenden Entschei-
dungsbefugnisse behalten. Der Kom-
mune ist es damit verwehrt, ihrer
Verpflichtung, ein „Mindestweiterbil-
dungsangebot“ vorzuhalten, dadurch
nachzukommen, dass sie mit anderen
Weiterbildungsträgern in ihrem Gebiet
eine gemeinsame Einrichtung gründet,
bei der sie in den Organen dieser Ein-
richtung keine Mehrheit der Stimmen
hat. Ebenso ist es ihr verwehrt, ihrer
Verpflichtung nachzukommen, indem
sie andere Weiterbildungsträger in
ihrem Gebiet auf vertraglicher Basis
beauftragt, dieses Weiterbildungsange-
bot nach den im Weiterbildungsgesetz
vorgesehenen qualitativen Mindest-
standards für die Kommune zu organi-

sieren und anzubieten. Würde eine
Kommune nunmehr nach dem Stan-
dardbefreiungsgesetz einen Dispens
von diesen „Organisationsstandards“
anzeigen, so liefe sie Gefahr, die finan-
zielle Förderung des Landes zu verlie-
ren. § 13 Weiterbildungsgesetz NRW
regelt nämlich nur Zuweisungen des
Landes an kommunale Träger von
Weiterbildungseinrichtungen. 

– Weiterhin sieht § 12 Weiterbildungsge-
setz vor, dass kommunale Volkshoch-
schulen zwingend von einem haupt-
amtlichen oder hauptberuflichen päda-
gogischen Bediensteten zu leiten sind,
obwohl bei der Leitung solcher Einrich-
tungen häufig nicht in erster Linie päda-
gogische, sondern Managementfähig-
keiten gefragt sind. Würde eine Kom-
mune von diesem Personalstand nach
dem Standardbefreiungsgesetz abwei-
chen, und z.B. einen Betriebswirt oder
Diplomkaufmann ohne pädagogische
Ausbildung zum Leiter ihrer Volkshoch-
schule machen, so würde sie die finan-
zielle Förderung des Landes für diese
Stelle verlieren. Denn
§ 13 Weiterbildungsgesetz sieht zwin-
gend vor, dass das Land nur die Kosten
von pädagogisch hauptberuflich bzw.
hauptamtlich besetzten Stellen erstat-
tet.
Wenn man daher Organisations- und
Personalstandards nicht durch eine
Änderung des Weiterbildungsgesetzes
generell aufheben oder zumindest
reduzieren will, müsste zumindest die
Verknüpfung der finanziellen Förderung
des Landes mit diesen Standards aufge-
hoben werden, um den Kommunen im
Einzelfall nach dem Standardbefrei-
ungsgesetz durch eine Anzeige die
Möglichkeit einzuräumen, ohne Verlust
der Landesförderung  von diesen Stan-
dards abzuweichen. Die Förderung
müsste in Form einer fachbezogenen
Pauschalförderung stattfinden, die nicht
mehr an solche Organisations- und Per-
sonalstandards anknüpft. Dies hatte das
im Auftrag des Innenministeriums NRW
erstellte Gutachten „Überprüfung von
Sach- und Personalstandards in den
Vorschriften des Landes“ der Unter-
nehmensberatung Mummert & Partner
schon im Dezember 1993 vorgeschla-
gen. Beispiele für solche fachbezogenen
Pauschalförderungen sind im Übrigen
die inzwischen eingeführte Schulpau-
schale und Sportstättenpauschale, die
zu einer erheblichen Entbürokratisie-
rung des Förderverfahrens geführt
haben. 

3. Schließlich wird der Anwendungsbe-
reich des Standardbefreiungsgesetzes

dadurch beschränkt, dass es Standards,
die in gesetzlichen Vorschriften mit
eigener „Experimentierklausel“ enthal-
ten sind, von den Befreiungsmöglich-
keiten des Standardbefreiungsgesetzes
ausnimmt. Nach dem Standardbefrei-
ungsgesetz könnte daher eine Kommu-
ne keine Befreiung von der Bestim-
mung des § 104 Abs. 3 Satz 1 GO NRW
erreichen, die auch für die Kreise gilt.
Sie schreibt den Kommunen zwingend
vor, dass die Leitung der örtlichen Rech-
nungsprüfungsämter von Beamten
wahrgenommen werden muss. Insbe-
sondere auf dem Hintergrund der Ein-
führung des neuen kommunalen
Finanzmanagements gibt es aber
durchaus Diskussionen, ob bei der
Besetzung dieser Leitungsfunktionen
zukünftig stärker darauf geachtet wer-
den muss, dass die Inhaber solcher
Positionen auf eine Ausbildung als
Betriebswirt oder im kaufmännischen
Rechnungswesen zurückgreifen kön-
nen sollten. Um Bedienstete mit diesem
Qualifikationsprofil zu gewinnen, ist
man dann nicht selten auf externe
Bewerber aus der Privatwirtschaft
angewiesen, die wiederum nicht die
laufbahnrechtlichen Voraussetzungen
für die Ernennung zum Beamten erfül-
len (z.B. Überschreiten der Höchstal-
tersgrenze von 35 Jahren für die Einstel-
lung in das Beamtenverhältnis – § 39
Laufbahnverordnung NRW). Außer-
dem gibt es teilweise in kleineren Kom-
munen vor dem Hintergrund einer
„knappen Personaldecke im Beamten-
bereich“ den Wunsch, auch Angestellte
als Leiter von Rechnungsprüfungsäm-
tern einsetzen zu können.  Die „Sperr-
wirkung“ des § 129 GO NRW verhin-
dert, dass eine Kommune durch eine
entsprechende Anzeige nach dem Stan-
dardbefreiungsgesetz relativ einfach die
Voraussetzungen für die Besetzung der
Leitung des örtlichen Rechnungsprü-
fungsamtes durch einen Angestellten
schaffen kann.
Im Übrigen zeigt auch dieses Beispiel,
dass es nur der zweitbeste Weg wäre,
durch eine Beseitigung der „Sperrwir-
kung“ des § 129 GO NRW den Kom-
munen durch Einzelanzeige die Mög-
lichkeit einzuräumen, von § 104 Abs. 3
Satz 1 GO NRW abweichen zu können.
Konsequenter wäre es, den in § 104
Abs. 3 Satz 1 GO NRW enthaltenen
Personalstandard wie z.B. in Baden-
Württemberg, Hessen und Schleswig-
Holstein vollständig aufzuheben. Die-
sen Weg ist der Landesgesetzgeber
NRW bei einem vergleichbaren Perso-
nalstandard in der Gemeindeordnung
durch das erste Gesetz zur Modernisie-
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rung von Regierung und Verwaltung 
in Nordrhein-Westfalen gegangen. Bis
1999 sah § 79 Abs. 1 und 2 GO NRW
vor, dass der für das Finanzwesen
zuständige Bedienstete in einer Kom-
mune zwingend Beamter sein musste.
Diesen  Personalstandard hat der Lan-
desgesetzgeber durch das erste Gesetz
zur Modernisierung von Regierung und
Verwaltung in Nordrhein-Westfalen 
ersatzlos gestrichen, statt den Kommu-
nen durch eine entsprechende gesetz-
liche Regelung die Möglichkeit zu
eröffnen, durch ein verwaltungsauf-
wendiges Einzelanzeigeverfahren hier-
von abweichen zu können. 

4. Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass
die in § 1 enthaltene Voraussetzung
(Befreiung von Standards, wenn der
Zweck auch auf andere Art und Weise
als durch die Erfüllung der Standards
sichergestellt ist) in der Praxis zu Pro-
blemen führen könnte.

– So sieht z.B. das 1997 verabschiedete
Gesetz über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst zwingend in § 24 vor, dass
jeder Kreis und jede kreisfreie Stadt eine
kommunale Gesundheitskonferenz bil-
den muss. Die Ausführungsverordnung
zum ÖGDG schreibt den Kreisen und
kreisfreien Städten darüber hinaus in §
2 sehr detailliert vor, wie diese Gesund-
heitskonferenz zusammengesetzt sein
soll und wie häufig sie tagen soll. Die
kommunalen Spitzenverbände hatten
sich im Gesetzgebungsverfahren 1997
strikt gegen eine zwingende Verpflich-
tung zur Einrichtung von Gesundheits-
konferenzen gewandt. Die mit der
Gesundheitskonferenz verfolgten Ziele
könnten wesentlich weniger verwal-
tungsaufwendig in den bewährten
Strukturen des Kommunalverfassungs-
rechts erreicht werden. Dieses biete z.B.
die Möglichkeit, wichtige Vertreter von
im Gesundheitswesen tätigen Institutio-
nen auf kommunaler Ebene als sach-
kundige Bürger in den für die Gesund-
heitspolitik zuständigen Fachausschuss
der Kommunalvertretung zu berufen.
Sonstiger externer Sachverstand könne
ggf. bei konkretem Bedarf durch eine
Sachverständigenanhörung des zustän-
digen Fachausschusses in die kommu-
nale Willensbildung einbezogen wer-
den. Auf diesem Hintergrund hatten die
kommunalen Spitzenverbände 1997
vorgeschlagen, durch eine entspre-
chende „Kann-Bestimmung“ im Gesetz
den Kreisen und kreisfreien Städten nur
die Möglichkeit zu eröffnen, eine
Gesundheitskonferenz einzuberufen.
Jede Kommune könne dann selbst ent-

scheiden, ob sie eine Gesundheits-
konferenz einrichtet oder die mit der
Gesundheitskonferenz intendierten
Ziele in den Strukturen des Kommunal-
verfassungsrechts ohne Einrichtung
zusätzlicher Gremien realisiert. Dies
haben das Gesundheitsministerium und
der Gesetzgeber damals mit dem Argu-
ment abgelehnt, eine Erreichung mit
der Gesundheitskonferenz intendierten
Zielen sei in den Strukturen des Kom-
munalverfassungsrechts nicht möglich.
Deshalb müsse im Gesetz eine zwin-
gende Verpflichtung zur Einrichtung
von Gesundheitskonferenzen enthalten
sein. Falls das jetzt im Gesetzentwurf
vorgesehene Anzeigeverfahren in dieser
Form beibehalten wird, muss daher
sichergestellt werden, dass das Fachmi-
nisterium Anzeigen, die anstelle der
Gesundheitskonferenz den kommuna-
len Fachausschuss als Alternative zur
Erreichung der Ziele benennen, nicht
mit überholten Argumenten aus der
Vergangenheit widerspricht.
Im Übrigen stellt sich auch hier die
Frage, warum der Gesetzgeber nicht
durch eine Änderung des § 24 ÖGDG
die Pflicht zur Einrichtung einer
Gesundheitskonferenz in eine „Kann-
Bestimmung“ umwandelt und damit
den Kommunen das verwaltungsauf-
wendige Einzelanzeigeverfahren er-
spart. Dies könnte relativ kurzfristig
geschehen, indem dem Standard-
befreiungsgesetz ein entsprechender
Artikel angefügt würde. Damit würde
die inzwischen eingeleitete, begrüßens-
werte Initiative des Gesundheitsminis-
teriums zur Aufhebung der Ausfüh-
rungsverordnung zum Gesetz über den
öffentlichen Gesundheitsdienst um eine
entsprechende Gesetzesänderung des 
§ 24 ÖGDG ergänzt. Dies würde auch
den Erfahrungen der Praxis mit
Gesundheitskonferenzen aus den ver-
gangenen Jahren Rechnung getragen,
die zumindest in einem Teil der Kreise
zu dem Ergebnis geführt haben, dass
die Gesundheitskonferenz ungeeignet
ist, die mit ihr vom damaligen Landes-
gesetzgeber und Gesundheitsministe-
rium verfolgten Ziele zu erreichen. 

– Ähnliche „Begründungsprobleme“
könnten entstehen, wenn eine Kommu-
ne durch eine Anzeige eine Befreiung
von den in § 20 Korruptionsbekämp-
fungsgesetz enthaltenen Vier-Augen-
Prinzip mit der Begründung erreichen
will, dass bei kleineren Auftragssum-
men auch das erst nach Auftrags-
vergabe greifende Vier-Augen-Prinzip
zur Korruptionsbekämpfung ausreiche,
dass im Gemeindehaushaltsrecht in

Form der Trennung von Anordnungs-
befugnis und Kassenbefugnis (Auszah-
lungsbefugnis) enthalten sei. Der zur-
zeit in § 20 Korruptionsbekämpfungs-
gesetz verankerte zwingende Organisa-
tionsstandard macht es erforderlich,
selbst bei kleineren Bagatellaufträgen
vor der Auftragsvergabe das „Vier-
Augen-Prinzip“ anzuwenden (z.B.
Beschaffung eines Blumenpräsents für
den Landrat anlässlich eines Geburts-
tags einer wichtigen Persönlichkeit des
öffentlichen Lebens im Kreis). Die kom-
munalen Spitzenverbände hatten sich
im Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens gegen ein zwingendes derart
umfassendes Vier-Augen-Prinzip ge-
wandt. Dabei war und ist zunächst zu
berücksichtigen, dass §§ 64 GO NRW,
43 KrO NRW schon jetzt das Vier-
Augen-Prinzip zwingend vorschreiben,
soweit es sich nicht um Geschäfte der
laufenden Verwaltung handelt. Denn
nach diesen Bestimmungen sind
Erklärungen, durch die die Kommune
verpflichtet werden soll, vom Bürger-
meister/Landrat und einem weiteren
Bediensteten der Kommune zu unter-
zeichnen. Trotz dieses schon vorhande-
nen Vier-Augen-Prinzips und trotz der
Kontrollwirkungen des nach Auftrags-
vergabe einsetzenden Vier-Augen-Prin-
zips in Form der Trennung von Anord-
nungs- und Kassenbefugnis hat der
Gesetzgeber ein zwingendes generelles
Vier-Augen-Prinzip auch für „Bagatell-
aufträge“ eingeführt. Der Landesge-
setzgeber hielt das nachträglich wirken-
de Vier-Augen-Prinzip offensichtlich
nicht für hinreichend geeignet, um sein
Ziel einer effektiven Korruptionsbe-
kämpfung zu erreichen. Dass das „prä-
ventive“ Vier-Augen-Prinzip vor Auf-
tragsvergabe insbesondere bei Bagatel-
laufträgen völlig praxisfern ist, liegt auf
der Hand. Es kann auch nicht darum
gehen, im Rahmen des Anzeigeverfah-
rens dieses praxisferne „präventive“
Vier-Augen-Prinzip durch andere büro-
kratische Verfahren zu ersetzen, die bei
Bagatellaufträgen ebenso praxisfern
wären. Deshalb sollte im Rahmen des
Anzeigeverfahrens, mit dem eine
Befreiung vom Vier-Augen-Prinzip bei
Bagatellaufträgen (z.B. bis zu einer
Wertgrenze von bis zu 2.000 Euro)
angestrebt wird, der Hinweis auf das
nachträglich wirkende, schon bestehen-
de „Vier-Augen-Prinzip“ ausreichen. Es
muss daher sichergestellt werden, dass
das Innenministerium NRW solche
Befreiungen nicht mit der Begründung
ablehnt, dass der Landesgesetzgeber
dies damals nicht für ausreichend
gehalten habe.
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Im Übrigen stellt sich auch bei § 20 Kor-
ruptionsbekämpfungsgesetz die Frage,
ob man den Kommunen das bürokrati-
sche Anzeige- und Begründungsverfah-
ren für einen Dispens vom Vier-Augen-
Prinzip bei Bagatellaufträgen nicht
ersparen sollte, indem man § 20 Kor-
ruptionsbekämpfungsgesetz ändert
und eine Wertgrenze einführt, bei
deren Unterschreiten das Vier-Augen-
Prinzip des § 20 Korruptionsbekämp-
fungsgesetz nicht gilt. Gegenüber der
Einführung einer konkreten Wertgrenze
wäre sogar der Weg vorzugswürdig,
durch ei-ne Änderung des § 20 Korrup-
tionsbekämpfungsgesetz allgemein zu
regeln, dass das Vier-Augen-Prinzip
nicht bei Aufträgen mit geringem Wert
gilt. 

III. Einzelfragen der Fraktion
BÜNDNIS90/DIEGRÜNEN

Soweit die uns vom Ausschuss zur Beant-
wortung vorgelegten Fragen der Fraktion
BÜND-NIS90/DIEGRÜNEN durch die Aus-
führungen unter I. und II. noch nicht
beantwortet sind, nehmen wir hierzu wie
folgt Stellung:

1. „Abstrakt“ generelle Regelungen oder
aufgabenbezogene Regelungen in
Form einer Experimentierklausel

Das Kommunalisierungsmodellgesetz aus
dem Jahre 1997 hat in sehr beschränkten
Aufgabenbereichen den Kommunen die
Möglichkeit eröffnet, nach Genehmigung
(nicht aufgrund einer Anzeige) in Form
einer Rechtsverordnung experimentell von
einigen Landesstandards abzuweichen.
Auch wenn einige wenige „Experimentier-
felder“ dann zu einer endgültigen Auf-
hebung der Landesstandards in diesem
Bereich geführt haben, muss doch festge-
stellt werden, dass der Beitrag dieses
Gesetzes zum Standardabbau sehr gering
war, wenn man alle Landesstandards in
den Blickwinkel nimmt. Dies hing zunächst
damit zusammen, dass auch dem Kommu-
nalisierungsmodellgesetz nicht der für
einen nachhaltigen und erfolgreichen
Standardabbau erforderliche erste Schritt
vorausging, alle Landesstandards auf ihre
generelle Aufhebbarkeit zu überprüfen.
Stellt man diesen generellen Gesichtspunkt
zurück, so ist das jetzt im Standardbefrei-
ungsgesetz vorgesehene Anzeigeverfahren
in jeder Hinsicht abstraktgenerellen oder
aufgabenbezogenen Experimentierklau-
seln vorzuziehen, die sich am Kommuna-
lisierungsmodellgesetz orientieren. Denn
das Anzeigeverfahren ist wesentlich un-
bürokratischer als das im Kommunalisie-
rungsmodellgesetz vorgesehene Genehmi-

gungsverfahren. Außerdem sieht das jetzt
im Standardbefreiungsgesetz vorgesehene
Anzeigeverfahren keine so starke
Beschränkung des Anwendungsbereiches
vor, wie sie notwendigerweise mit einem
sich auf wenige Aufgaben beschränkenden
Kommunalisierungsmodellgesetz verbun-
den war.

2. Mögliche Anwendungsmöglichkeiten
des Standardbefreiungsgesetzes

Unter II. haben wir schon die Gesundheits-
konferenz und das Vier-Augen-Prinzip in 
§ 20 Korruptionsbekämpfungsgesetz als
denkbare Anwendungsfälle für das Stan-
dardbefreiungsgesetz benannt. Sicher gibt
es noch weitere Möglichkeiten, sich dann
von Organisations- und Personalstandards
durch eine Anzeige zu befreien, wenn
diese nicht mit Finanzzuweisungen des
Landes etc. verknüpft sind. So enthalten
zahlreiche Landesgesetze Personalstan-
dards für die Kommunen, mit welchem
Personal sie ihnen zugewiesene Aufgaben
erfüllen müssen. Hier wäre eine Befreiung
denkbar, wenn die Heranziehung „alterna-
tiver Personalressourcen“, die diese engen
Personalstandards nicht erfüllen, keine
Beeinträchtigungen für die Qualität der
Aufgabenerledigung auslöst. So sieht z.B.
das Landeshundegesetz und die Verord-
nung zur Durchführung des Landeshunde-
gesetzes NRW in zahlreichen Bestimmun-
gen vor, dass bestimmte Verfahrensschrit-
te oder Sachkundenachweise von einem
„amtlichen“ Tierarzt alleine oder zumin-
dest unter dessen Beteiligung durchzufüh-
ren sind. Bei vielen dieser Aufgaben stellt
sich die Frage, warum sie nur durch einen
amtlichen Tierarzt des kommunalen Veteri-
näramtes erledigt werden können und
warum es nicht möglich sein soll, dass die
zuständige Ordnungsbehörde (Veterinär-
amt) diese Entscheidungen auf der Basis
von gutachtlichen Stellungnahmen eines
„privaten“ Tierarztes mit entsprechenden
fachlichen Qualifikationen treffen können
soll. Auch in diesen und anderen denkba-
ren Anwendungsbereichen stellt sich aber
die Frage, warum man nicht die gesetz-
lichen Standards selbst sofort ändert, statt
die Kommunen auf ein Einzelantragsver-
fahren zu verweisen. 

3. Absenkung von Qualifikations
anforderungen an das Fachpersonal in
Kindertagesstätten

Das Standardbefreiungsgesetz eröffnet
keinerlei zusätzliche Möglichkeiten,
Absenkungen der Qualifikationsanforde-
rungen des Personals in Kindertagesstätten
vorzunehmen. Es sieht nämlich nur die
Befreiung von Standards vor, die in Lan-

desgesetzen und in Verordnungen des
Landes enthalten sind und nicht durch
bundesgesetzliche Vorgaben zusätzlich
determiniert sind. Es gibt aber keine Lan-
desgesetze oder Verordnungen, die die
Einhaltung von Personalstandards bei der
Qualifikation des pädagogischen Personals
in Kindertagesstätten vorschreiben. Auch
die Betriebskostenverordnung des Landes
enthält solche Personalstandards nicht. Sie
legt in § 1 nur fest, dass angemessene, im
Rahmen der Abrechnung von Betriebskos-
ten zu fördernde Personalkosten vorliegen,
wenn die in der aus dem Jahre 1992 stam-
menden Vereinbarung über die Eignungs-
voraussetzung der in Tageseinrichtungen
für Kinder tätigen Kräfte festgelegten
Qualifikationsstrukturen des pädagogi-
schen Personals eingehalten werden. Es
handelt sich damit um eine „Obergrenzen-
regelung“ mit dem Inhalt, dass Kosten, die
durch Überschreitungen dieser in der Ver-
einbarung definierten Standards entste-
hen, nicht mehr als angemessene förder-
fähige Personalkosten anerkannt werden
müssen. Kein Träger einer Kindertagesstät-
te ist daher aufgrund landesrechtlicher
Vorgaben schon jetzt rechtlich gehindert,
diese Standards zu unterschreiten. Wenn
diese Standards faktisch trotzdem flächen-
deckend eingehalten werden, so hat dies
seine ihre Ursachen nicht in zwingenden,
durch das Landesrecht vorgegebenen
Personalstandards für Kindertagesstätten.
Ursächlich sind vielmehr zunächst die im
Landesrecht festgelegten zwingenden
finanziellen Förderbedingungen, die mit-
telbar die Einführung dieser Personalstan-
dards herbeiführen. Denn die kommunalen
Jugendämter sind ebenso wie das Land
aufgrund der Regelungen des GTK i.V.m. 
§ 1 der Betriebskostenverordnung ver-
pflichtet, Anträgen von nicht kommunalen
Trägern auf Zahlung von Betriebskostenzu-
schüssen für Kindertagesstätten stattzuge-
ben, wenn in diesen Kindertagesstätten die
Personalstandards praktiziert werden, die
in der Vereinbarung über die Eignungsvor-
aussetzung der in Tageseinrichtungen für
Kinder tätigen Kräfte 1992 festgelegt wor-
den sind. Diese Vereinbarung hatten die
kommunalen Spitzenverbände 1992
bewusst zum Unwillen des Landes nicht
unterzeichnet, weil das Land nach ihrer
Auffassung nicht genügend Landeszu-
schüsse für die Realisierung dieser Perso-
nalstandards und des Rechtsanspruches
auf einen Kindergartenplatz zur Verfügung
stellte. Das Land hat diese Weigerung der
kommunalen Spitzenverbände dann damit
beantwortet, dass es die kommunalen
Jugendämter mit Hilfe einer Betriebskos-
tenverordnung gezwungen hat, allen Trä-
gern von Kindertagesstätten, die sich an
die Vereinbarung über Eignungsvorausset-
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zungen der in Tageseinrichtungen für Kin-
der tätigen Kräfte halten, Betriebskosten-
zuschüsse auf der Basis dieser Vereinba-
rung zu zahlen. Dies hat es in der realisti-
schen Erwartung getan, dass die Kommu-
nen ihre eher geringe Anzahl von in eige-
ner Trägerschaft betriebenen Kindertages-
stätten nicht in anderen Rahmenbedingun-
gen als andere Träger dauerhaft betreiben
können und deshalb politisch gezwungen
seien, ebenfalls entsprechende Personal-
standards einzuhalten, wenn sie selbst Trä-
ger einer Kindertagesstätte sind. Flankiert
wurde diese Maßnahme des Landes durch
die vom Fachministerium unterstützte Pra-
xis der Landesjugendämter, im Rahmen der
durch § 45 KJHG eingeräumten aufsichts-
rechtlichen Möglichkeiten den bundes-

rechtlichen Begriff des Kindeswohls so aus-
zulegen, dass er als Voraussetzung für den
Betrieb einer Kindertagesstätte nur gege-
ben sei, wenn die in der Vereinbarung ent-
haltenen Personalstandards erfüllt seien.
Auch wenn diese Auslegung keineswegs
zwingend ist, wie abweichende Personal-
standards in anderen Bundesländern bele-
gen, hat dieses Zusammenspiel zwischen
Auslegung eines Bundesgesetzes und den
Regelungen der Betriebskostenvereinba-
rung faktisch dazu geführt, dass alle die
Personalstandards der Vereinbarung ein-
halten, obwohl landesrechtliche Bestim-
mungen sie hierzu nicht zwingend ver-
pflichten. Das Standardbefreiungsgesetz,
das nur eine Befreiung von landesrecht-
lichen Bestimmungen ermöglicht, ändert

an den zuvor beschriebenen Rahmen-
bedingungen nichts und eröffnet daher
auch nicht zusätzliche Entscheidungsspiel-
räume, von Personalstandards in Kinder-
tagesstätten nach unten abweichen zu
können. 
Ungeachtet dieser gegenwärtigen Rah-
menbedingungen ist eine Diskussion über
die Frage notwendig, ob den Kommunen
zukünftig Standards für die Erfüllung ihrer
Aufgaben im Kindertagesstättenbereich
durch das Land zu setzen sind. Diese Dis-
kussion sollte aber in die Erörterungen über
die anstehende Novellierung des GTK ein-
gebettet sein.“

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 10.41.00.1
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Kommunale Gesundheitskonferenz bringt
Arbeitsgruppe Männergesundheit auf den Weg

„Männer legen oftmals Verhaltensweisen an den Tag, die nicht gerade der Gesundheit zuträglich sind. Hier müssen wir ein verstärk-
tes Gesundheitsbewusstsein schaffen." Diese Einschätzung von Paderborns Landrat Manfred Müller brachte den Stein ins Rollen. Die
kommunale Gesundheitskonferenz unter Vorsitz des Landrats empfahl eine spezielle Arbeitsgruppe Männergesundheit auf den Weg
zu bringen. Und was auf den ersten Blick den ein oder anderen vielleicht schmunzeln lässt, entpuppt sich beim näheren Hinsehen als
ziemlich ernst – als todernst! Denn Männer werden im Vergleich zu Frauen schneller krank und sterben früher. In NRW beispielsweise
liegt die Lebenserwartung der Männer rund 6 ? Jahre unter derjenigen der Frauen. Ursache sei ganz offensichtlich nicht nur die Gene-
tik, sondern sind auch die Verhaltensweisen, so der Landrat.

Angesichts dieser Zahlen verwundert es
ein wenig, dass es weltweit nur wenige

Untersuchungen gibt, die sich speziell der
Männergesundheit widmen. Studien und
Untersuchungen wie der Wiener Männer-
gesundheitsbericht des Instituts für Sozial-
medizin von 1999 und der Gesundheits-
bericht NRW „Gesundheit von Frauen und
Männern" aus dem Jahr 2000 belegen
bereits jetzt: Männer gehen sorgloser mit
ihrem Körper um, ernähren sich ungesün-
der, gehen wesentlich seltener zum Arzt 
als Frauen, und das vermeintlich starke
Geschlecht hat auch Angst vor der Unter-
suchung und der Diagnose. Hier ist ein
wichtiger Ansatzpunkt, so die Einschät-
zung der Konferenz.
Die Studien zeigen auch: Der Jäger und
Sammler ist immer noch aktiv, das archai-
sche Erbe allgegenwärtig. Männer legen
manchmal ein Rollenverhalten an den Tag,
das diesem männlichen Bild entspricht.
Verletzlichkeit und Schwäche, vor allem
wenn sie einen Bezug zur Gesundheit
haben, sind mit diesem männlichen Rollen-
verständnis häufig nicht vereinbar. Dieser

permanente Leistungsdruck hat Folgen:
Das Risiko, durch einen Suizid zu verster-
ben, ist für Männer dreimal so hoch wie für
Frauen. Sie sind um ein Vielfaches häufiger
in Unfälle und Gewalttaten verwickelt als
Frauen. Durch Alkohol verursachte Unfälle
kommen bei Männern mehr als zehn Mal
so häufig vor wie bei Frauen.
Männer legen im Schnitt häufiger ein
aggressiveres und risikoreicheres Verhalten
an den Tag, das sie für Krankheit, Verlet-
zung oder sogar Tod begünstigt. Kaum
verwunderlich, dass deshalb auch Vorsor-
geuntersuchungen seltener Platz in ihrem
Terminkalender finden. In Deutschland
nehmen lediglich 16 Prozent der Männer,
aber 39 Prozent der Frauen an Screening-
Aktionen teil.
Und hier genau setzt die Arbeitsgruppe
Männergesundheit an. Vorrangiges Ziel ist
es, den Männern mental einen leichteren
Zugang zu Maßnahmen der Gesundheits-
vorsorge und -förderung zu schaffen.
Denn eine signifikante Anzahl von
Gesundheitsproblemen wie Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Prostata-, Hoden-, Darm-

und Lungenkrebs, Rückenleiden, Depres-
sionen oder sexuelle Disfunktionen könn-
ten früher erkannt und behandelt werden,
wenn das männliche Gesundheitsbewusst-
sein stärker ausgeprägter wäre und der
Gang zum Arzt rechtzeitiger erfolgen
würde. Die Arbeitsgruppe leiten wird 
Dr. Heinz Hoffmann, Chefarzt der urologi-
schen Abteilung im Brüderkrankenhaus.

Der geschlechtsspezifische Gesundheitsan-
satz existiert bereits in vielen Kreisen für die
Frauen. Neu in ganz Ostwestfalen wurde
hier nach Aussage von Dr. Helmut Mader,
Leiter des Medizinaldezernats der Bezirks-
regierung Detmold, das Thema „Gesund-
heit für Männer" in den Fokus gerückt.
Landrat Müller betonte, dass er sich
dadurch mehr Aufmerksamkeit für ein
gesellschaftspolitisch wichtiges Thema bei
dem insgesamt „nicht so gesundheitsbe-
wussten und vorsorgemüderen" männ-
lichen Geschlecht erhoffe.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 53.01.03.2
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Die Marketing-Offensive unter dem Slo-
gan „Qualität hat ein Zuhause“ hat

sich zum Ziel gesetzt, die Nachfrage nach
Produkten und Dienstleistungen aus dem
Kulturland Kreis Höxter durch Informatio-
nen der Bürger zu stärken und die Kauf-
kraft in der Region 
zu halten. Dadurch
sollen die heimische
Wirtschaft unter-
stützt und Arbeits-
plätze im Kulturland
Kreis Höxter gesi-
chert werden.
In der Regionalmar-
keting-Initiative sind
inzwischen über 80
Betriebe aus den
unterschiedlichsten
Branchen durch ein
Partnerbetriebskon-
zept eingebunden.
Interessierte Betriebe
können beim Regio-
nalmarketing mitar-
beiten, soweit sie
den vorgeschriebe-
nen Richtlinien der
jeweiligen Branche
entsprechen.
Jeder Betrieb, der die geschützte Marke
„Kulturland Kreis Höxter“ im Rahmen
seiner Produkt- und Betriebspräsentation
verwenden möchte, muss eine Partner-
schaftserklärung abgeben, mit der er sich

verpflichtet, die Richt-linien für Kulturland-
Betriebe anzuerkennen. Die Anzahl der
teilnehmenden Betriebe hat sich in den
letzten zwei Jahren fast verdoppelt.
Unter dem gemeinsamen Logo „Kultur-
land Kreis Höxter“ vermarkten die Partner-

betriebe qualitativ hochwertige Produkte
und Dienstleistungen aus dem Kreis Höxter
wie beispielsweise Backwaren, Fleisch- und
Wurstwaren, Blumen, Möbel aus rotkerni-
ger Buche, Getränke, Käse, aber auch Bil-

dungsträger, Gastronomiebetriebe und der
Garten- und Landschaftsbau bieten ihre
Dienste unter dem Logo an.
Ideell und finanziell wird das Projekt vom
„Förderverein Regionalmarketing im und
für den Kreis Höxter e.V.“ mit seinen über

hundert Mitgliedern
unterstützt.
Die Verbraucher er-
halten durch Öf-
fentl ichkeitsarbeit
wie Pressetermine
mit den Partnerbe-
trieben und an Infor-
mationsständen bei
regionalen Veranstal-
tungen Informatio-
nen über die im Kreis
Höxter hergestellten
Produkte.
Die Kennzeichnung
der Produkte signali-
siert den Verbrau-
chern die Herkunft
der Produkte und
Dienstleistungen aus
dem Kreis Höxter
und stellt deren Qua-
lität heraus.
Partnerbetriebe wer-

den im Internet unter www.kulturland.org
vorgestellt.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 12.12.01
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Regionalmarketing Kulturland Kreis Höxter:
„Qualität hat ein Zuhause“
Von Elke Kepper und Christian Thomalla

Mit Beginn des Pilotprojekts Regionalmarketing Kulturland Kreis Höxter im Jahr 2000 wurde das Fundament für eine nachhaltige
Strategie zur Vermarktung qualitativ hochwertiger Produkte und Dienstleistungen aus dem Kreis Höxter gesetzt. Die eingetragene
Wort- und Bildmarke „Kulturland Kreis Höxter“ ist dabei sowohl das Erkennungszeichen des Kreises Höxter und aller Kreisaktivitäten
als auch eine Marke, die Partnerbetriebe für Ihre Werbe- und Marketingmaßnahmen nutzen.

Produkte aus dem Kreis Höxter zu vermarkten, ist erklärtes Ziel des Regionalmarketings.

Das Porträt: Peter Biesenbach, Parlamen-
tarischer Geschäftsführer der CDU in NRW

Peter Biesenbach MdL ist der Parlamentarische Geschäftsführer der CDU im nordrhein-westfälischen Landtag. Er vergleicht Politik mit
dem Leben in einer großen Familie.

EILDIENST: Herr Biesenbach, Sie machen
seit Jahrzehnten aktiv Politik. Was reizt

Sie so daran?
Peter Biesenbach: Ich bin mit 16 Jahren in
die CDU eingetreten. „Schuld“ daran war

mein damaliger Mathematiklehrer, der in
der Kommunalpolitik sehr engagiert gewe-
sen ist. Das hat mich und zwei meiner
Mitschüler fasziniert. Wir sind dann in die
Junge Union eingetreten und haben erst

einmal damit angefangen, den Bürger-
meister kräftig zu ärgern. Das ging dann so
weit, dass der kurz davor stand, mich raus-
zuschmeißen (schmunzelt). Ich bekam
aber Unterstützung durch den damaligen
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Fraktionsvorsitzenden. Und irgendwann
hatte ich dann 24 Jahre Ratsarbeit hinter
mir. Da wurde schließlich der Wunsch kon-
kreter, noch ein wenig mehr zu erreichen,
mehr Einfluss zu bekommen. Irgendwann
wurde ich dann von meinem Kreisverband
für den Landtag vorgeschlagen. Und so bin
ich hier!

Das heißt, den Bezug zur kommunalen
Basis haben Sie nie verloren?
Ich bin ja heute noch Fraktionsvorsitzender
der CDU-Kreistagsfraktion in Oberberg.
Das halte ich auch für notwendig, weil ich
den Bezug zur örtlichen Basis in jedem Fall
behalten will.

Den direkten Kontakt suchen Sie natürlich
auch und vor allem zur Basis, also den
Kommunen. Wie würden Sie spontan das
Verhältnis zwischen Land und Kreisen
beschreiben?
Ich würde es mit einer Familie vergleichen,
einer Familie mit drei Kindern. Das mittlere
Geschwisterteil hat es hier am schwersten.
Denn bei ihm wird schon mehr hinein gere-
det als beim ältesten, aber viel weniger als
bei dem jüngsten. Genauso erlebe ich das
auch. Die Europa- und Bundespolitiker sind
zu weit weg und es wird auch schnell
akzeptiert, wenn sie in Brüssel oder Berlin
sind, weil sie dort eben Plenarwochen
haben. Ein solcher Schutz steht im All-
gemeinen den Landespolitikern nicht mehr
zu – „Düsseldorf ist doch nicht weit. Da
kannst du doch gefälligst bei sämtlichen
Veranstaltungen vor Ort dabei sein…“. 
Es ist sehr schwer zu erklären, dass man
eben nicht bei jeder Veranstaltung dabei
sein kann. Als Landespolitiker habe ich 
eine Art Mittlerposition zwischen Bund
und Kommunen. Das macht auf der einen
Seite Freude, ist aber auch sehr anstren-
gend.

Sie fühlen sich also als dieser mittlere Bru-
der, der seinem kleinen Bruder – den Kom-
munen – beiseite stehen muss, ihm aber
nicht alles gewähren kann und darf?
Reicht denn ein solch familiäres Verhält-
nis? Müsste es nicht vielmehr freund-
schaftlich sein?
Wie das unter Geschwistern schon mal
vorkommt, kann es mitunter heftige 
Auseinandersetzungen geben: etwa zur
Reform der Gemeindeordnung, zur Polizei
oder über das Schulgesetz. Wichtig ist
dabei, dass man die Dinge freundschaftlich
miteinander löst. So ist das Verhältnis im
Augenblick familiär. Ich habe allerdings die
Sorge, dass es schwieriger werden könnte
– wie das eben bei Geschwistern manch-
mal so ist –, wenn wir feststellen, dass wir
eben nicht alles im Sinne der Kommunen
umsetzen können. Wir haben schwierige

finanzielle Verhältnisse, sowohl auf der
Landes- als auch auf der kommunalen
Ebene. Ich glaube, es wird hier zunehmend
wichtiger, das geschwisterliche Verhältnis
deutlich zu machen: dass wir beide not-
wendigerweise zusammenstehen müssen,
um in Berlin beim „ältesten Bruder“ den
Einfluss geltend zu machen, der eben not-
wendig ist, um uns beide nicht zu belasten.
Beispiel Hartz IV: Insbesondere die Kreise
leiden ja darunter, dass sie in diesem
Bereich hohe Kosten haben. Allein im
Haushalt meines Kreises führen die Zusatz-
kosten zu einer dreiprozentigen Erhöhung
der Kreisumlage. Und jetzt gilt es, Berlin
gemeinsam deutlich zu machen: „Hier
müsst ihr was tun!“ Ich denke, dass hier
die Geschwister ihr Verhältnis so austarie-
ren müssen, dass keiner von beiden auf der
Strecke bleibt.

Aber auch zwischen dem jüngsten und
dem mittleren Bruder – Kommunen und
Land eben – ist nicht alles eitel Sonnen-
schein. Der jüngste möchte auch, dass 

er vom mittleren beispielsweise verspro-
chene Gelder bekommt – Stichwort
Konnexitätsprinzip. Wie kann sich dies
entwickeln, ohne dass ein Familienstreit
entsteht?
Kreise und Kommunen halten ihren größe-
ren Geschwistern heute zu Recht vor: „Ihr
habt uns jetzt zum großen Mündel
gemacht, indem ihr uns die vier großen
Risiken zu tragen gegeben habt – nämlich
die Langzeitarbeitslosigkeit, die Krankheit,
die Pflegebedürftigkeit und das Alter. Ihr
habt die Kosten für diese großen Lebensri-
siken, wenn man so will, kommunalisiert.
Dann müsst ihr aber auch dafür sorgen,
dass wir diese zusätzlichen Lasten tragen
können!“ Als Land haben wir natürlich Ein-

sicht gewonnen in diese Lage. Wir müssen
jetzt aber leider deutlich machen, dass uns
vielfach die Hände gebunden sind und
sagen: „Kleiner Bruder, wir würden dir ja
gerne helfen. Aber unsere 112 Milliarden
Euro Schulden lassen uns gar nicht in die
Lage kommen, dir eine Bürde abzuneh-
men.“ Wir müssen also gemeinsam die
Einsicht reifen lassen, dass wir dringendst
eine Kommunalfinanzreform brauchen, für
die wir natürlich mit dem großen Bruder in
Berlin sprechen müssen. Ohne Änderun-
gen in diesem Bereich kann und wird es
nicht gehen. Und sicherlich werden wir
auch den Länderfinanzausgleich anpacken
müssen.

Angenommen, die beiden jüngeren
Geschwister halten in Zukunft verstärkt
zusammen: Meinen Sie, dass die dadurch
vielleicht entstehende Euphorie genügt,
um wirklich Großes zu bewegen?
Bei der Föderalismusreform haben Bund
und Länder bewiesen, dass sie imstande
sind, Großes zu bewegen. Denn damit
haben Bund und Länder deutlich gemacht,
dass sie den Föderalismus, eine der großen
Errungenschaften unserer Republik, wei-
terentwickeln und an die sich verän-
dernden Rahmenbedingungen anpassen.
Grundsätzlich müssen sich alle drei – nicht
nur die beiden jüngeren – Geschwister
endlich klar werden, dass sie alleine nicht
lebensfähig sind. Sie müssen miteinander
reden. Kommunikation ist alles. Weder der
Bund kann auf Dauer gegen die Länder,
noch ein Land kann auf Dauer gegen die
Kommunen Politik machen. Unsere Aufga-
be wird es sein zu vermitteln, was geht und
was nicht. Dabei müssen die wichtigsten
Probleme konsensual gelöst werden. Bei-
spiel GTK: Da sind Änderungen auf jeden
Fall notwendig, das bestreitet niemand.
Jetzt muss es darum gehen, wie wir ein
Modell hinkriegen, von dem alle sagen:
Das hilft uns. Und das ist wieder eine Frage
der Kommunikation.

Reden werden die Geschwister auch über
neue Aufgaben. Der jüngste würde gerne
welche übernehmen. Jetzt fragt sich nur,
was ihm der mittlere Bruder da zugestehen
möchte.
Ganz einfach: Was auf der unteren Ebene
geregelt werden kann, soll auch auf die
untere Ebene kommen. Was operational 
in Kreis oder Kommune hinein kann, soll
bitte auch dahin kommen. Das war immer
Haltung meiner Partei und gilt natürlich
weiterhin. Beim Land regeln wir nur das,
was hier unbedingt geregelt werden 
muss. Das war das erste, was ich seinerzeit
als Kommunalpolitiker gelernt habe: „Wir
wissen am besten, was in unserer Stadt 
für uns gut ist!“ Subsidiarität ist für uns
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nicht nur ein Wort – wir wollen es 
leben. Und das alles einhergehend mit
einem Abbau an Bürokratie: So wenig 
Vorschriften und so viel Eigenverantwor-
tung wie möglich. Das ist unser Weg. So
treibt die CDU-Landtagsfraktion die
Verwaltungsstrukturreform voran, zum
Beispiel bei der Versorgungsverwaltung:
Da habe ich mit Freuden die prinzipielle
Zustimmung des Landkreistages für 
unsere Pläne zur Kenntnis genommen, die
Versorgungsämter aufzulösen und ihre 
Aufgaben in die Verantwortung der 
Kreise in Nordrhein-Westfalen zu überge-
ben. 

Wie wird Ihrer Meinung nach diese von
Ihnen skizzierte Familie am Ende dieser
Legislaturperiode dastehen?
Die Landesregierung unter Minister-
präsident Jürgen Rüttgers und die CDU-
Landtagsfraktion haben sich vorgenom-
men, dieses Land Nordrhein-Westfalen 
zu verändern, hin zu mehr Freiheit und
Verantwortung für seine Bürgerinnen 

und Bürger. Gleichzeitig führen wir das
Land aus der Schuldenspirale. Das wird 
in der Familie Bund, Land, Kommune 
dazu führen, dass sich auch der kleine Bru-
der am Ende dieser Legislaturperiode ein
Stückchen freier und finanziell unabhän-
giger fühlen wird. Das Verhältnis zwischen
den Geschwistern wird sich verbessern –
auch wenn es zwischendurch schon mal
zum Streit kommen wird. Das ist in einer
Familie doch ganz natürlich. Wir werden
bis 2010 heftige Debatten führen. Keine
Frage. Ich bin aber der Meinung, dass nur
durch eine wirkliche Auseinandersetzung
nachher ein guter Gedanke wachsen 
wird.

Herr Biesenbach, wir danken Ihnen für
dieses Gespräch.

Das Interview führte Boris Zaffarana, 
Pressereferent des LKT NRW.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 10.30.10

ganze Bestände
schädigen, stehe den
Waldbesitzern ein
verlässlicher Partner
zur Seite, betont
Breuer.
Zweckverbandsvor-
steher Bernd Fuhr-
mann lobt ausdrück-
lich die hervorragen-
de Zusammenarbeit
von Landrat und
Zweckverband: „Der
Z w e c k v e r b a n d
Region Wittgenstein
verfügt mit dem für
das Wirtschaftsgut
Holz außerordentlich
gut positionierten
interkommunalen
Industriepark im
Herzen Wittgen-
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Zur Person:
Peter Biesenbach wurde 1948 in Hückes-
wagen geboren. Nach dem Abitur auf
dem Zweiten Bildungsweg am Abend-
gymnasium Düsseldorf machte er eine
Ausbildung für den gehobenen Verwal-
tungsdienst des Landes Nordrhein-West-
falen und schloss diese als Diplom-Ver-
waltungswirt ab. Nach einer ersten
beruflichen Tätigkeit als Regierungsin-
spektor beim Regierungspräsidenten
Düsseldorf studierte er Rechtswissen-
schaften und Psychologie an der Univer-
sität zu Köln. Danach wurde Biesenbach
selbstständiger Rechtsanwalt in einer
Sozietät. Mitglied der CDU ist er seit
1966. Bis 2004 war er stellvertretender
Vorsitzender der CDU-Fraktion im Rat
der Stadt Hückeswagen. Heute ist Bie-
senbach stellvertretender Vorsitzender
des CDU-Kreisverbandes Oberbergischer
Kreis und Vorsitzender der CDU-Fraktion
im Kreistag Oberbergischer Kreis. Abge-
ordneter des Landtags Nordrhein-West-
falen ist er seit dem 2. Juni 2000.

Im Fokus: Biomassekraftwerk im 
Kreis Siegen-Wittgenstein

Enorme Chancen für Waldbesitzer sehen Landrat Paul Breuer und der Vorsteher des Zweckverbandes Region Wittgenstein, Bürger-
meister Bernd Fuhrmann, in der Ansiedlung eines Biomasseheizkraftwerkes im Industriepark Wittgenstein. In monatelangen Verhand-
lungen war es Kreis und Zweckverband gelungen, das Interesse der RWE Energy AG und des Unternehmens VIS NOVA auf das inter-
kommunale Gewerbegebiet bei Schameder zu lenken. Geplant ist die Stromerzeugung aus heimischem Holz in Verbindung mit der
Herstellung von Holzpellets. Das Brennholz – hier kommen auch minderwertige Hölzer in Betracht – soll im Biomassekraftwerk
verarbeitet werden, das wiederum Energie in Form von Wärme für die benachbarte Pelletsproduktion liefert, die ihrerseits Pelletsholz
verarbeitet. Für das Biomasseheizkraftwerk werden rund 80.000, für die Pelletsproduktion etwa 110.000 Tonnen pro Jahr luftgetrock-
netes Holz benötigt.

„Die Chancen für ein solches Projekt
im Industriepark waren nie so gut

wie heute. Jetzt muss die Chance ergriffen
werden. Die Vorarbeit ist geleistet, die
Investoren stehen bereit. Voraussetzung
für die Gewerbeansiedlung ist aber, dass
auch die Waldbesitzer mitziehen“, so Breu-
er und Fuhrmann. Für die Waldbesitzer
ergeben sich eine ganze Reihe an Vortei-
len: Für sie ergibt sich eine erhöhte Wert-
schöpfung, weil auch minderwertige Höl-
zer verheizt werden können, die etwa
durch Rotwild, Käferbefall oder Windbruch
geschädigt sind.
Entscheidend dürfte aber sein, dass Wald-
besitzer eine langfristige Perspektive und
Abnahmesicherheit unter der Prämisse
einer Preisgleitung, erhalten, also nicht auf
einen fixen Preis festgelegt sind. Eine sol-
che Zusammenarbeit gelte nicht nur für
gute Zeiten, sondern auch in schlechten
Zeiten, wenn Wind- oder Schneebruch

Energie aus Natur: Hier unten soll das Biomassekraftwerk 
entstehen. (Foto: Flugsportverein Schameder)
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steins über einen Standort mit Weitblick,
der sofort und uneingeschränkt für eine
derartige Zukunftsinvestition bereit steht.
Hier treffen Potenziale zusammen, die sich
idealtypisch ergänzen. Denn, wo sonst,
wenn nicht in der waldreichsten Region
Deutschlands, wäre ein solches Investi-
tionsvorhaben besser platziert?“
Der Minister für
Umwelt und Na-
turschutz, Land-
wirtschaft und
Verbraucherschutz
des Landes NRW,
Eckhard Uhlen-
berg, hat in einem
Gespräch mit
Landrat Paul Breu-
er und Bürger-
meister Bernd
Fuhrmann seine
persönliche Unter-
stützung für das
Projekt zugesagt.
Das Ministerium
bewertet die Pläne
positiv.
Gemeinsam mit
den heimischen Forstämtern hat Landrat
Paul Breuer die Waldbesitzer zu Informa-
tionsveranstaltungen an unterschiedlichen
Orten im Kreis eingeladen. Dabei wurde
über den Stand der Planungen informiert
und darüber, welche Chancen sich für die
Waldbesitzer aus einer Zusammenarbeit
mit den beiden Unternehmen ergeben.

Zwar ist der Kreis Siegen-Wittgenstein 
der waldreichste Kreis Deutschlands, 
aber die Ressource wird in der dor-
tigen Region nur unzureichend genutzt.
Die Verwertung des Holzes findet 
weitgehend außerhalb der Kreisgrenzen
statt. Insbesondere Wittgenstein ist 
geradezu ein Exportgebiet für Holz. Land-

rat Paulreuer: „Das Geld mit unserem
Rohstoff wird andernorts verdient, die
Arbeitsplätze andernorts geschaffen. Das
jetzt geplante Projekt setzt hier ein klares
Signal!“
Unterdessen wächst die Unterstützung für
das Biomasseprojekt: Nach der Wittgen-
stein-Berleburg’schen Rentkammer hat

sich jetzt auch die Rentkammer Wittgen-
stein bereit erklärt, Holz zur Verfügung zu
stellen. Unter den derzeitigen Rahmenbe-
dingungen könnten bis zu 5.000 Festmeter
pro Jahr bereitgestellt werden, erklärt
Forstdirektor Henning Graf von Kanitz.
Grundsätzlich stehe die Rentkammer 
jeder Initiative, die den Einsatz von Holz 
in neuen Verwendungsbereichen fördert,
sehr positiv gegenüber. Auch Waldgenos-
senschaften sowie kleinere und mittlere
Privatwaldbesitzer haben Zusagen
gemacht.
Damit ist ein weiterer, wichtiger Schritt
getan: Nur, wenn genügend Holz für 
das Biomasseheizkraftwerk und die Pellets-
produktion bereitgestellt werden, können
die Investoren ihre Standortentscheidung
für die Region treffen. Hierzu sei ein 
deutliches Signal seitens der Waldbesitzer
notwendig, betont Landrat Breuer. „Es
geht darum, mit Hilfe der Waldbauern 
die Wertschöpfungskette Holz im wald-
reichsten Kreis Deutschlands zu etablieren
und unter Umweltgesichtspunkten eine
Alternative zum Verbrauch fossiler Brenn-
stoffe zu nutzen. Abgesehen von der 
nachhaltigen Nutzung des Rohstoffes 
und den damit verbundenen rund 120
Arbeitsplätzen, ergeben sich mit dieser
Investition auch langfristige geschäftliche
Perspektiven für die heimische Waldwirt-
schaft.“

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 10.30.02
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Die Pläne sind fertig. Jetzt will der Kreis Siegen-Wittgenstein
handeln.

Kurznachrichten

Allgemeine 
Verwaltungsaufgaben

FSI-Veranstaltung: Vergabe-
recht und interkommunale 
Zusammenarbeit
Im Rahmen der Vortragsreihe „Kommunal-
verwaltung aktuell - Wissenschaft und
Praxis“ findet zum Thema „Vergaberecht
und interkommunale Zusammenarbeit“
am Dientag, dem 17. Okto-ber 2006, um
16.15 Uhr im Festsaal des Schlosses zu
Münster, Schlossplatz 5 (Gebäude rechts
neben dem Schloss) eine öffentliche Vor-
tragsveranstaltung statt. Es sprechen Pro-
fessor Dr. Martin Burgi, Lehrstuhl für
Öffentliches Recht an der Bochumer Ruhr-
Universität, und Dr. Marco Kuhn, Hauptre-
ferent beim Landkreistag Nordrhein-West-
falen.
Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Eine
Teilnahmegebühr wird nicht erhoben.

(Kostenpflichtige) Parkmöglichkeiten ste-
hen in unmittelbarer Nähe auf dem Hin-
denburgplatz (vor dem Schloss Münster)
zur Verfügung. Nähere Informationen
sowie eine Lageskizze finden sich unter
http://www.uni-muenster.de/Jura.fsi/
aktuelles/index.html. Das Freiherr-vom-
Stein-Institut (FSI), die wissenschaftliche
Forschungsstelle des LKT NRW, lädt herz-
lich ein.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 00.20.04

Finanzen

GVV-Kommunal zieht für das
Geschäftsjahr 2005 eine 
positive Bilanz

Einen Gewinn von 21,3 Millionen Euro und
acht Millionen Euro Beitragsrückerstattun-

gen konnten Vorstand und Aufsichtsrat der
GVV-Kommunalversicherung auf der dies-
jährigen ordentlichen Mitgliederversamm-
lung in Köln den Mitgliedern präsentieren.
Damit profitierte GVV-Kommunal unter
anderem auch von den deutlichen Entlas-
tungen auf den Kapitalmärkten und dem
allgemeinen positive Trend in der deut-
schen Versicherungswirtschaft. So konnte
das Unternehmen auch für sein 94.
Geschäftsjahr mit positiven Zahlen aufwar-
ten.
Erstmals präsentierte sich der ehemalige
Lippstädter Bürgermeister Wolfgang
Schwade als neuer Vorstandsvorsitzender
von GVV-Kommunal im Rahmen einer
Mitgliederversammlung. In seinem Bericht
an die Mitglieder stellte er ganz besonders
heraus, dass GVV-Kommunal als kom-
munale Selbsthilfeeinrichtung, gerade in
Zeiten finanzieller Notlagen der Kommu-
nen, auch weiterhin ein verlässlicher
Partner für die kommunalen Gebiets-

323-  29.09.2006  12:58 Uhr  Seite 354



körperschaften und ihre Unternehmen sei.
Finanzvorstand Horst F. Richartz berichtete
im Anschluss über die Ergebnisse und 
den Geschäftsverlauf des abgelaufenen
Geschäftsjahres. Insbesondere durch die
positive Entwicklung der Kapitalmärkte
konnte im nicht versicherungstechnischen
Geschäft ein Überschuss erzielt werden,
der das positive Gesamtergebnis besonders
beeinflusste. Mit Sorge betrachtete man im
Jahre 2005 die weiterhin sehr angespannte
finanzielle Situation bei den Kommunen,
die auch Auswirkungen auf das Versi-
cherungsgeschäft bei den GVV-Versiche-
rungen hatte. Dennoch konnte das Bei-
tragsaufkommen im Kommunalgeschäft
vor allem durch Neuabschlüsse gegenüber
dem Vorjahr um 3,7 Prozent gesteigert
werden. Auf der Kostenseite konnte wie in
den vergangenen Jahren die Quote gegen-
über den Mitbewerbern unverändert
niedrig gehalten werden. So betrug die
Kostenquote der Mitbewerber rund 25
Prozent, während sich GVV-Kommunal mit
einer Quote von 4,7 Prozent wieder deut-
lich vom Markt abheben konnte.
Dem gestiegenen Beitragsaufkommen
standen auf der anderen Seite aber auch
erhöhte Aufwendungen für Schadenzah-
lungen gegenüber. Obwohl die Belastun-
gen gegenüber dem Vorjahr um vier Pro-
zent und damit stärker als die Beitragsein-
nahmen anstiegen, konnte das Unterneh-
men aufgrund eines insgesamt positiven
Ergebnisverlaufs den Mitgliedern für das
abgelaufene Geschäftsjahr eine Beitrags-
rückerstattung von gut acht Millionen Euro
zur Verfügung stellen. In der allgemeinen
Unfallversicherung, der Kraftfahrtversiche-
rung, der Eigenschadenversicherung und
der Personalgarantieversicherung waren
somit Beitragsrückerstattungen bis zu 29
Prozent der gezahlten Beiträge möglich.
Der Bilanzgewinn in Höhe von 21,3 Millio-
nen Euro wurde zur weiteren Stärkung des
Eigenkapitals dem Reservefonds zuge-
führt. Insbesondere im Hinblick auf Sol-
vency II und den damit verbundenen
wachsenden Anforderungen an die Eigen-
kapitalaus-stattung des Versicherungs-
unternehmens konnte so ein wesentlicher
Beitrag für die Zukunftssicherung des
Unternehmens geleistet werden. In diesem
Zusammenhang stimmten die Mitglieder
überdies einer Satzungsänderung für GVV-
Kommunal zu. So ist es dem Unternehmen
zukünftig möglich, aus dem versicherungs-
technischen Ergebnis Mittel zur Stärkung
des Eigenkapitals in den Reservefonds ein-
zustellen.
Auch das Tochterunternehmen, die GVV-
Privatversicherung AG, konnte auf ein
positives Geschäftsjahr 2005 zurück-
blicken. Mit einer weiteren Steigung des
Bilanzgewinns auf vier Millionen Euro und

einem Bestandswachstum von drei Prozent
präsentierte sich die GVV-Privatversiche-
rung auch in ihrem 17. Geschäftsjahr als
Versicherungsunternehmen, das am Markt
und vor allem im kommunalen Bereich
unverminderten Zuspruch findet.
Im Rahmen der Mitgliederversammlung
wurde der langjährige stellvertretende Vor-
sitzende des Aufsichtsrates, Landesdirektor
a.D. Lutz Bauer, ver-
abschiedet, der nach
Eintritt in den Ruhe-
stand auch aus 
dem Aufsichtsrat
ausscheidet. Zum
Nachfolger wurde
von den Mitgliedern
einstimmig der neue
Landesdirektor des
Landeswohlfahrts-
verbandes Hessen,
Uwe Brückmann,
gewählt.
Zum Abschluss der
Mitgliederversamm-
lung hielt der Ent-
wicklungspsycholo-
ge und Anthropologe Professor Wassilios
E. Fthenakis einen Vortrag zum Thema
„Sterben Familien in Deutschland aus? –
10 Thesen zur Gegensteuerung“. Ein-
drucksvoll zeigte Fthenakis den gesell-
schaftlichen Wandel in Deutschland und
die damit einhergehende starke Verände-
rung der Bedeutung von Familien auf. Auf
sehr unterhaltsame Art und Weise bot er
seinen Zuhörern aber auch Lösungsmög-
lichkeiten für die Zukunft und erntete für
seine Ausführungen anhaltenden Applaus. 

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 00.13.35

Sicherheit und 
Ordnung

Kreis Wesel – 
Katastrophenschutz-Flyer
Der Kreis Wesel hat einen „Katastrophen-
schutz-Flyer“ erstellt. In dem sog. KatS-
Flyer wird auf die Hauptgefahrenquellen
im Kreis Wesel hingewiesen und darauf,
wie man ihnen mit entsprechender Orga-
nisation und Gefahrenabwehrplänen ent-
gegenwirkt. Der Flyer, der auch auf 
den Internetseiten des Kreises Wesel
(www.kreis-wesel.de) vorhanden ist, ent-
hält außerdem Hinweise auf Informations-
möglichkeiten der Bevölkerung zum Kata-
strophenschutz.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 38.10.00

Kultur

Landesverband der 
Musikschulen zu Gast beim
LKT NRW
Am 6. September 2006 tagten der Vor-
stand und der erweiterte Vorstand des
Landesverbandes der Musikschulen in

Nordrhein-Westfalen e.V. in der Geschäfts-
stelle des Landkreistages in Düsseldorf. Der
Landesverband der Musikschulen ist der
Zusammenschluss der Träger von Musik-
schulen und der Musikschulen mit eigener
Rechtspersönlichkeit im Lande Nordrhein-
Westfalen. Dieser fördert die musikalische
Bildung und unterstützt die Musikschulen
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben, Kinder,
Jugendliche und Erwachsene an die Musik
heranzuführen, Begabungen frühzeitig zu
erkennen und individuell zu fördern sowie
die Berufsausbildung vorzubereiten. Dem
erweiterten Vorstand des Landesverbandes
der Musikschulen gehören unter anderem
Vertreter der kommunalen Spitzenverbän-
de an.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 00.13.51

Soziales

Migrationsbericht der
Bundesregierung
Die Bundesregierung legt jährlich einen
Migrationsbericht vor, der unter Einbezie-
hung aller Zuwanderungsgruppen einen
umfassenden Überblick über die Entwick-
lung der Zu- und Abwanderung in
Deutschland gibt. Der aktuelle Migrations-
bericht 2005 (BT-Drs. 16/2000), der sich
im Wesentlichen auf Zahlen aus dem Jahr
2004 stützt, gelangt zu dem Ergebnis, dass
sich das Migrationsgeschehen beruhigt
hat, nachdem es insbesondere in den
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Begrüßte im Namen des LKT NRW die Verbandsspitze des Lan-
desverbandes der Musikschulen: Hauptreferentin Dr. Angela
Faber (2. v.r.)

323-  29.09.2006  12:58 Uhr  Seite 355



neunziger Jahren einen Höhepunkt erlebt
hatte. Insgesamt waren für das Jahr 2004
780.000 Zuzüge nach Deutschland zu ver-
zeichnen, denen 698.000 Fortzüge deut-
scher und ausländischer Staatsangehöriger
gegenüberstanden. Daraus errechnet sich
ein positiver Wanderungssaldo von
82.000. Aufnahme gefunden haben die
Zuwanderer dabei vor allem in Nieder-
sachsen, Berlin und Nordrhein-Westfalen.
Baden-Württemberg, Sachsen-Anhalt und
vor allem Hamburg weisen demgegenüber
einen negativen Wanderungssaldo aus.
Die Zahl der Bewohner dieser Länder, die
Deutschland verlassen haben, überwiegt
also die Zahl der Zugewanderten. 
Die Zuwanderer stammen zu einem
bedeutenden Teil (18 Prozent) aus Polen,
ferner vor allem aus der Russischen Föde-
ration (8 Prozent), der Türkei (5 Prozent)
und Kasachstan (3 Prozent). Bei den
Zuwanderern aus Polen handelt es sich
dabei weit überwiegend um so genannte
„Arbeitsmigranten“, die sich zumeist nur
vorübergehend in Deutschland aufhalten.
Demgegenüber beruht der Zuzug aus der
Türkei vor allem auf Maßnahmen der
Familienzusammenführung. Aus der Türkei
stammen allerdings auch zahlreiche Asyl-
bewerber, namentlich Kurden. Die Zuwan-
derer aus der Russischen Föderation und
Kasachstan sind dagegen vor allem Spät-
aussiedler und deren Angehörige.
Absolut gesehen ist indes gerade die Zahl
der Spätaussiedler in den letzten Jahren
stetig zurückgegangen. Gelangten 1990
noch 400.000 Menschen als Spätaussiedler
nach Deutschland, sank diese Zahl im Jahr
2004 auf 59.000. 2005 betrug sie sogar
nur noch 35.500, die heute nahezu aus-
schließlich aus den Nachfolgestaaten der
ehemaligen Sowjetunion stammen. Zu die-
sem Rückgang der Zahl der Spätaussiedler
beigetragen hat vor allem eine Verschär-
fung der gesetzlichen Voraussetzungen,
die vorliegen müssen, damit ein Spätaus-
siedlerbewerber als solcher in Deutschland
Aufnahme findet. Eine Rolle spielen darü-
ber hinaus zahlreiche Bleibehilfen wie etwa
die von der Bundesregierung unterstützte
Bildung und Intensivierung von Partner-
schaften zwischen Kommunen in Deutsch-
land und den betroffenen Ländern. 
Ungeachtet dessen stellen insbesondere
die Spätaussiedler erhöhte Anforderungen
an die Integrationsleistungen der Kommu-
nen. Augenfällig ist nämlich, dass der
Anteil der Spätaussiedler im eigentlichen
Sinne kontinuierlich abnimmt, während 
die Zahl derjenigen, die als Ehegatten,
Abkömmlinge oder weitere Familienange-
hörige der Spätaussiedler Aufnahme in
Deutschland finden, ständig wächst. Diese
Entwicklung ist vor allem deshalb proble-
matisch, weil diese Gruppe von Zuwande-

rern – anders als die Spätaussiedler –
ursprünglich keine besonderen Sprach-
kenntnisse nachweisen mussten. Dies und
die vielfach festzustellende nur unzulängli-
che berufliche Qualifikation erschwert die
Integration der Betroffenen erheblich.
Durch eine Änderung des Bundesvertrie-
benengesetzes wird sich diese Situation
vermutlich in Zukunft entschärfen. Insbe-
sondere müssen Ehegatten und Kinder 
des Spätaussiedlerbewerbers jetzt Grund-
kenntnisse der deutschen Sprache nach-
weisen, wenn sie an seinem besonderen
Status teilhaben wollen. 
Ebenso rückläufig wie die Zahl der Spät-
aussiedler ist die Zahl der Bürgerkriegs-
flüchtlinge und Asylbewerber. So stellten
im Jahre 2004 nur 35.600 Asylbewerber
einen entsprechenden Antrag, während es
im Jahre 2003 noch 50.500 waren. Im Jahr
2005 war mit 28.900 Antragstellern ein
weiterer Rückgang der Asylbewerberzah-
len zu verzeichnen. Rückläufig ist ferner
die Anerkennungsquote. Diese betrug im
Jahr 2004 1,5 Prozent und sank 2005 auf
0,9 Prozent. Bezieht man diejenigen Asyl-
bewerber mit ein, die aus verschiedenen
Gründen trotz Ablehnung ihres Asylan-
trags nicht abgeschoben werden können,
ergibt sich für das Jahr 2004 eine so ge-
nannte „Schutzquote“ von 4,9 Prozent.
Aufschlussreich sind auch die Erkenntnisse
des Migrationsberichts über die Abwande-
rung deutscher Staatsangehöriger aus
Deutschland. Deren Zahl erreicht zwar
schon seit Jahren ein beträchtliches Aus-
maß und belief sich 2004 auf 150.000. 
Die vielfach befürchtete Abwanderung
gerade hochqualifizierter Arbeitskräfte aus
Deutschland findet aber offenbar in einem
wesentlich geringerem Umfang statt, als
allgemein angenommen. So belief sich die
Zahl der hochqualifizierten Deutschen, die
in den USA über einen permanenten Auf-
enthaltstitel verfügen, im Jahr 2001 auf
nur 3.800 Personen, wozu auch Familien-
angehörige zählen. Der weitaus größere
Teil der in den Vereinigten Staaten ansässi-
gen hochqualifizierten Deutschen betrach-
tet seinen Aufenthalt dort nur als vorüber-
gehend und kehrt nach Deutschland
zurück.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 50.50.00

Umweltschutz

Das NRW-Programm Länd-
licher Raum 2007-2013 –
Strategische Umweltprüfung
Das Verfahren zur inhaltlichen Ausgestal-
tung des NRW-Programms „Ländlicher

Raum“ ist abgeschlossen. Gemäß den Vor-
gaben der EU ist der Programmentwurf
einer strategischen Umweltprüfung zu
unterziehen. Diese ist von einem unabhän-
gigen externen Gutachter durchgeführt
worden. Die Ergebnisse der Strategischen
Umweltprüfung sollen nun der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht werden und die
Gelegenheit zur Stellungnahme einge-
räumt werden. Die Ergebnisse der Strategi-
schen Umweltprüfung einschließlich der
Darstellung der Umweltsituation als Teil
der Stärken- und Schwächenanalyse sind
im MUNLV einsehbar und im Internet
abrufbar unter www.munlv.nrw.de. 

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 61.14.15

Wirtschaft

PPP-Projekt im Kreis Unna
ausgezeichnet
Einmal mehr bundesweit Aufmerksamkeit
erregte das PPP-Modell des Kreises Unna.
Bei der Vergabe des Innovationspreises
PPP 2006 in Berlin wurde das Kreis-Unna-
Modell vorgestellt und als innovatives
Kommunalprojekt gewürdigt. Ausgeschrie-
ben und vergeben wurde der Innovations-
preis vom Bundesverband Public Private
Partnership und dem Fachzeitung „Behör-
denspiegel“. Schrimherr war der Bundes-
wirtschaftsminister.
Der Kreis Unna hat die Sanierung des
Kreishauses und den anschließenden
Betrieb des Gebäudes sowie zweier weite-
rer Gebäude vertraglich an den privaten
Partner Bilfinger Berger abgegeben. Vor-
geschichte, Vertragsgestaltung und auch
erste Alltags-Erfahrungen fanden in Berlin
große Aufmerksamkeit nicht nur bei Fach-
leuten der Verwaltung, sondern auch aus
der Wirtschaft.
Der Staatssekretär im Bundeswirtschafts-
ministerium, Dr. Joachim Wuermeling,
unterstrich, dass sich derzeit in Deutsch-
land mindestens 300 PPP-Projekte in der
Planungs- und Umsetzungsphase befän-
den. Dies entspreche einem wirtschaft-
lichen Volumen von rund 37 Milliarden
Euro. Das Projekt Kreishaus Unna gehört
dabei zu den Top ten und wurde in Berlin
als das beste Hochbauprojekt in Deutsch-
land gewürdigt. Dr. Wuermeling kennt sich
aus im Kreis Unna, denn sein Vater war in
den 1960er Jahren Stadtdirektor in Werne
und später Bundesverkehrsminister im
Kabinett Adenauer. Noch heute ist der
Namen Wuermeling vielen bekannt, weil
Generationen von kinderreichen Familien
mit dem „Wuermeling-Ausweis“ günstig
mit der Bahn fahren konnten. 
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Wie Rainer Stratmann, Kreisdirektor und
Vorsitzender der Baukommission Kreis
Unna, bei der Vorstellung des Projektes
betonte, rechnet sich das PPP-Modell für
den Kreis nicht nur in Euro und Cent. „Die
Zusammenarbeit mit einem kompetenten
Partner der freien Wirtschaft für Sanie-

rung und nachfolgende Bewirtschaftung
ermöglicht dem Kreis Unna, sich wieder
mehr auf seine Kernaufgaben zu konzen-
trieren“, so Rainer Stratmann.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 10.40.10.5

Persönliches

Neuer Landrat im Kreis
Warendorf: Dr. Olaf Gericke
Der bisherige Bürgermeister der Stadt Gre-
ven, Dr. Olaf Gericke, ist neuer Landrat des
Kreises Warendorf. Bei der Landratswahl

am 17. September erzielte der von der
CDU nominierte und von der FDP unter-
stützte Kandidat  60,5 Prozent der Stim-
men. Seine Gegenkandidatin Gabriele
Dönig-Poppensieker erreichte 39,5 Pro-
zent der Stimmen. Sie wurde von der SPD
vorgeschlagen und im Wahlkampf von den
Grünen und der Freien Wählergemein-
schaft unterstützt.
Die  Wahl eines neuen Landrates wurde
notwendig, nachdem der bisherige Amts-
inhaber Dr. Wolfgang Kirsch zum 1.7.2006
an die Spitze des Landschaftsverbandes
Westfalen-Lippe (LWL) gewechselt war.
Dr. Olaf Gericke ist 40 Jahre alt, verheiratet
und hat zwei Kinder. Der promovierte Jurist
war bereits von 1999 bis 2003 als Persön-
licher Referent des Landrates im Waren-
dorfer Kreishaus tätig, bevor er zum Bür-
germeister der Stadt Greven gewählt
wurde.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 10.30.10

Märkischer Kreis: Landrat
wird „Verdienter um den
Kreis Ratibor"

Aloys Steppuhn, Landrat des Märkischen
Kreises darf sich „Verdienter um den Kreis
Ratibor“ nennen. So lautet der offizielle
Titel der Auszeichnung, die Steppuhn
anlässlich der festlichen Kreistagssitzung
zum fünfjährigen Jubiläum der Partner-
schaft zwischen dem oberschlesischen
Kreis Ratibor in Polen sowie dem Märki-
schen Kreis überreicht worden ist. Die dazu
gehörende Urkunde und Medaille wurden
vom Vorsitzenden des Ratiborer Kreisrates,
Roman Glowski, übergeben.
Der Landrat des Märkischen Kreises ist der
erste Preisträger dieser Art überhaupt. In

der Begründung
für die Auszeich-
nung heißt es, das
Zustandekommen
der Partnerschaft
sowie insbesonde-
re Projekte, Maß-
nahmen und wei-
terer Aktivitäten
und deren Weiter-
entwicklung seien
dem hohen per-
sönlichen Einsatz
von Landrat Aloys
Steppuhn zu ver-
danken. Der zeigte
sich überrascht
und hoch erfreut
über die Ehrung.
„Ich bedanke mich
ausdrücklich beim
Rat des Kreises

Ratibor für den einstimmigen Beschluss.
Die Tatsache, dass die erste Verdienstme-
daille an eine Persönlichkeit außerhalb
Polens verliehen wurde, ist für mich von
außerordentlicher Bedeutung“, so Step-
puhn.
Aus Anlass des fünfjährigen Bestehens der
Partnerschaft hatte Landrat Jerzy Wzion-
tek eine Delegation des Märkischen Kreises
vom 3. bis 6. August 2006 in den Kreis
Ratibor eingeladen. Angeführt von Landrat
Aloys Steppuhn nahmen der stellvertreten-
de Landrat Udo Vorländer, der stellvertre-
tende Kulturausschussvorsitzende Detlef

Seidel, die Vorsitzenden der Fraktion Bünd-
nis 90 / Die Grünen und der UWG Kreis-
tagsfraktion, Renate Oehmke und Konrad
Schumann, sowie der stellvertretende Vor-
sitzende der FDP, Rainer Krause, an einem
reichhaltigen und informativen Besuchs-
programm teil.
Auch von den weiteren Partnerschaftskrei-
sen des Märkischen Kreises, dem Wrexham
County Borough und dem Landkreis Elbe-
Elster wurden zum Jubiläum Delegationen
entsandt. Neben einer Besichtigung der
Stadt Ratibor einschließlich ihrer histori-
schen Sehenswürdigkeiten und des ökolo-
gisch wertvollen Stadtwaldes stand auch
ein Informationsbesuch bei einer kreisan-
gehörigen Gemeinde (Groß Peterwitz), der
örtlichen Gemeindeverwaltung und ihrer
kommunalen Einrichtungen auf dem Pro-
gramm. 
Höhepunkt der Besuchsreise war die festli-
che Sitzung des Rates des Kreises Ratibor
am Freitag, 4. August 2006, im dortigen
Museum mit zahlreichen geladenen Gäs-
ten, die dem Kreis Ratibor und dem Märki-
schen Kreis Grußbotschaften und Glück-
wünsche überbrachten. Auch der deut-

357

KurznachrichtenKurznachrichten

Stießen in Berlin auf den Erfolg des PPP-
Modells Kreis Unna an: Kreiskämmerer
Rainer Stratmann, Baudezernent Dr. 
Detlef Timpe sowie Staatssekretär Dr. 
Joachim Wuermeling.

Gratulierten Dr. Olaf Gericke, dem neuen Landrat im Kreis Waren-
dorf und seiner Frau Jutta (M.): CDU-Kreistags-Fraktionsvorsitzen-
der Karl-Wilhelm Hild (lks.), LWL-Landesdirektor und Ex-Landrat
Dr. Wolfgang Kirsch (2. v. lks.), Steinfurts Landrat Thomas Kuben-
dorff (2. v.r.) und CDU-Kreisvorsitzender Reinhold Sendker (r.)

Der Vorsitzende des Ratiborer Kreisrates,
Roman Glowski (r.), überreicht Landrat
Aloys Steppuhn die Verdienstmedaille.
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sche Generalkonsul in Breslau, Dr. Helmut
Schöps, ließ es sich nicht nehmen, persön-
lich der Partnerschaft eine weitere erfolg-
reiche Entwicklung zu wünschen. 
Landrat Jerzy Wziontek und Landrat Aloys
Steppuhn hoben in ihren Festansprachen
hervor, dass die bisherigen Ziele der Part-

nerschaft,  unter anderem das Zusammen-
bringen der Menschen beider Kreise, ein-
drucksvoll gelungen seien. Landrat Step-
puhn verwies darauf, dass man sich auf
dem Erreichten nicht ausruhen dürfe, son-
dern die Partnerschaften weiter entwickeln
müsse.  Engere Verbindungen im Bereich

der Wirtschaft und die gemeinsame
Erschließung von Fördermöglichkeiten der
Europäischen Union sollten angestrebt
werden.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2006 10.26.20
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Hinweise auf Veröffentlichungen

Franz Möller: Der Rhein-Sieg-Kreis im
Spannungsfeld von Bund und Land 1949 –
2000, 2006, 148 Seiten, Rheinlandia 
Verlag, Klaus Walterscheid, Siegburg,
ISBN: 3-938535-20-2

Seine heutige Gestalt und seinen Namen erhielt
der Rhein-Sieg-Kreis 1969, als dem alten Sieg-
kreis Teile des aufgelösten Landkreises Bonn und
die Gemeinde Straßfeld aus dem Kreis Euskir-
chen hinzugefügt wurden. Der 1. August 1969,
der Tag, an dem die Neugliederung des Raumes
Bonn/Siegburg wirksam wurde, steht seiner
Bedeutung nach auf einer Stufe mit dem 3.
November 1949, als sich der erste Deutsche
Bundestag für Bonn als vorläufige Bundeshaupt-
stadt entschied, und dem 20. Juni 1991, als die
Entscheidung fiel, Bundestag und Kernbereich
der Regierungsfunktionen nach Berlin zu verla-
gern.

Dr. Franz Möller, der Ehrenlandrat des Rhein-
Sieg-Kreises, beschreibt die Veränderungen,
denen die kommunalen Gebietskörperschaften
im Raum Bonn/Rhein-Sieg in dieser Epoche
unterworfen waren, wobei die kommunale Neu-
ordnung von 1969 im Mittelpunkt steht. Der
Autor hat aus umfangreichen Aktenbeständen
in den Archiven der beteiligten Verwaltungen,
vor allem im Kreisarchiv des Rhein-Sieg-Kreises
und aus Erinnerungen von Zeitzeugen
geschöpft. Die detailreiche Darstellung ist eine
wahre  Fundgrube für historisch und Kommu-
nalpolitisch Interessierte, wobei hier das große
Ganze nicht aus den Augen verloren wird. Der
Blick auf die handelnden Personen, ihre Beweg-
gründe und Entscheidungen werden griffig dar-
gestellt.

Der Autor gehörte fast 30 Jahre, von 1970 –
1999 dem Kreistag des Rhein-Sieg-Kreises an. Er
wurde im September 1974 zum Landrat gewählt
und repräsentierte den Rhein-Sieg-Kreis damit
ein Vierteljahrhundert lang. Das knapp 150 Sei-
ten umfassende Werk ist mit einer Reihe von
Fußnoten und Quellen sowie mit einer Vielzahl
von Fotos der seinerzeit handelnden Akteure
ausgestattet.

Mohr/Sabolewski, Umzugskostenrecht
Nordrhein-Westfalen, 37. Ergänzungslie-
ferung, 388 Seiten, DIN A 5, Loseblatt-
ausgabe, Grundwerk eingeordnet bis zum
Liefertag 1.740 Seiten, in zwei Ordnern, €
98,00, ISBN 3-7922-0156-9, Verlag W.
Reckinger GmbH & Co. KG, Postfach 17
54, 53707 Siegburg.

Mit dieser Lieferung werden u. a. die für die
Kommunalverwaltungen geltenden neuen Tarif-
verträge, die Erlasse des für das Umzugskosten-
recht federführenden Finanzministeriums sowie
geänderte lohnsteuerliche Bestimmungen in 
das Werk aufgenommen. Die Auswirkungen der
Änderungen des Besoldungsrechts auf das
Umzugskostenrecht sowie die zahlreichen Neu-
regelungen bei Verwendung von Bediensteten
im Ausland fanden gleichfalls Berücksichtigung.

Henneke/Pünder/Waldhoff (Hrsg.), Recht
der Kommunalfinanzen – Abgaben, Haus-
halt, Finanzausgleich, 2006, XX, 841
Seiten, gebunden, € 158,00, IBSN 3-406-
54263-8, Verlag C.H. Beck, Wilhelmstraße
9, 80801 München.

Die drei Herausgeber haben 27 Autoren
zusammengeführt, die in 42 Einzelbeiträgen
grundsätzliche wie detaillierte Aspekte des im
Titel deutlich werdenden Spektrums erläutern.
Sie rekrutieren sich weitgehend aus dem Bereich
der Universitäten, der kommunalen Spitzenver-
bände und der Anwaltschaft, eine Mischung, die
allein schon Vielseitigkeit der Betrachtung
gewährleistet.

Bevor den im Untertitel zum Ausdruck kommen-
den Schwerpunkten nachgegangen wird, wird in
einem Grundlagenteil das kommunale Finanz-
recht in der Verfassungsordnung dargelegt, und
– nach einer kurzen historischen Rückschau –
der Blick auf die aktuellen rechtspolitischen Ent-
wicklungen gelenkt. Beleuchtet werden das
Konnexitätsprinzip in den Verfassungen von
Bund und Ländern, die aktuellen Reformansät-
ze, insbesondere auch in der Föderalismusdis-
kussion, die Umstellung des Haushaltsrechts auf
die Doppik sowie die Auswirkungen des europä-
ischen Rechts. In einem zweiten Teil wird aus-
führlich den Einzelaspekten des Abgabenrechts
nachgegangen. Dem äußerst informativen
Überblick zu den kommunalen Einnahmen
schließen sich Beiträge zu den in kommunale
Kassen fließenden Steuern sowie den Gebühren
und Beiträgen an. Abgerundet wird dieser Teil
mit Beiträgen zu verfahrensrechtlichen Aspekten
der Abgabenerhebung und einigen übergreifen-
den Betrachtungen, z.B. den Lenkungszwecken
der Steuern, der Einnahmeerzielung durch wirt-
schaftliche Betätigung und der Besteuerung
kommunaler Tätigkeiten.

Drei Beiträge sind dem komplexen System des
kommunalen Finanzausgleichs und den
Gemeindefinanzen im bundesstaatlichen

Finanzausgleich vorbehalten. Dem schließt sich
als zweiter Schwerpunkt des Handbuchs das
Haushaltsrecht an. Nach einer systematisieren-
den und bewertenden Einführung werden Gren-
zen der Haushaltsplanung und -umsetzung
sowie der überörtlichen Finanzkontrolle darge-
stellt. Angemessen knapp fällt der Überblick
zum kommunalen Kassen-, Rechnungs- und
Prüfungswesen aus. Die beiden abschließenden
Beiträge aus haushaltsrechtlichen Vorgaben für
die kommunale Auftragsvergabe und auf das
Haushaltsstraf- und -disziplinarrecht zeigen auf,
welche Fallstricke das kommunale Finanzwesen
zu beachten hat. 

Staatsbankrott! Bankrotter Staat? Finanz-
reform und gesellschaftlicher Wandel in
Preußen nach 1806, Katalog zur Ausstel-
lung des Geheimen Staatsarchivs Preu-
ßischer Kulturbesitz, 124 Seiten 2006, 9,80
€ ISBN 3-428-12190-2, Duncker & Hum-
blot GmbH, Postfach 41 03 29, 12113 Ber-
lin.

Die schwierige Lage der heutigen öffentlichen
Haushalte auf Bundes-, Landes- und kommuna-
ler Ebene ist bekannt. In einer solchen Situation
macht es Sinn, auch auf historische Erfahrungen
zurückzugreifen. Das vorzustellende Bändchen
über die Finanzreform Preußens nach 1806 gibt
hierzu eine Grundlage. Einen Mittelpunkt in die-
sen Reformbemühungen stellten die Stein-Har-
denbergschen Reformen dar., die bekanntlich
eine weitreichende Selbstverwaltung der Kom-
munen und Provinzen vorsahen (S. 55 ff.) 

In einem ersten Abschnitt wird als Aufgangslage
ein Staatsbankrott Preußens diagnostiziert.

1806: Der Krieg Preußens gegen das Napoleoni-
sche Frankreich geht verloren. Damit verschär-
fen sich die finanziellen Probleme des Königrei-
ches, dessen Staatsschatz bereits durch die mili-
tärischen Unternehmungen der vorangegange-
nen Jahre erschöpft ist. Mit den im Tilsiter Frie-
den am 09. Juli 1807 festgelegten Bestimmun-
gen (u. a. Halbierung des Staatsgebiets, hohe
Kontri-butionszahlungen) gerät Preußen in eine
den Staat in seiner Existenz bedrohende Krise.

Der 2. Abschnitt stellt Konzepte der damaligen
Zeit dar.

Bankrotter Staat? Erneuerung und Konsolidie-
rung

Die Lösung der Finanzkrise gilt den Reformkräf-
ten innerhalb der Staatsverwaltung als vordring-
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lichstes Problem. Ihr Ideal sehen sie im selbstän-
digen Staatsbürger, der es ungehindert durch
althergebrachte Traditionen in freier Entfaltung
seiner Fähigkeiten zu Glück und Wohlstand
bringt. Die sog. Stein-Hardenbergschen Refor-
men: Zentralisierung der Verwaltung, Bauernbe-
freiung, Gewerbe- und Militärreform dienen
zusammen mit neuen Bildungsinvestitionen die-
sem Zweck. Benötigt wird jedoch gleichzeitig
der belastbare Steuerzahler, der den Umbau des
Staates wie auch die Kontributionslast finanziert.

In einem weiteren Abschnitt wird der Bogen zur
Verfassungsfrage geplant.

Die Verfassungsfrage: Staatsfinanzen und poli-
tische Herrschaft

In den Befreiungskriegen 1813-15 gewinnt das
Verhältnis zwischen dem Staat und seinen Bür-
gern eine neue Dimension. Die aus der nationa-
len Mobilisierung erwachsende Idee eines deut-
schen Nationalstaats wird vom Reformbeamten-
tum jedoch nicht aufgegriffen. Auch die gefor-
derte staatsbürgerliche Repräsentation soll erst
bei einer erneuten Schuldenaufnahme einge-
richtet werden. Die Einlösung dieses „Verfas-
sungsversprechens“ umgeht die Regierung
jedoch durch Kreditaufnahme im Ausland. 

Das gesamte Sozialgesetzbuch SGB I bis
SGB XII, Walhalla Arbeitsrecht mit allen
wichtigen Durchführungsverordnungen
sowie Sozialgerichtsgesetz (SGG), unge-
kürzte Ausgabe 2006, 1312 Seiten, Paper-
back, 19,90 €, ISBN 978-3-8029-7424-3,
Walhalla Fachverlag, Regensburg/Berlin,
2006

Das vollständige Regelwerk der sozialen Siche-
rung erscheint jetzt im Walhalla Fachverlag in
ungekürzter Fassung in einem kompakten
Handbuch. Das gesamte Sozialgesetzbuch SGB I
bis SGB XII enthält alle Sozialgesetzbücher mit
dem aktuellen, vollständigen Gesetzestext inklu-
sive der zum 01.Juli 2006 in Kraft getretenen
Änderungen im SGB II. Die praxisrelevanten
Durchführungsverordnungen und Nebenbe-
stimmungen – einschließlich Sozialgerichtsge-
setz – ergänzen diese einzigartige und preiswer-
te Arbeitshilfe.

Mitarbeiter in Ämtern, Wohlfahrtsverbänden,
bei Sozialversicherungsträgern und Arbeitsagen-
turen, Rentenberater und Anwälte sowie alle,
die mit dem Sozialgesetz arbeiten, erhalten mit
Hilfe des Nachschlagewerks einen umfassenden
Überblick über die komplizierten Gesetzes- und
Verordnungslage und können so alle Ansprüche
oder sonstige Fragestellungen rasch und kom-
petent klären. 

Besonders praktisch: Alle zwölf Sozialgesetz-
bücher in einem handlichen Band zusammen
gestellt, ermöglichen dem Nutzer jederzeit
bequem auf sämtliche Rechtsgrundlagen und
Verordnungen zugreifen zu können – ob im
Büro, in der Konferenz, Zuhause oder unter-
wegs.

Horst Marburger, SGB I-Allgemeiner Teil
des Sozialgesetzbuches, Textausgabe mit
ausführlicher Kommentierung, 96 Seiten,

Paperback, 5,95 €, ISBN 987-3-8029-
7496-0, Walhalla Fachverlag, Regens-
burg/Berlin, 2006.

Wer die grundlegenden Aufgaben, Ziele und
den Aufbau der Sozialgesetzgebung versteht,
findet sich auch in den Teilbereichen, von
Arbeitsförderung bis Sozialversicherung, besser
zurecht.

Eine nützliche Verständnishilfe bietet die kom-
mentierte Textausgabe des SGB I-Allgemeiner
Teil des Sozialgesetzbuches, die jetzt neu im
Walhalla Fachverlag erscheint. Der einführende
Kommentar des Sozialrechtsexperten Horst
Marburger stellt zusammen mit dem vollständig
abgedruckten Gesetzestext kompakt und klar
die im SGB I festgelegten Grundsätze dar, die
sich auf alle folgenden Sozialgesetzbücher von II
bis XII auswirken.

Neben den elementaren Grundsätzen geht der
Text ausführlich auch auf Teilaspekte des SGB I
ein und klärt folgende wichtigen Fragen:

• Welche Aufgaben hat das SGB und welche
sozialen Rechte werden darin formuliert?

• Welche Sozialleistungen gibt es, wer ist der
jeweilige Leistungsträger und welchen Er-
messenspielraum hat dieser im Einzelfall?

• Wie entstehen Ansprüche, wann verjähren
sie?

• Ist der Datensatz – das Sozialgeheimnis –
gewährleistet?

• Wann werden Leistungen an Dritte ausge-
zahlt?

• Wie ist die Sonderrechtsnachfolge geregelt?

• Welche Mitwirkungspflichten gibt es für Leis-
tungsberechtigte?

Der neue Walhalla-Kurzkommentar SGB I – All-
gemeiner Teil des Sozialgesetzbuches unter-
stützt als Einführung und Nachschlagewerk alle,
die sich in ihrer alltäglichen Arbeit mit dem SGB
auseinandersetzen – ein praxisorientierter Fach-
berater für Mitarbeiter in Kommunen und
Sozialversicherungsträger sowie für Rechtsan-
wälte.

Carsten Schwitzky, Kinderzuschlag oder
Arbeitslosengeld II?, Bedürftigkeit prüfen
– die neue Sozialleistung korrekt umsetz-
ten, Kommentar mit Prüfschema und
Berechnungsbeispielen, mit den Änderun-
gen durch das SGB II-Fortentwicklungsge-
setz, 112 Seiten, Kartoniert, 13,80 €, ISBN
978-38029-7488-5, Walhalla Fachverlag,
Regensburg/Berlin, 2006,

Der Kinderzuschlag zielt darauf, jener Bedürftig-
keit einer Familie zu begegnen, die sich aus-
schließlich aus der Bedürftigkeit der in der Fami-
lie lebenden Kinder ergibt. In dem Kommentar
Kinderzuschlag oder Arbeitslosengeld II? aus
dem Walhalla Fachverlag beantwortet der Autor
Carsten Schwitzky alle wichtigen Fragen rund
um die neue Sozialleistung. Anschaulich erläu-
tert der Sozialexperte die Zielsetzung und geht
ausführlich auf Anspruchsvoraussetzungen,
Dauer und Höhe ein. 

Ein übersichtliches Ablaufschema vermittelt ein
Grundverständnis für die Vielschichtigkeit der
Anspruchsprüfung, bevor detailliert auf einzelne
Voraussetzungen eingegangen wird. Dazu ge-
hört neben der Festlegung der Mindest- und
Höchsteinkommensgrenzen auch die Bedeutung
unterschiedlicher Einnahmen und Vermögens-
werte für die Bewilligung und Höhe des Kinder-
zuschlags. Wechselwirkungen mit dem SGB II
sowie das Verhältnis des Kinderzuschlags zum
SGB XII berücksichtigt der Autor ebenfalls. Zahl-
reiche Praxis-Tipps, Berechnungs- und Fallbei-
spiele erleichtern das Verständnis der komplizier-
ten Materie. 

Mit seiner umfassenden Kommentierung gibt
Schwitzky nicht nur Mitarbeitern in Arbeitsge-
meinschaften und Optionskommunen, sondern
auch interessierten Laien eine praxisorientierte
Hilfe an die Hand, die darüber hinaus auch einen
Überblick über die Hintergründe der Einführung
dieser familienpolitischen Leistung gibt. 

Hauck/Noftz, Sozialgesetzbuch (SGB)
Gesamtkommentar SGB II: Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende, Bandherausge-
ber Dr. Thomas Voelzke, Richter am Bun-
dessozialgericht, von Dietrich Hengel-
haupt, Richter am Landessozialgericht,
Stefan Kalhorn, Richter am Verwaltungs-
gericht, Prof. Dr. Ernst-Wilhelm Luthe,
Fachhochschule Braunschweig/Wolfen-
büttel, Imme Müller, Oberregierungsrätin
im Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie, Leandro Valgolio, Vorsitzen-
der Richter am Landessozialgericht, Stand
2006, Loseblatt-Kommentar einschließlich
der 5. Lieferung, 1.940 Seiten, in 1 Ordner,
DIN A5, Euro 98,-, ISBN 3-503-06374-9,
Erich Schmidt Verlag GmbH & Co., Genthi-
ner Straße 30G, 10785 Berlin-Tiergarten.

Das Sozialrecht in Deutschland unterliegt seit
Jahrzehnten einschneidenden Veränderungen.
Kaum ein anderes Rechtsgebiet beeinflusst in
diesem Umfang unseren Alltag. Täglich werden
neue Fragen gestellt. Der Hauck/Noftz liefert
zuverlässige Antworten und überzeugt seit Jahr-
zehnten durch sein ausgereiftes Konzept.

Der Kommentar zum SGB II versteht sich als
Erläuterungswerk für Praxis und Rechtspre-
chung. Er enthält alle notwendigen Informatio-
nen rund um die aktuellen Regelungen, zeigt die
Zusammenhänge des SGB II zum übrigen Sozial-
recht auf, gibt praktische Hinweise zur Umset-
zung des neuen Rechts und trägt zur wissen-
schaftlichen Vertiefung des Rechtsgebietes bei.
Der Kommentar wendet sich an alle Praktiker in
der Sozialverwaltung und den Kommunen, an
die Anwaltschaft, die Gerichte sowie an die Sozi-
alpartner.

Mit der 5. Ergänzungslieferung wird die
Kommentierung auf den neuesten Stand
gebracht. Den Schwerpunkt bildet die Anpas-
sung der Kommentierung verschiedener Vor-
schriften (§ 11, 12, 13 und 30 SGB II) an die
geänderte Alg II-Verordnung. Grundlegend
überarbeitet sind die Kommentierungen zu § 7
(Berechtigte) und § 8 (Erwerbsfähigkeit). Der
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Textteil bringt u.a. das SGB II auf den Stand des
Fünften Gesetzes zur Änderung des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
vom 22.12.2005.

Horst Marburger, SGB II - Grundsicherung
für Arbeitsuchende, Ausführliche Einfüh-
rung in das Zweite Sozialgesetzbuch mit
Gesetzestext, 6. neu bearbeitete Auflage,
96 Seiten, Paperback, 5,95 €, ISBN 978-3-
8029-7481-6, WALHALLA Fachverlag,
Regensburg/Berlin.

Das SGB II-Fortentwicklungsgesetz, das am 
01. August 2006 in Kraft getreten ist, ändert
erneut wesentliche Punkte im Zweiten Sozialge-
setzbuch, die vor allem das Prinzip „Fordern“
weiter konkretisieren und Verwaltungspraxis
erleichtern sollen. 

Die neu bearbeitete, sechste Auflage der kom-
mentierten Textausgabe SGB II-Grundsicherung
für Arbeitsuchende geht neben den Grundsät-
zen des SGB II bereits ausführlich auf alle durch
das Fortentwicklungsgesetz entstandenen
Änderungen ein.

• Das Prinzip „Fördern und Fordern“: Was sieht
die Eingliederungsvereinbarung zwischen
Leistungsträgern und Leistungsberechtigten
vor? Was beinhaltet das neue „Sofortange-
bot“?

• Regelleistungen, Mehrbedarfe, Einmalleistun-
gen und Kosten für die Unterkunft: Welche
Leistungsarten gibt es, und wer ist anspruchs-
berechtigt? 

• Wer gehört, unter Berücksichtigung der Neu-
regelungen zu Patchwork-Familien, gleich-
geschlechtlichen Partnerschaften und ehe-
ähnlichen Lebensgemeinschaften, zu einer
Bedarfsgemeinschaft?

• Ein-Euro-Jobs: Was verbirgt sich hinter dem
Kriterium der Zumutbarkeit?

• Welche Einkommen und Vermögen – Lebens-
versicherung, Altersvorsorge – sind zu be-
rücksichtigen? Inwiefern sind die Freibeträge
geändert worden?

• Kranken- und Rentenversicherung: Welche
Beiträge werden wann und von wem über-
nommen?

• Streichung der Leistungen und Außendienste:
Welche neuen Kontrollmöglichkeiten werden
eingeführt und welche Sanktionen verschärft?

• Kinderzuschlag: Wer erhält ihn und warum?

Die ausführliche Einführung in das SGB II bietet
umfassende und verständliche Hilfe – ideal für
Arbeitsuchende, Job-Center, Fallmanager, priva-
te Arbeitsvermittler und Personal-Service-Agen-
turen sowie Beratungsstellen für Arbeitsuchen-
de, Sozialhilfeträger und für jeden, der sich über
die Umsetzungsmöglichkeiten von Hartz IV
informieren will.

Horst Marburger, SGB IV - Allgemeine
Vorschriften für die Sozialversicherung,
Ausführliche Einführung in das Vierte Sozi-
algesetzbuch mit Gesetzestext, 176 Seiten,

Paperback, 9,95 €, ISBN 978-3-8029-
7498-4, Walhalla Fachverlag, Regens-
burg/Berlin, 2006.

Das SGB IV regelt die elementaren Grundsätze
der Sozialversicherung: von Krankenversiche-
rung und Unfallversicherung über Rentenversi-
cherung bis hin zur sozialen Pflegeversicherung.

Die kommentierte Textausgabe des SGB IV – All-
gemeine Vorschriften für die Sozialversiche-
rung, die jetzt neu im Walhalla Fachverlag
erschein, bietet entscheidendes Grundlagenwis-
sen für alle Versicherungszweige. In seinem ein-
führenden Kommentar erläutert der Sozial-
rechtsexperte Horst Marburger die wesentlichen
Punkte:

• Die Sozialversicherungsträger

• Versicherungspflicht und Versicherungsfrei-
heit

• Geringfügige Beschäftigungen

• Arbeitsentgelt und Einkommen aus der 
Selbständigkeit

• Bezugsgrößen als Bemessungsgrundlage in
den alten und neuen Ländern

• Beiträge: Festsetzung, Fälligkeit, Verjährung
und Erstattung

• Meldepflichten des Arbeitgebers und Melde-
verfahren

• Einzug des Gesamtsozialversicherungsbetra-
ges

• Haushalts- und Rechnungswesen der Sozial-
versicherungsträger

• Sozialversicherungsausweis und Versiche-
rungsnummer

• Sozialwahlen

Der praxisorientierte Fachratgeber bietet Mitar-
beitern in Kommunen und Sozialversicherungs-
trägern sowie Rechtsanwälten wertvolle Unter-
stützung bei ihrer täglichen Arbeit.

Hauck/Noftz, Sozialgesetzbuch (SGB) V -
Gesetzliche Krankenversicherung, Band-
herausgeber: Prof. Dr. Wolfgang Noftz,
Präsident des Landessozialgerichts a.D.
und Honorarprofessor an der Christian-
Albrechts-Universität in Kiel, Kommentar
von Wolfgang Engelhard, Richter am Lan-
dessozialgericht, Werner Gerlach, Vor-
standsvorsitzender der AOK i.e.R., Dr. Bar-
bara Hohnholz, Richterin am Sozialgericht,
Angelika Huck, Ministerialrätin, Dr. Harald
Klückmann, Richter am Landessozialge-
richt, Dr. Andreas Kranig, Hauptabtei-
lungsleiter im Hauptverband der gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften, Michael
Kruschinsky, Richter am Bundessozialge-
richt, Reinhard Steege, Vorsitzender Rich-
ter am Bundessozialgericht und Wilfried
Vahldiek, Richter am Landessozialgericht
a.D., Stand 2006, Loseblatt-Kommentar
einschließlich der 4. Lieferung, 8.081 Sei-
ten in 5 Ordnern, DIN A5, Euro 168,-.
Ergänzungen bei Bedarf, ISBN 3-503-

02788-2, Erich Schmidt Verlag GmbH &
Co., Genthiner Straße 30G, 10785 Berlin-
Tiergarten.

Das Sozialrecht in Deutschland unterliegt seit
Jahrzehnten einschneidenden Veränderungen.
Kaum ein anderes Rechtsgebiet beeinflusst in
diesem Umfang unseren Alltag. Täglich werden
neue Fragen gestellt. Der Hauck/Nofzt liefert
zuverlässige Antworten und überzeugt seit Jahr-
zehnten durch sein ausgereiftes Konzept.

Die Stärken dieses Kommentars liegen eindeutig
in seiner Aktualität und in der fachlich fundier-
ten Kommentierung von hochrangigen und
sachkundigen Autoren. Die inhaltsreichen, zügig
erscheinenden Nachlieferungen helfen bei der
Bearbeitung schwieriger Fragen.

Mit der 4. Ergänzungslieferung wird die Kom-
mentierung auf den neuesten Stand gebracht.
Die Kommentierungen der neuen §§ 53, 54,
140f, 140g und 140h sind in das Werk auf-
genommen worden. Weitere Überarbeitungen
wurden insbesondere in den § 10 (Familienversi-
cherung) und § 25 (Gesundheitsuntersuchun-
gen) vorgenommen. 

Hauck/Noftz, Sozialgesetzbuch VI:
Gesetzliche Rentenversicherung, Kom-
mentar von Dr. Franz Terdenge, Richter am
Bundessozialgericht, Ministerialrat Udo
Diel, Ministerium für Arbeit, Gesundheit
und Soziales des Landes Nordrhein-West-
falen, Abteilungsdirektor i.R. Hugo Finke,
Bundesversicherungsanstalt für Angestell-
te, Leitender Verwaltungsdirektor, Peter
Kamprad, Deutsche Rentenversicherung
Westfalen, Oberamtsrat Roland Klatten-
hoff, Bundesministerium der Justiz, Dr.
Renate Martin, Richterin am Landessozial-
gericht Berlin-Brandenburg, Britta Slottke,
Richterin am Sozialgericht Potsdam, Ver-
waltungsdirektor Helmut Stahl, Deutsche
Rentenversicherung Bund, unter Mitarbeit
von Verwaltungsoberamtsrat Rainer Lie-
bich, Deutsche Rentenversicherung Bund
und Verwaltungsdirektor Reinhard Ring-
kamp, Deutsche Rentenversicherung
Westfalen, Stand 2006, Loseblatt-Kom-
mentar einschließlich der 2. Lieferung,
7.134 Seiten in 4 Ordnern, DIN A5, Euro
168,-. Ergänzungen bei Bedarf, ISBN 3-
503-02877-3, Erich Schmidt Verlag GmbH
& Co., Genthiner Straße 30G, 10785 Ber-
lin-Tiergarten.

Das Sozialrecht in Deutschland unterliegt seit
Jahrzehnten einschneidenden Veränderungen.
Kaum ein anderes Rechtsgebiet beeinflusst in
diesem Umfang unseren Alltag. Täglich werden
neue Fragen gestellt. Der Hauck/Noftz liefert
zuverlässige Antworten und überzeugt seit Jahr-
zehnten durch sein ausgereiftes Konzept.

Der Kommentar zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung (SGB VI) bietet eine fundierte Unter-
stützung bei der Einarbeitung in das Rentenrecht
und dessen Anwendung. Dabei beschreibt das
Werk auch die Gesamtkonzeption und Systema-
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tik des Rentenrechts sowie die sozial- und
rechtspolitischen Entwicklungen.

Die 2. Lieferung enthält Kommentierungen der
§§ 255g, §§ 127 bis 130 und §§ 132 bis 137.
Die §§ 145 und 218 sind durch das Organisa-
tionsreformgesetz aufgehoben. Überarbeitet
sind die §§ 5, 8, 154, 158, 216, 217, 223, 
278a, 289 und 289a aufgrund von Gesetzes-
änderungen und Rechtsprechung. Die Verord-
nung über die Erfassung und Übermittlung von
Daten für die Träger der Sozialversicherung
(C365) ist aufgrund der Neubekanntmachung
vom 23.01.2006 (BGBl. I S. 152) aktualisiert
worden.

Hauck/Noftz, Sozialgesetzbuch (SGB)
Gesamtkommentar SGB XII: Sozialhilfe,
Bandherausgeber Prof. Dr. Ernst-Wilhelm
Luthe, Fachhochschule Braunschweig/
Wolfenbüttel, Kommentar von Prof. Dr.
Johannes Falterbaum, Berufsakademie
Heidenheim, Prof. Dr. Thomas Klie, Evan-
gelische Fachhochschule Freiburg, Prof. Dr.
Erika Lücking, Richterin am Verwaltungs-
gericht, Evangelische Fachhochschule Ber-
lin, Prof. Dr. Volker Neumann, Humboldt-
Universität zu Berlin, Prof. Dr. Volker
Schlette, Richter am Verwaltungsgericht,
apl. Professor an der Georg-August-Uni-
versität Göttingen, Dr. Thomas Voelzke,
Richter am Bundessozialgericht, Stand
2006, Loseblatt-Kommentar einschließlich
der 4. Lieferung, 2.272 Seiten in 2 Ord-
nern, DIN A 5, Euro 98,-, ISBN 3-503-
06375-7, Erich Schmidt Verlag GmbH &
Co., Genthiner Straße 30G, 10785 Berlin
Tiergarten.

Das Sozialrecht in Deutschland unterliegt seit
Jahrzehnten einschneidenden Veränderungen.
Kaum ein anderes Rechtsgebiet beeinflusst in
diesem Umfang unseren Alltag. Täglich werden
neue Fragen gestellt. Der Hauck/Noftz liefert
zuverlässige Antworten und überzeugt seit 
Jahrzehnten durch sein ausgereiftes Konzept.

Der Kommentar zum SGB XII versteht sich als
ein Erläuterungswerk für die Verwaltungspraxis,
Anwaltschaft, Rechtsprechung und private Hilfs-
organisationen. Er enthält die der wichtigsten
Materialien des Gesetzgebungsverfahrens und
eine umfangreiche Einführung zu den Struktur-
prinzipien sowie zu verwaltungswissenschaftlich
und europarechtlich relevanten Bezügen der
Sozialhilfe ist das Werk darüber hinaus auch für
den Kreis sozialpolitisch Tätiger von besonde-
rem Interesse.

Mit der 4. Lieferung wird die Kommentierung
auf den neuesten Stand gebracht. Die Paragra-
fen §§ 1, 9, 17, 19, 25, 81, 83, 87, 96, 104, 110,
118 und 120 sind im Hinblick auf neueste
Recht-sprechung und Literatur aktualisiert.
Außerdem wurde das Stichwortverzeichnis 
(A 040) überarbeitet und die noch ausstehende
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Gesundheit und Soziale Sicherung (M 012) in
den Materialteil aufgenommen. Diese Kennzahl
wird mit der 5. Lieferung fortgesetzt.

Horst Marburger, Die neue Sozialhilfe,
Ausführliche Einführung in das Zwölfte
Sozialgesetzbuch mit Gesetzestext, 5.
aktualisierte Auflage, 160 Seiten, 6,95 €,
ISBN 978-3-8029-7482-3, -WALHALLA
Fachverlag, Regensburg/Berlin, 2006.

Die im Januar 2005 eingeführte „neue Sozialhil-
fe“ als Nachfolgeregelung zum Bundessozialhil-
fegesetz ist aufgrund der Erfahrungen in der
Praxis mehrfach nachgebessert worden – zuletzt
im Zuge des SGB II-Fortentwicklungsgesetzes im
August 2006.

Der Verfasser des anzuzeigenden Buches
berücksichtigt in seinem einführenden Kom-
mentar SGB XII – Die neue Sozialhilfe, der jetzt
5. aktualisierten Auflage im Walhalla Fachverlag
er-scheint, alle Änderungen und schafft so ein
grundlegendes Verständnis des neuen Rechts:

• Leistungsarten der Sozialhilfe

• Anspruch auf Leistungen der Sozialhilfe

• Notwendiger Lebensunterhalt und Sonderbe-
darf

• Zuzahlungen zur Krankenkasse als Darlehen

• Darlehensgewährung, Leistungseinschrän-
kungen

• Regelsatz-Verordnung

• Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung

• Hilfen zur Gesundheit und zur Pflege

• Eingliederungshilfen für behinderte Men-
schen

• Hilfe in anderen Lebenslagen

• Einsatz von Einkommen und Vermögen

• Verpflichtungen anderer

• Zuständigkeiten, Kostenersatz, Verfahrensbe-
stimmungen

Besonders hilfreich ist die synoptische Darstel-
lung der Überführung der Regelungen aus dem
vor 2005 geltenden BSHG in das SGB XII, die
einen direkten Vergleich zwischen alter und
neuer Gesetzgebung ermöglicht.

Die Einführung in das Zwölfte Sozialgesetzbuch
gibt einen praxisorientierten Überblick über die
neue Sozialhilfe und eignet sich ideal als Arbeits-
hilfe für Mitarbeiter in Ämtern der Kommunen,
bei Sozialhilfeträgern, Behindertenverbänden
und Pflegeeinrichtungen sowie für Sozialhilfe-
empfänger und alle, die sich über das geltende
Recht informieren wollen. 

Rainer Göckler, Fallmanagement – der
neue Weg zur Beschäftigungsförderung,
Praxisorientierter Betreuung und Vermitt-
lung in der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende (SGB II), 2. aktualisierte Auflage,
192 Seiten, Flexcover, 19,90 €, ISBN 978-
3-8029-7485-4, Walhalla Fachverlag,
Regensburg/Berlin, 2006.

Fallmanagement ist das Kernelement der neuen
Grundsicherung für Arbeitsuchende, als Aufga-

be sozialorientierter Dienstleister in Deutschland
jedoch noch ein relativ neues Arbeitsfeld. Rai-
ner Göcklers Handbuch Beschäftigungsorien-
tiertes Fallmanagement aus dem Walhalla Fach-
verlag gibt eine fundierte Einführung in die Defi-
nition, Abläufe und Standards dieser jüngeren
Disziplin und beantwortet erste, aus der Praxis
entstandene Fragen:

• Was ist das Besondere am Fallmanagement in
der Beschäftigungsförderung?

• Was muss sich in der bisherigen Handhabung
der Grundsicherungsträger ändern?

• Welche Charakteristika weist Fallmanage-
ment im Laufe der Beschäftigungsförderung
auf und welche Standards gibt es dazu?

• Wie kann man Qualität im beschäftigungs-
orientierten Fallmanagement sichern und Er-
folge feststellen?

Als Wissenschaftler und Praktiker zugleich – der
Autor lehrt am Fachbereich Arbeitsverwaltung
der Fachhochschule des Bundes und ist zudem
als Fallmanagementtrainer für die Bundesagen-
tur für Arbeit tätig – bietet Rainer Göckler, „das
Beste aus beiden Welten“; sein wissenschaftli-
cher Hintergrund bürgt für die Fundiertheit der
Inhalte, sein unablässiger Kontakt zum Bera-
tungs- und Vermittlungsalltag garantiert absolu-
te Praxistauglichkeit des Buches. 

So unterstützt das Handbuch Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen der Grundsicherungsträger
sowie der karitativen und gewerblichen Anbieter
von unterstützenden Dienstleistungen in ihrer
täglichen Arbeit. Praxisorientierte Checklisten
helfen bei der Messung und Bewertung der
Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität. Stu-
dentinnen und Studenten unterschiedlichster
Fachrichtungen, die sich mit dem Thema Fall-
management in der Beschäftigungsförderung
auseinandersetzen, profitieren besonders von
Göcklers qualifizierter Kommentierung, die eine
gesellschaftspolitische und wissenschaftliche
Einordnung des Fallmanagements erleichtert.
Erprobtes und neue Ideen werden hier in einem
unentbehrlichen Werk für Praxis und Wissen-
schaft vereint.

Heiko Waller, Gesundheitswissenschaft,
eine Einführung in Grundlagen und Praxis,
4. überarbeitete und erweiterte Auflage
2006, 25,- €, ISBN-10 3-17-019073-3,
Verlag W. Kohlhammer GmbH, 70549
Stuttgart.

Die wesentlichen Elemente der neuen Disziplin
der Gesundheitswissenschaft werden in dieser
klar gegliederten, kompakten Einführung vorge-
stellt. Die Darstellung ist konsequent auf das
Thema „Gesundheit“ bezogen. Dazu werden im
ersten Teil die Grundlagen des Fachs – Gesund-
heitskonzepte, Gesundheitsressourcen, Gesund-
heitsrisiken und Gesundheitssysteme – darge-
stellt. 

Der zweite, eher praxisorientierte Teil widmet
sich der Gesundheitssystemgestaltung sowie
den individuellen und gesellschaftlichen Mög-
lichkeiten der Gesundheitsförderung und der
Prävention. Damit bildet dieses Lehrbuch ein
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Standardwerk für Studierende der Studiengänge
Gesundheitswissenschaften, Public Health,
Medizin, Psychologie, Soziologie, Pflege, Sozial-
arbeit und Heil- und Sozialpädagogik.

Meier-Baumgartner, Dapp, Anders, Aktive
Gesundheitsförderung im Alter, ein neuar-
tiges Präventionsprogramm für Senioren,
2. aktualisierte und erweiterte Auflage
2006, 29,- €, ISBN-10: 3-17-019327-9,
Verlag W.Kohlhammer GmbH, 70549
Stuttgart.

Die Förderung von gesundheitlichen Ressourcen
bis ins hohe Alter stellt eine zentrale gesund-
heitspolitische Herausforderung der Gegenwart
dar. Dieses Buch schildert auf der Grundlage

aktueller, evidenzbasierter Erkenntnisse Voraus-
setzungen, Durchführung und Nutzen eines
multidimensionalen Präventionsprogramm für
Senioren. Die einfache und überzeugende An-
leitung zur Erarbeitung und Umsetzung eines
individuellen Präventionskonzepts ist auf die
Bedürfnisse von Durchschnittsbürgern zuge-
schnitten. Mit struktur- und professionsüber-
greifender Vernetzung wird zudem Nachhaltig-
keit gewährleistet. Im Buch sind theoretische
Überlegungen und eine umfassende Praxisanlei-
tung zur eigenständigen Gestaltung des Pro-
gramms an geriatrischen Zentren enthalten.

Im Rahmen der Hausarztstudie konnte das Pro-
gramm „Aktive Gesundheitsförderung im Alter“
unter kontrollierten Bedingungen nach aktuellen
wissenschaftlichen Erkenntnissen weiterent-
wickelt und in der breiten Anwendung erfolg-

reich getestet werden. Auch die Grenzen seiner
Anpassungsfähigkeit, die Zielgruppenpassung
und alternaive Zugangswege wurden unter-
sucht. 

• Geeignete Setting-Ansätze: Kooperationen
mit Wohnungsbaugenossenschaften, kom-
munalen Gesundheitstreffs und mit Kranken-
kassen erwiesen sich als besonders Erfolg ver-
sprechend.

• Spezifische Zielgruppen: Migranten werden
am besten über Berater erreicht, die in bei-
den Kulturen aufgewachsen sind, sowie über
Hausbesuche.

• Schlüsselfunktion des Hausarztes: Die Vernet-
zung mit den Hausärzten bleibt die beste Vor-
aussetzung für einen erfolgreichen Verlauf
des Gruppenprogramms. 
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Schriftenreihe des Freiherr-vom-Stein-Instituts

Wissenschaftliche Forschungsstelle des Landkreistages Nordrhein-Westfalen
an der Universität Münster

Die Veröffentlichungen der Schriftenreihe des Freiherr-vom-Stein-Instituts sind im
Deutschen Gemeindeverlag/Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, erschienen und nur

über den Buchhandel zu beziehen.

Band 17 – Hoppe/Erichsen/Leidinger (Hrsg.), Aktuelle Probleme
der kommunalen Selbstverwaltung – 10 Jahre Freiherr-vom-
Stein-Institut, 1991
Band 18 – Vietmeier, Die staatlichen Aufgaben der Kommunen
und ihrer Organe – Auftragsverwaltung und Organleihe in
Nordrhein-Westfalen, 1992
Band 19 – Faber, Europarechtliche Grenzen kommunaler
Wirtschaftsförderung – Die Bedeutung des Art. 92 – 94 EWGV
für die kommunale Selbstverwaltung, 1992
Band 20 – Hoppe/Schulte (Hrsg.), Rechtsschutz der Länder in
Planfeststellungsverfahren des Bundes – Dargestellt am
Beispiel des Denkmalschutzes in Nordrhein-Westfalen, 1993
Band 21 – Bodanowitz, Organisationsformen für die kommuna-
le Abwasserbeseitigung, 1993
Band 22 – Brügge, Bodendenkmalrecht unter besonderer
Berücksichtigung der Paläontologie, 1993
Band 23 – Adam, Veterinärrecht – Eine systematische Darstel-
lung unter besonderer Berücksichtigung der Rechtslage in
Nordrhein-Westfalen, 1993
Band 24 – Hoppe/Bauer/Faber/Schink (Hrsg.), Rechts- und
Anwendungsprobleme der neuen Bauordnung NW, 1996
Band 25 – Krebs, Rechtliche Grundlagen und Grenzen kommu-
naler Elektrizitätsversorgung, 1996
Band 26 – Twehues, Rechtsfragen kommunaler Stiftungen,
1996
Band 27 – Hoppe/Bauer/Faber/Schink (Hrsg.), Auswirkungen
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes auf die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger, 1996
Band 28 – Otting, Neues Steuerungsmodell und rechtliche
Betätigungsspielräume der Kommunen, 1997
Band 29 – Schnell, Freie Meinungsäußerung und Rederecht
der kommunalen Mandatsträger unter verfassungsrecht-
lichen, kommunalrechtlichen und haftungsrechtlichen
Gesichtspunkten, 1997
Band 30 – Oebbecke/Bauer/Faber (Hrsg.), Umweltrecht und
Kommunalrecht, 1998
Band 31 – Freisburger, Public Private Partnership in der kom-
munalen Museumsarbeit, 2000
Band 32 – Oebbecke/Bauer/Pünder (Hrsg.), Perspektiven der
kommunalen Sparkassen, 2000
Band 33 – Obermann, Die kommunale Bindung der Sparkas-
sen: Verfassungsrechtliche Möglichkeiten und Grenzen ihrer
Ausgestaltung, 2000
Band 34 – Lohmiller, Kaptialbeteiligungsgesellschaften der
Sparkassen – Eine Untersuchung über die Rechtsgrundlagen
der Beteiligungsfinanzierung durch kommunale Sparkassen,
2000
Band 35 – Schefzyk, Der kommunale Beteiligungsbericht – Ein
Instrument zur verbesserten Berichterstattung über die
Unternehmenstätigkeit der Kommunen, 2000
Band 36 – Faber, Gesellschaftliche Selbstregulierungssys-
teme im Umweltrecht – unter besonderer Berücksichtigung
der Selbstverpflichtungen, 2001
Band 37 – Schulenburg, Die Kommunalpolitik in den Kreisen
Nordrhein-Westfalens: Eine empirische Bestandsaufnahme,
2001

Band 38 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Kommunal-
finanzen, 2001

Band 39 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Die nord-
rhein-westfälische Gemeindeprüfung in der Diskussion, 2001

Band 40 – Lüttmann, Aufgaben und Zusammensetzung der
Verwaltungsräte der kommunalen Sparkassen, 2002

Band 41 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Aktuelle Fra-
gen der Sparkassenpolitik, 2002

Band 42 – Hörster, Die Wahrnehmung der Sozialhilfeaufgaben
im kreisangehörigen Raum in Nordrhein-Westfalen, 2002

Band 43 – Pünder, Haushaltsrecht im Umbruch – eine Unter-
suchung der Erfordernisse einer sowohl demokratisch legi-
timierten als auch effektiven und effizienten Haushaltswirt-
schaft am Beispiel der Kommunalverwaltung, 2003

Band 44 – Harks, Kommunale Arbeitsmarktpolitik – Rechtliche
Vorgaben und Grenzen, 2003

Band 45 – Schepers, Internet-Banking und sparkassenrechtli-
ches Regionalprinzip, 2003

Band 46 – Kulosa, Die Steuerung wirtschaftlicher Aktivitäten
von Kommunen – Eine betriebswirtschaftliche Analyse, 2003

Band 47 – Placke, Interkommunale Produktvergleiche als
Basis für den kommunalen Finanzausgleich, 2004

Band 48 – Wittmann, Der Sparkassenverbund, 2004

Band 49 – Lübbecke, Das Kommunalunternehmen – neue
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